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1. Einleitung 

„Diese Studentenschaft, jahrhundertelang zu elitärem, bornierten Dünkel erzogen, nur herablassend sich 

mit dem gemeinen Volk befassend, hat vieles von dem verloren, was Kurt Tucholsky zur Charakterisierung 

der Studenten ‚auf den kleinen Universitäten‘ 1920 geschrieben hat [Anm. d. A.: „Mord und Totschlag 

machen ihnen Spaß“ (Tucholsky 1920: 397)]. Auch die Universität selbst ist nicht mehr als Ganzes jene 

Domäne der Reaktion, als die sie etwa in den zwanziger Jahren zurecht bei der demokratischen 

Öffentlichkeit Deutschlands galt“ (Flessenkemper et al. 1977: 10). 

Diese Feststellung machten Marburger Universitätsangehörige anlässlich des 450-jährigen 

Jubiläums der Philipps-Universität Marburg (UMR) im Jahr 1977. Sie attestierten den 

Marburger Student*innen, dass sie der Demokratie nunmehr deutlich positiver zugewandt 

waren, als es wenige Jahrzehnte zuvor noch der Fall gewesen war. Ohne Zweifel blickte man 

damals auf politisch bewegte Jahre zurück. Die Politisierung der Student*innenschaft spiegelte 

sich dabei auch in Aktivitäten an der Hochschule wider. Beispielsweise beteiligten sich damals 

bis zu 60 Prozent der Marburger Student*innen an den Hochschulwahlen (vgl. AStA Marburg 

2005). 

Diese stehen an fast allen Universitäten Deutschlands jedes Jahr aufs Neue an. Gemeint wird 

damit eine ganze Fülle an Wahlen, häufig sprachlich und organisatorisch zusammengefasst, so 

dass der Eindruck entsteht, es handele sich dabei um ein singuläres Ereignis. Doch der Anschein 

trügt. Denn hinter dem Sammelbegriff Hochschulwahlen versteckt sich eine Bandbreite an 

spezifischen Eigenheiten. Zur Wahl aufgerufen sind dabei die verschiedenen 

Hochschulmitglieder – Professor*innen, wissenschaftliche sowie administrativ-technische 

Mitarbeiter*innen und Student*innen. 

Die Wahlen, einst eingeführt, um die Interessen der verschiedenen Gruppen bei universitären 

Angelegenheiten zu berücksichtigen, erfahren heutzutage allerdings eine gemischte Resonanz. 

In Marburg machten bei den zweiwöchigen Hochschulwahlen im Sommersemester 2022, das 

heißt, den Wahlen zum Senat, 76,42 Prozent der Professor*innen, aber nur 13,27 Prozent der 

Student*innen von ihrem Stimmrecht Gebrauch (vgl. UMR 2022b). Der studentische Wert 

korrespondiert dabei mit Beteiligungsraten an deutschen und anderen europäischen 

Universitäten (vgl. Persson 2003; Lenz/Hering 2020).  

Studentische Vertreter*innen kritisieren währenddessen, dass der studentischen Perspektive bei 

universitären Entscheidungsfindungen zu wenig Raum gegeben werde. Gleichzeitig 

argumentieren andere Teile der Student*innenschaft, dass einige universitäre Perspektiven von 

den herrschaftstragenden studentischen Vertreter*innen vernachlässigt würden (vgl. Weller et 

al. 2023). 
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Es lässt sich bereits erkennen, dass die Hochschulpolitik ein umkämpftes Terrain darstellt, um 

das kräftig gerungen wird. Die Entscheidungen, die dort getroffen werden, bleiben nicht ohne 

Folgen. Allerdings steht die geringe Wahlbeteiligung in gewisser Hinsicht diametral zu dieser 

Beobachtung. Öffentliche Aufmerksamkeit erlangten Student*innenschaften in den letzten 

Jahren passenderweise vor allem dann in Deutschland, wenn die Wahlbeteiligungsraten neue 

Negativrekorde erreichten oder Entscheidungen studentischer Vertreter*innen skandalöse 

Ausmaße annahmen (vgl. Theile 2006; Peters 2019a, b; Lenz/Hering 2020).  

Um der Partizipation der Student*innen auf den Grund zu gehen, ist die folgende Arbeit deshalb 

den studentischen Wahlen gewidmet. Anhand einer explorativen Fallstudie soll untersucht 

werden, wie es sich mit dem demokratischen Charakter der Marburger Student*innen heute, 

kurz vor dem 500-jährigen Jubiläum der UMR verhält. Dafür stellt die vorliegende Arbeit 

folgende Fragen in den Mittelpunkt: Warum beteiligen sich Student*innen an der Wahl zum 

Student*innenparlament? Wie kommt ihre Wahlentscheidung zustande? Im Fokus stehen 

also das Ob und Wie der Wahlbeteiligung. Daran angliedernde Fragen zur spezifischen 

Bearbeitung lauten: Gibt es besondere Merkmale, die Wahlberechtigte zu 

(Nicht-)Wähler*innen machen? Aus welchen Gründen entscheiden sich Student*innen 

letztlich, ihr Kreuz bei einer ganz bestimmten politischen Gruppierung zu machen? 

Anhand von Individual- sowie Aggregatdaten und kontextspezifischen Darlegungen aus einer 

Online-Umfrage, Statistiken und weiterer Dokumente werden die politischen Einstellungen der 

Wahlberechtigten und die strukturellen Aspekte der Hochschulwahlen beleuchtet. Die 

forschungspraktische Zielsetzung ist, in erster Linie Erkenntnisse über das Wahlverhalten der 

Marburger Student*innenschaft zu gewinnen und im Anschluss daran Hypothesen aufzustellen, 

die nachfolgende Forschungsvorhaben anregen und erleichtern sollen.  

Die Beschäftigung mit diesem Teilbereich der Gesellschaft ist insofern interessant, weil 

Student*innen als die „Elite von morgen“ (Dahrendorf 1965: 367) betrachtet werden und ihnen 

als solche ein entscheidender Beitrag zu der Gestaltung und den Entwicklungen der Welt 

zugesprochen wird. In diesem Lichte ist die Betrachtung ihrer politischen Orientierung und 

Ansichten wichtig. Denn jene, die die Geschicke des Gemeinwohls der Zukunft leiten, so die 

Vorstellung, sollten sich mit der freiheitlich-demokratischen Grundordnung verbunden fühlen. 

Zudem trifft der Beteiligungsrückgang bei Hochschulwahlen auf eine generell sinkende 

Wahlbeteiligung in Deutschland beziehungsweise westlichen Demokratien. Vor diesem 

Hintergrund wird mitunter vor einer Krise der Demokratie gewarnt (vgl. De Nève 2009). 

Insbesondere junge Wähler*innen – zu denen Student*innen mehrheitlich zählen – geraten 

dabei häufig in das Fadenkreuz der Debatte, da sie seltener von ihrem Stimmrecht Gebrauch 
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machen (vgl. Bundeswahlleiter 2022). Der große Anteil der Nichtwähler*innen bei 

Hochschulwahlen und die Student*innen im Allgemeinen stellen somit ein spannendes 

Reservoir für Erkenntnisse dar, die möglicherweise über den Hochschulkontext hinaus reichen. 

Schließlich partizipieren Student*innen auch auf übergeordneten Ebenen als Wähler*innen 

oder sind aktiv in Interessensgruppen, Parteien oder anderen Organisationen. 

Die vielfältigen Auseinandersetzungen mit studentischem Engagement fokussierten sich in 

diesem Sinne auf eben jene politischen Einstellungsfragen und lassen sich insbesondere in der 

Soziologie verorten. Die Beforschung der Hochschullandschaft erfährt dabei verschiedene 

konjunkturelle Wellen. Beispielhaft für die Nachkriegsjahre können hier die Arbeiten von von 

Friedeburg/Kadritzke/Hörlemann/Ritsert/Schumm/Hübner (1968) oder Habermas/von 

Friedeburg/Oehler/Weltz (1969) genannt werden, die sich jeweils mit den Einstellungen der 

Student*innen einzelner Universitäten befassten. Auch der eingangs zitierte Sammelband von 

Kramer/Vanja (1977) kann als Teil dieser wissenschaftlichen Auseinandersetzungen betrachtet 

werden. Seitdem existiert eine Forschungstradition, die abhängig vom gesellschaftlichen 

Rahmen politische Aspekte in Kombination mit Student*innen mal mehr, mal weniger 

beleuchtet. Seit den 1980er Jahren ist insbesondere den Autor*innen der Arbeitsgruppe 

Hochschulforschung (z.B. Bargel 2009, Simeaner et al. 2017) eine regelmäßige Untersuchung 

des Verhältnisses von Student*innen und (Hochschul-)Politik zu verdanken. Ein Novum stellt 

dabei die Erhebung dezidiert hochschulpolitischer Partizipation dar. In einer ausführlichen 

Zusammenführung beschreibt Schenke (2020) die verschiedenen Studien über das 

demokratische Potenzial der Student*innen in Deutschland. Dabei kommt der Autor zu dem 

Ergebnis, dass sich die Student*innen mittlerweile zu stabilen Demokrat*innen entwickelt 

haben, aber eine steigende Tendenz politischer Apathie zu beobachten ist. Daran anschließend 

stellt der Aktivismus von Student*innen einen Schwerpunkt internationaler Forschung dar. Hier 

kann Altbach (1970) als einer der führenden Wissenschaftler betrachtet werden. In jüngster Zeit 

schließen Untersuchungen von Klemenčič (2007, 2011) und Klemenčič/Bergan/Primožič 

(2015) an diese Tradition an. Ihr Fokus liegt dabei mitunter auf der Professionalisierung 

studentischer Vertreter*innen in Europa. Im Zuge dessen blicken Asarite/Wulk (2015) auf die 

Beteiligung internationaler Student*innen an Universitäten in Schleswig-Holstein. 

Jungblut/Weber (2012, 2015) werfen Licht auf Entwicklungen beim freien Zusammenschluss 

von Student*innenschaften (fzs), dem bundesweiten Dachverband in Deutschland. 

Explizite Auseinandersetzungen mit dem Konstrukt Student*innenschaft in Deutschland sind 

neben bereits genannten Werken schließlich auch aus einer historischen Perspektive zu finden 

(vgl. Birnbaum 1970; Krüger 1982; Zinn 2005). Den Marburger Student*innen widmen Faure 
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(1977), Lemberg (1997, 2006), Lemling (1997), Zinn (2002, 2023) und Graf (2011) besondere 

Aufmerksamkeit. Ein starkes Augenmerk liegt dabei auf der Zeit der Weimarer Republik und 

dem Nationalsozialismus. In den letzten Jahren wurde die Marburger Student*innenschaft 

somit seltener bedacht. 

Aufbauend auf den bisherigen Ausführungen mag es verwundern, dass all diesen Studien 

gemein ist, dass im Grunde nie die Hochschulwahlen selbst der Anlass der Untersuchungen von 

demokratischen Einstellungen oder politischem Engagement ist. Vielmehr standen andere 

Beteiligungsformen im Fokus, die insbesondere in der deutschen Forschung mit 

bundespolitischen Themen kombiniert wurden. Sofern die Diagnose bisheriger 

Untersuchungen stimmig ist und Student*innen heutzutage eine hohe Affinität zur Demokratie 

aufweisen, ist es zumindest verwunderlich, dass die Beteiligung an den Hochschulwahlen so 

niedrig ist. Die Hochschulwahlen stellen somit ein im großen Stil unerforschtes Terrain dar, 

welches es zu erkunden gilt.  

Im Lichte dessen versucht diese Arbeit zusätzlich Erkenntnisse aus weiteren Teildisziplinen zu 

sammeln und aufzubereiten. Neben der Forschung zu studentischer Partizipation lassen sich 

aus der Wahlforschung nützliche Befunde extrahieren, die Instrumente zur Exploration von 

Hochschulwahlen bereitstellen können. Die Wahlforschung gilt als eine etablierte Fachrichtung 

innerhalb der Politikwissenschaft (vgl. Schumann 2014). Entsprechend breit ist die Literatur 

aufgestellt. Einen umfassenden Überblick in deutscher Sprache liefert beispielsweise der 

Sammelband von Falter/Schoen (2014). Neben diesen beiden Forschungssträngen verfolgt die 

Hochschulforschung einen anderen Fokus. Sie konzentriert sich in ihrer Arbeit auf 

Entwicklungen im Hochschulwesen, wobei die Student*innen nur einen Aspekt von vielen 

darstellen (vgl. Kehm 2004; Friedrichsmeier/Wannöffel 2010).  

Folglich sind die Kapitel in verschiedene Sinnabschnitte unterteilt. Das zweite Kapitel bemüht 

sich, bisherige Erkenntnisse über die Forschungsregion zu sortieren und so den Zugang zum 

Feld zu öffnen. Dementsprechend wird die institutionelle Entwicklung deutscher Universitäten 

und des Studiums sowie die studentische Partizipation kursorisch skizziert, um im Anschluss 

das Student*innenparlament, seine Aufgaben, Rechte und Pflichten in den Mittelpunkt zu 

rücken. Zur theoretischen Einordnung werden im dritten Kapitel Grundlagen der 

Wahlforschung diskutiert. Dieses Vorwissen soll dabei helfen adäquat in die Landschaft 

eintauchen zu können. Im vierten Kapitel wird nochmals ein Schritt zurückgegangen. Durch 

die Darlegung der Methodik soll der gewählte Weg nachvollziehbar werden. Darauf folgt die 

Analyse der erhobenen Daten in Kapitel fünf. Die Erkenntnisse werden schließlich im sechsten 
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Abschnitt dargelegt, diskutiert und kritisch problematisiert. Den Schluss bilden eine 

Zusammenfassung und ein Ausblick. 

 

2. Analytischer Kontext und konzeptioneller Zugang 

Das Engagement von Student*innen variiert zwischen den Nationen, den deutschen 

Bundesländern, im zeitlichen Vergleich, zwischen Universitäten und schließlich zwischen 

Gremien innerhalb derselben Universität (vgl. Heilsberger 2021). Im Vordergrund der 

folgenden Analyse steht dabei die institutionalisierte Hochschulpolitik von Student*innen. 

Denn neben den politischen Institutionen wie dem Student*innenparlament gibt es 

selbstverständlich auch andere Möglichkeiten, politisch aktiv zu sein. Im weiteren Verlauf wird 

versucht dieser Bandbreite Rechnung zu tragen, indem die verschiedenen Ebenen kursorisch 

diskutiert werden. Denn in der Praxis können sie sich auf Basis mannigfaltiger Verknüpfungen 

gegenseitig beeinflussen. Deshalb ist eine isolierte Betrachtung des Parlamentes nur in Teilen 

zielführend. Aus der Betrachtung ergeben sich zudem Fokusse, die bei der Analyse des 

Marburger Falles von Interesse sein könnten. Ein Blick auf die Kontextbedingungen soll das 

Verständnis für die Thematik schärfen. Einzelne Aspekte werden dabei schon mit dem 

Fallbeispiel Marburg in Verbindung gebracht. Am Ende sollen die Leser*innen eine grobe 

Vorstellung über die Forschungslandschaft und ihre Spezifika gewonnen haben. Die bisherigen 

Erkenntnisse sollen dabei helfen die Marburger Student*innenschaft sowie die Partizipation 

von Marburger Student*innen zu untersuchen.  

 

2.1. Von der Ordinarienuniversität zur Massenuniversität 

Über die Jahre hat sich die Rolle, Funktion und Gestaltung von Universitäten wiederholt 

geändert. Einige Universitäten Deutschlands existieren dabei seit mehreren hundert Jahren und 

haben dementsprechend auch viele Änderungen in der Ausgestaltung studentischer 

Partizipation erlebt. Beispielsweise feiert die UMR 2027 ihr 500-jähriges Bestehen und mit ihr, 

überspitzt gesagt, 500 Jahre Marburger Hochschulpolitik. Da sich die Analyse mit der 

Betrachtung der studentischen Selbstverwaltung auseinandersetzt, sind vor allem die 

Entwicklungen der letzten Jahrzehnte in diesem Bereich von Interesse. Denn die 

institutionalisierte Student*innenschaft stellt, verglichen mit der Gesamtgeschichte des 

deutschen Hochschulwesens, eine moderne Erscheinung dar. Folglich sind jene Entwicklungen 

von Interesse, die einen Einfluss auf die Gestaltung und Funktionsweise der studentischen 

Selbstverwaltung beziehungsweise Beteiligung gehabt haben können. 
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Beispielsweise dominierten in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts weiterhin wie schon vor 

den Weltkriegen die Ordinarienuniversitäten. Zentrale Merkmale waren, dass die Ordinarien, 

also die Professor*innen, aufgrund weitgehender Autonomie, alleinig über die Geschicke ihrer 

Institute bestimmen konnten. Sie entschieden unter anderem über die Personaleinstellungen, 

die inhaltliche Ausrichtung und das Prüfungsgeschehen. Zu dieser Zeit galten sie als die mit 

Abstand mächtigsten Personen innerhalb der Universität (vgl. Thompson 1972; Kehm 2004; 

Heilsberger 2021). Ein studentischer Einfluss auf universitäre Entwicklungen war 

dementsprechend beschränkt. 

Das änderte sich in den 1970er Jahren. Die Debatte um die Zukunft der Universitäten wurde 

breit geführt. Andere Personengruppen innerhalb der Universitäten, vorrangig 

wissenschaftliche sowie administrative Mitarbeiter*innen und Student*innen, forderten mehr 

Mitbestimmungsrechte (vgl. Pasternack/van Wissel 2010; Rostock 2010). Einige 

Professor*innen hielten dies allerdings für keine sinnvolle Entwicklung, weil sie unter anderem 

die Freiheit der wissenschaftlichen Arbeit gefährdet sahen (vgl. Faure 1977: 300; Rostock 

2010). Auch in Marburg wurden in dieser Zeit Änderungen implementiert. Ende der 

1960er/Anfang der 1970er Jahre wurde die Organisationsstruktur der universitären 

Leitungsebene geändert. Standen bisher Rektor*innen der Universität vor, waren es ab 1971 

ein Präsidium mit Präsident*innen an der Spitze. Wobei erst mit Katharina Krause in den 

2000er Jahren eine Frau zur Leitungsspitze der UMR und wenige Jahre zuvor mit Ingrid Langer 

eine Frau in die Leitungsebene der UMR gewählt wurden (vgl. UMR 2023o). 

Mit der Umstrukturierung in den 1970er Jahren wurde nicht nur die Leitungsebene reformiert. 

Auch andere Bereiche waren betroffen. So wurden in Marburg die bisher bestehenden 

Fakultäten in die heute bestehende Fachbereichsstruktur überführt (vgl. UMR 2023e). Auch die 

Mitbestimmung nicht-professoraler Personengruppen veränderte sich in dieser 

Umbruchsphase. Der Marburger Senat war nun nicht mehr den Professor*innen vorbehalten, 

sondern auch Mitarbeiter*innen und Student*innen konnten hineingewählt werden. Somit 

wurden die Interessen der Student*innen erstmals auch durch Student*innen in den Gremien 

der Universität repräsentiert. 

Ausgang für die geschilderten Veränderungen innerhalb der Entscheidungsstruktur war unter 

anderem die gesellschaftliche Umbruchsphase der 1960er Jahre. „Unter den Talaren – Muff 

von 1000 Jahren“ – die Aufschrift eines studentischen Protestbanners von 1967 – steht bis heute 

exemplarisch für die Kritik an den alten, als autoritär kritisierten Strukturen (vgl. Faure 1977: 

297ff.; Meßner 2017). Die stark gestiegene Anzahl der Student*innenzahlen unterstrich diesen 

Änderungsbedarf. Immer deutlicher wurde, dass sich die Rolle von Universitäten im Wandel 
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befand. Während Universitäten noch bis zum Anfang der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts 

vor allem der Elitenbildung dienten, transformierten sich selbige Bildungsinstitutionen 

insbesondere in den letzten Jahrzehnten zu sogenannten Massenuniversitäten (vgl. Trow 1972, 

2007).1 Denn während die Anzahl der Universitäten in Deutschland über die Jahre nahezu 

konstant blieb, stieg die Anzahl der Student*innen in Deutschland zuletzt auf einen neuen 

Höchststand von 2.9 Millionen Student*innen (vgl. Statista 2023a, b). Folglich müssen 

dieselben Einrichtungen heutzutage den Umgang mit deutlich mehr Personen regeln als früher, 

was die gesamte Organisationsstruktur beeinflusst. Gleichzeitig geht dieser Anstieg mit einer 

Diversifizierung der Student*innen einher. Beispielsweise steigt auch der Frauenanteil an der 

UMR seit Jahrzehnten immer weiter an, während die Einschreibungen zuletzt tendenziell 

rückläufig waren (vgl. Kessler 1984; UMR 2023d).2 

Einen nachhaltigen Einfluss auf die Ausgestaltung von Studium und Universität hatte auch die 

Bologna-Reform Anfang der 2000er Jahre. Noch heute beschäftigt sie Stakeholder*innen aus 

Politik, Wissenschaft und Zivilgesellschaft. Die Folgewirkungen der Reform werden dabei 

gerne unter die Lupe genommen. Zur Debatte steht, welchen Einfluss die Reform auf das 

Studium quantitativ wie qualitativ, aber auch auf das Engagement der Student*innen hatte. Auf 

der Seite der UMR heißt es exemplarisch: 

Der sogenannte Bologna-Prozess, die Privatisierung des Klinikums und neue Bauplanungen sowohl für die 

Lahnberge als auch für das Lahntal haben im beginnenden 21. Jahrhundert wiederum eine stürmische Phase 

der Universitätsentwicklung eingeleitet, deren Ende und Ergebnisse noch nicht abzusehen sind (UMR 

2023e).3 

Die UMR erkennt somit an, dass die Reform Einfluss auf die Strukturen innerhalb der 

Universität, auf das Studium und somit die Student*innen haben könnte. Im Zuge der Reform 

                                                           
1 Wie weitverbreitet das Elitendenken unter den Student*innen in den 1950er und 1960er Jahren war, schildern 

Habermas et al. (1969) am Beispiel der Student*innen in Frankfurt a. M. 
2 Den Zugang von Frauen zu Universitäten historisch und ihr Kampf um Zugang beschreibt Hervé (1973). Lemberg 

(1997, 2006) geht in dieser Hinsicht auf das Marburger Beispiel ein. Die Entwicklung der Marburger 

Student*innenzahlen sowie der Frauenanteil an der Universität Marburg von 1000 Student(*inn)en im Jahr 1890, 

einem Frauenanteil von 10 Prozent bei 2500 Student*innen im Jahr 1914 bis hin zu über 21000 Student*innen 

2023 und einem im Vergleich zum Bundesdurchschnitt überdurchschnittlichen Frauenanteil von 57 Prozent lässt 

sich bei Kessler (1984) und in den offiziellen Statistiken nachlesen (vgl. Destatis 2023; UMR 2023a, c, d). 

Demgegenüber lag der Frauenanteil an der Marburger Professor*innenschaft im Jahr 2020 bei unter 30 Prozent 

(vgl. UMR 2023f). 
3 Während die Universität vor den 1960er Jahren im Grunde ausnahmslos in der Stadt angesiedelt war, wurden in 

der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts und auch zum Beginn des 21. Jahrhunderts viele Bereiche auf die 

Lahnberge – somit an den Rand der Stadt – ausgegliedert. Insbesondere natur- und gesundheitswissenschaftliche 

Fächer werden seitdem dort unterrichtet. Die Student*innen entsprechender Fächer verbringen damit einen 

(Groß-)Teil ihrer Zeit auf dem Campus Lahnberge mit eigener Mensa und Bibliotheken. Demgegenüber steht der 

Campus Lahntal mit einigen zentralen Einrichtungen sowie Fachbereichen, wie Rechts-, Sozial-, 

Geisteswissenschaften und Psychologie (vgl. UMR 2023m). Gleichzeitig findet das Studium bestimmter Fächer 

häufig sowohl im Tal als auch auf den Bergen statt, weshalb eine klare örtliche Abgrenzung nicht ausgemacht 

werden kann. 
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verschiebt sich bis heute erneut der Organisationsstil innerhalb von Universitäten. Die 

Managerialisierung und die Internationalisierung rücken immer mehr in den Fokus der Arbeit. 

Dabei gilt es die eigene Hochschule attraktiv zu gestalten, um auch neue Personengruppen zu 

gewinnen (vgl. Kehm 2004). Gleichzeitig wird in diesem Zusammenhang von einer 

Entpolitisierung der Student*innen gesprochen. Sie werden weniger zu kritischen Subjekten 

herangezogen, sondern vielmehr als Kund*innen einer Dienstleistung betrachtet. Die 

studentische Beteiligung wird auf Aspekte wie die Evaluation von Leistungen reduziert. Das 

hat auch Auswirkungen auf die Arbeit der studentischen Vertreter*innen (vgl. Klemenčič 2011; 

Trowler 2015).  

Die Rahmenbedingungen für das Studium haben sich über die Jahre ebenfalls geändert. Die 

Förderungsrate durch das Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG), welches mittlerweile 

alleinig durch den Bund finanziert wird, ist mit 13 Prozent deutlich niedriger als zu seiner 

Einführung. Dies ist ein Grund, weshalb heutzutage über 60 Prozent der Student*innen neben 

ihrem Studium einem Nebenjob nachgehen. Diese Mehrfachbelastung verringert die Zeit, die 

für das (eigentlich als Vollzeitstudium angedachte) Studium und andere Aktivitäten übrigbleibt 

und kann die Studienleistung negativ beeinflussen (vgl. Wenz/Yu 2010; Triventi 2014; Kroher 

et al. 2023). Allerdings fehlen im Bezug zu Abbruch und Leistung im Kontext von 

Nebenerwerb Studien für Deutschland. 

Die verfügbare Zeit spielt generell eine gewichtige Rolle. So ist es denkbar, dass Student*innen, 

die neben ihrem Studium arbeiten müssen oder aufgrund anderer Faktoren wie Pflegeaufgaben 

oder studienerschwerender Beeinträchtigungen bereits beim Studium Abstriche machen 

müssen, auch politische Partizipation nicht in dem Maße priorisieren (können). Und auch das 

Studienfach kann bereits Auswirkungen auf das Zeitbudget haben (vgl. Kroher et al. 2023 

61ff.). So beklagen studentische Vertreter*innen häufig die Schwierigkeit die verfügbaren 

Ämter mit Student*innen zu besetzen (vgl. Persson 2003). 

Alles in allem zeigt sich die studentische Partizipation mit zwei Gesichtern. Auf der einen Seite 

wurden auf universitärer Ebene weitere Mitsprachemöglichkeiten wie die Mitgliedschaft im 

Senat institutionalisiert. Auf der anderen Seite scheinen jüngere Entwicklungen auf Seiten der 

Rahmenbedingungen des Studiums oder Änderungen in der Organisationskultur die 

Beteiligung von Student*innen wieder zu reduzieren. Im folgenden Abschnitten wird der Blick 

deshalb noch stärker auf die Entwicklung der studentischen Beteiligung zugespitzt.  
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2.2. Studentische Beteiligung an den Universitäten 

Die Beteiligung der Student*innen hat sich über die Jahrzehnte wie die gesamte 

Hochschullandschaft auch teils stark gewandelt. Hierbei stehen vor allem die institutionellen 

Rahmenbedingungen im Mittelpunkt. Denn gesellschaftliches Engagement war (Teilen) der 

Student*innen nie ein Fremdwort. In der Umbruchphase der 1960er Jahre veränderte sich aber 

auch die studentische Beteiligung. 

Wenn sich Student*innen heutzutage während ihres Studiums an ihrer Universität in einem 

institutionellen Kontext engagieren möchten, variieren die Möglichkeiten von 

Universitätsstandort zu Universitätsstandort. Landespolitische Gesetzgebungen spielen die 

größte Rolle bei der Ausgestaltung der institutionellen Rahmenbedingungen vor Ort, da 

Hochschulen in die Kompetenz der Bundesländer fallen (vgl. Heilsberger 2021; Pasternack 

2020). So wird der Allgemeine Student*innenausschuss (AStA) im Hochschulgesetz von 

Nordrhein-Westfalen (HG-NRW, NRW) explizit genannt, während das Hessische 

Hochschulgesetz (HessHG) grundsätzlich offenlässt, wie die lokalen Student*innenschaften 

nach außen vertreten werden. Die Auflösung des AStA Marburg wäre somit jederzeit gesetzlich 

möglich. 

Auch auf universitärer Ebene finden sich Unterschiede. In NRW können die Universitäten 

eigenmächtig darüber entscheiden, ob sie die Sitze im Senat paritätisch unter den 

Personengruppen verteilen (vgl. HG-NRW 2021). Von diesem Recht macht beispielsweise die 

Universität Siegen, keine 100 Kilometer von Marburg entfernt, Gebrauch. Hier setzt sich der 

(akademische) Senat, das höchste beschlussfassende Organ der Universität, aus jeweils sechs 

Personen der vier Personengruppen zusammen (vgl. Grundordnung der Universität Siegen 

2020). In Hessen ist die Sitzanzahl der Personengruppen gesetzlich vorgegeben, so dass die 

Professor*innen immer neun von siebzehn Sitzen stellen. Den Student*innen sind drei Sitze 

vorbehalten (vgl. HessHG 2021). Die Argumentationsgrundlage für diese Zusammensetzung 

bildet häufig das Urteil des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) aus dem Jahr 1973. Damals 

hatten Professor*innen gegen eine niedersächsische Hochschulreform geklagt, die den anderen 

Personengruppen mehr Mitsprache einräumen wollte (vgl. BVerfG 1973). 

Im Zuge der Veränderung der Organisationsstruktur werden seitdem aber auch nicht 

professorale Personen in den Senat gewählt. Die Student*innen können zusätzlich über dem 

Senat angegliederte Kommissionen, Beiräte oder Ausschüsse an der Entwicklung der 

Universität mitwirken. Die Mehrheiten variieren hier zwischen den Gremien. Sofern keine 

Entscheidungen betroffen sind, die entsprechend des beschriebenen BVerfG-Urteils einen 

unmittelbaren Einfluss auf die Lehre haben, sind auch andere Mehrheitsverhältnisse möglich. 
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Allerdings hinterlässt die Hinwendung zu Managementpraktiken auch hier ihre Spuren, so dass 

die Senate und andere Gremien an Einfluss verlieren (vgl. Jochheim/Wannöffel 2010; 

Friedrichsmeier/Wannöffel 2010). 

Gemein ist den meisten Bundesländern hingegen, dass die Gesetze die Wahl eines 

studentischen Vertretungsorgans vorsehen. Variationen gibt es hier vor allem zwischen den 

alten und neuen Bundesländern. Dabei wird in ersteren ein Parlament (mit Ausnahme der 

südlichen Bundesländer Bayern und Baden-Württemberg) und in letzteren ein Rat gewählt. 

Während das Parlament direkt von den Student*innen gewählt wird, entscheiden bei den Räten 

meist die Fachschaftsvertreter*innen über die Zusammensetzung. Die Wahl findet häufig 

zeitgleich zu den Wahlen zur universitären Selbstverwaltung statt, weshalb gegenseitige 

Effekte denkbar sind. So treten einige Listen gleichzeitig bei der Wahl zum 

Student*innenparlament und der Wahl zum Senat an. Zudem kandidieren Personen mitunter 

auch noch auf Fachbereichsebene für Ämter. Das bedeutet, dass der Wahlakt zum Parlament 

nicht isoliert stattfindet, sondern von Themen und Entwicklungen auf anderen Ebenen 

beeinflusst wird. Beispielsweise könnte es Wahlberechtigte demotivieren, wenn die Liste, die 

sie bei den Parlamentswahlen bevorzugen, nicht bei den Senatswahlen kandidiert.  

Auf Fachbereichsebene dominieren weiterhin die Professor*innen. So stellen diese die 

Mehrheit in den Fachbereichsräten (FBR), die die Dekanate wählen sowie den 

Berufungskommissionen, die die Professor*innen für freie Positionen auswählen. Damit ist die 

alleinige Hoheit der Ordinarien zwar formell gebrochen, sprich die Interessen der anderen 

Personengruppen können artikuliert werden, ihr realer Einfluss ist allerdings beschränkt. 

Drastischere Worte findet Demirović, der den Universitäten einen Modellcharakter von 

„praktiziertem Autoritarismus“ (Demirović 2015: 88) bescheinigt. In seiner 

Auseinandersetzung mit einer Neufassung des HessHG kommt er zu dem Schluss, dass 

innerhalb der Universitäten die Präsidien dominieren, während grundlegende Mitspracherechte 

der Student*innen verhindert werden (vgl. ebd.: 81ff.). 

Neben den universitären Beteiligungsmöglichkeiten existiert aber auch eine studentische 

Selbstverwaltung. Hier organisieren sich Student*innen – dem Namen entsprechend – 

selbstständig. Die studentische Interessensvertretung gliedert sich in Deutschland in mehrere 

Ebene und ähnelt damit dem Aufbau anderer themenspezifischen Vertretungen. Die lokale 

Ebene, in Marburg vertreten durch den AStA, organisiert sich beispielsweise auf 

landespolitischer Ebene in der Landesastenkonferenz (LAK) und im fzs auf Bundesebene. Der 

fzs wiederum ist in der European Students' Union (ESU) organisiert. Letztere ist Mitglied im 

Global Students Forum (GSF). Während das GSF sich erst in den letzten Jahren gründete, kann 
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die ESU bereits auf eine längere Geschichte zurückblicken. So war die ESU auf europäischer 

Ebene in die Bolognareform involviert, was die Professionalisierung studentischer Mitsprache 

förderte (vgl. Klemenčič 2007). In der Anfangsphase unterstützte die ESU den Kerngedanken 

der Reform weitestgehend. Heute sind die Vertreter*innen europäischer Student*innen 

bezüglich der Reform kritischer eingestellt und sorgen sich unter anderem um einen Rückgang 

studentischer Mitsprachemöglichkeiten innerhalb von Universitäten als Folge der Reform (vgl. 

ESU 2020). 

Auf bundesdeutscher Ebene existiert eine institutionalisierte Vertretung der Student*innen seit 

der Weimarer Republik.4 Als Zusammenschluss aller ASten gründete sich 1919 die Deutsche 

Studentenschaft (DSt). Auf ihre Arbeit gehen die heutigen Student*innenwerke zurück. Nach 

dieser Anfangsphase dominierten in den 1920er Jahren antisemitische Tendenzen innerhalb der 

DSt. Vor der bundesweiten Machtergreifung der Nationalsozialist*innen übernahm der NS-

Studentenbund (NSDStB) innerhalb des DSt die Macht. Daraufhin folgten Gleichschaltung, 

Führerprinzip und die Ideologie der Volksgemeinschaften; einige der Gründe, die für die 

Auflösung des DSt 1945 durch die Alliierten sorgten (vgl. Krüger 1982; Zinn 2005: 465ff.).5 

Letztere wollten das demokratische Potenzial der Student*innen fördern und unterstützten 

demokratisierende Entwicklungen an den Hochschulen (vgl. Phillips 1995).6 Diese 

Vergangenheit war auch mitunter die Motivation hinter den Studien von Habermas et al. (1969) 

über Einstellungen von Student*innen. 

1949 gründete sich mit dem Verband Deutscher Studentenschaften (VDS) eine neue 

bundesweit agierende Interessensvertretung bei einem Vernetzungstreffen in Marburg (vgl. 

Otto 1959). Die Anfangsjahre prägte vor allem der Ring Christlich-Demokratischer Studenten 

(RCDS). Kernanliegen waren damals unter anderem die sozialen und finanziellen Probleme der 

Student*innen.7 In den 1950er Jahren feierte der VDS mit der Einführung des BAföG-

                                                           
4 Für einen ersten Einblick in die Zeit vor dem ersten Weltkrieg empfiehlt sich unter anderem Thielbeer (1983) 

oder die entsprechenden Beiträge in Kramer/Vanja (1977). 
5 Der Charakter der Student*innen sowie ihr gesellschaftliches Engagement während der NS-Zeit, der Weimarer 

Republik beziehungsweise in den Jahren zuvor wurde insbesondere durch das studentische Verbindungswesen 

geprägt. Denn eine Mehrheit war Mitglied in einer Korporation. In Marburg hatten sich sogar fast alle 

Student*innen einer Verbindung angeschlossen (vgl. Grüttner 1995: 31). Marburg wird für diese Zeit eine 

besonders reaktionäre und deutschnationale Gesinnung zugeschrieben, dem Einzelne widersprechen (vgl. 

Schneider 1977; Lemling 1997; Weichlein 1997; Zinn 2002; Graf 2011; Buchholz 2023). Beispielsweise wurden 

1920 die Morde von Mechterstädt von Marburger Studenten ausgeübt, zum 400-jährigen Jubiläum beschrieb der 

Vorsitzende der Student*innenschaft 1927 die deutschen Soldaten des ersten Weltkriegs als tapfere Vorbilder 

heutiger Generationen und 1932 wählten zwei Drittel der Marburger Student*innen den NS-Studentenbund (vgl. 

Kessler 1984; Lemling 1997; Weichlein 1997; Mittelhessen 2022; Zinn 2023). Für einen ersten Einblick in das 

Geschehen an der UMR zwischen 1933 und 1945 bietet sich Nagel (2000) an. 
6 Die zögerliche Entnazifizierung, die Aufarbeitung der NS-Zeit und wie alte Gedanken weiterhin präsent blieben 

wird von Nehrkorn/Vanja (1977) am Marburger Beispiel geschildert. 
7 Auch in der Marburger Hochschulpolitik überwiegte in den 1950er Jahren weiterhin der RCDS; häufig in 

Kooperation mit Korporationen (vgl. Kramer 1977: 278; Faure 1977: 294). 
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Vorgängers einen Erfolg, der wie die Gründung der Student*innenwerke bis heute nachwirkt 

(vgl. Zinn 2005: 465). In den folgenden Jahrzehnten wurde die Arbeit durch die, teils global 

auftretenden, Student*innenproteste beeinflusst, was linke Hochschulgruppen in 

Westdeutschland unter anderem bei Hochschulwahlen stärkte (vgl. Altbach 1970).8 Ab dann 

hatte der Verband bis zu den politischen Umwälzungen 1989 mit vielen Problemen zu kämpfen. 

So stellte der Bund beispielsweise seine Zuschusszahlungen ein, weil sich der VDS nach 

Meinung der Bundesregierung zu häufig mit weltpolitischen Geschehnissen auseinandersetze. 

Eine Auseinandersetzung, die bis heute entlang der Gegenüberstellung von Allgemeinpolitik 

und Hochschulpolitik geführt wird und die bundesweit immer wieder Inhalt von 

Gerichtsverhandlungen ist; so auch in Marburg (vgl. StGH des Landes Hessens 2002). Letzten 

Endes löste sich der VDS 1990 auf (vgl. Birnbaum 1970: 39; Der Spiegel 1990; Rohwedder 

2012; Schnell 2014). 

Erst 1993 gründete sich mit dem fzs wieder ein Zusammenschluss auf nationaler Ebene. Die 

alten Probleme waren damit aber nicht überwunden. Noch heute kämpft der Zusammenschluss 

mit Anschuldigungen wie Linkslastigkeit, Intransparenz, Ineffizienz und hohen Kosten. Auch 

wenn die Mitgliedszahl über die Jahre generell gestiegen ist, treten immer wieder einzelne 

Student*innenschaften aus. Der fzs vertritt somit strenggenommen nicht alle Student*innen 

Deutschlands (vgl. Jungblut/Weber 2012; Banse 2014; Hommerich 2014; Schnell 2014). Als 

bundespolitische Vertretung besitzt der fzs dennoch Anhörungsrecht im Bundestag. In den 

letzten Jahren ist dabei erneut ein Konflikt zwischen Allgemein- und Hochschulpolitik 

innerhalb des fzs zu beobachten, der durch die Notwendigkeit einer Professionalisierung 

befeuert wird (vgl. Jungblut/Weber 2015). Die Hochschulpolitik ist in Deutschland allerdings 

Ländersache und spätestens mit der Föderalismusreform 2006 wurde die Kompetenz der 

Länder in diesem Feld zementiert. In diesem Kontext kommt den landespolitischen Ebenen 

eigentlich eine verstärkte Rolle zu. Doch stellt sich deren Situation genauso unterschiedlich dar 

wie die hochschulpolitische Rechtslage in den Ländern. Während in Sachsen die 

Landesvertretung im dortigen Hochschulgesetz (SächsHSG) institutionalisiert ist und eine 

gewisse Professionalisierung vorweisen kann, findet die hessische Landesastenkonferenz im 

entsprechenden Gesetz keine Erwähnung und weist eine deutlich geringere Aktivität und 

Präsenz auf (vgl. HessHG 2021; SächsHSG 2023).9 Ihr Auf- und Ausbau wird vom fzs 

                                                           
8 In der universitären Umbruchphase der 1960er/70er Jahre erwarb sich Marburg den Ruf als linke Universität 

(UMR 2023e). Wobei deutliche Unterschiede zwischen einzelnen Fachbereichen zu bemerken sind, wie Konflikte 

zwischen Professoren belegen (vgl. Kramer 1977). 
9 Zur Aktivität und Professionalisierung kann beispielhaft die Internetpräsenz der Landesvertretung Sachsens 

(https://www.kss-sachsen.de/) mit jener Hessens (http://www.lakhessen.de/) verglichen werden (zuletzt 

zugegriffen: 04.09.2023). Eine ausführliche Auseinandersetzung mit den Landesvertretungen steht allerdings aus. 

https://www.kss-sachsen.de/
http://www.lakhessen.de/
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allerdings kritisch gesehen, da sich dieser direkt durch die lokalen Student*innenschaften 

legitimiert und finanziert (vgl. Jungblut/Weber 2012). Eine zusätzliche Instanz könnte deshalb 

seine Rolle schwächen.  

Die zwei Gesichter, welche eingangs im Universitätskontext gezeichnet wurden, zeigen sich 

beim genaueren Blick auf die studentischen Beteiligungsmöglichkeiten erneut. Zum einen wird 

die Beteiligung von Student*innen durch gesetzliche und institutionelle Rahmenbedingungen 

ausgebremst. Eine unklare Rechtslage erschwert den Überblick, aber auch das Existenzrecht 

maßgeblicher Vertretungsorgane steht jederzeit auf wackligen Füßen. Zum anderen bestehen 

Kanäle, die den Einfluss der größten Interessensgruppe an Universitäten ermöglichen sollen. 

Allerdings scheinen Differenzen innerhalb der Student*innenschaft bestimmte Entwicklungen 

auszubremsen. Damit ist eine Grundlage für das Umfeld des (Marburger) 

Student*innenparlamentes gelegt worden. Um das Student*innenparlament zu verstehen, 

werden in einem letzten Schritt die Handlungsmöglichkeiten und Prozesse dieser Institution 

beschrieben. 

 

2.3. Das Student*innenparlament 

Eine der frühsten, bekannten Nennungen eines Student*innenparlaments in Deutschland liegt 

aus dem Jahr 1848 vor. Beim zweiten Wartburgfest bei Eisenach fand ein bundesweites Treffen 

von Student(*inn)en statt, um dem Nationalkongress in Frankfurt Forderungen vorzulegen. 

Dieses Treffen wurde damals auch als Parlament bezeichnet. Nach den Beratungen wurden die 

Abschaffung der Examina und der Fakultäten, die Entmachtung der Ordinarien sowie die 

paritätische Mitbestimmung in den Senaten festgehalten (vgl. Schurz 1848; Thielbeer 1983). 

Mit den heutigen Student*innenparlamenten hat das organisatorisch nicht mehr allzu viel 

gemein. Inhaltlich finden sich einzelne Forderungen aber noch heute in Programmen 

verschiedener Hochschulgruppen. Ausgehend aus dieser Entwicklung entstand in der Zeit nach 

dem Ersten Weltkrieg schließlich ein Parlamentarismus, der dem heutigen Modell in vielerlei 

Hinsicht ähnelt. Eine Kammer wurde eingerichtet, deren Zusammensetzung durch eine 

Verhältniswahl bestimmt wurde. Die Kammer wählte im Anschluss aus den eigenen 

Mitgliedern einen Vorstand. Darüber hinaus existierten Ämter mit konkret-definierten 

Aufgabenbereichen wie das Amt für Hochschulfragen oder das Presseamt. Diese Organe 

bildeten den Allgemeinen Student*innenausschuss, der in abgewandelter Form noch heute 

besteht (vgl. Zinn 2002: 67; Zinn 2005: 449).10 

                                                           
10 Obwohl Frauen in der Weimarer Republik in vielerlei Hinsicht den Männern gleichgestellt wurden, hatten sie 

weiterhin mit zusätzlichen Hürden zu kämpfen. Die Marburger Studentinnen mussten beispielsweise Spott und 
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Die heutigen Student*innenparlamente wurden erst mit dem Beginn der gesellschaftlichen 

Umbruchphase in den 1960er Jahren flächendeckend auf lokaler Ebene in Westdeutschland 

implementiert. Sie sind bis heute ein weitverbreitetes Modell (vgl. Krüger 1982). Das Parlament 

bildet seitdem vielerorts das höchste beschlussfassende Organ und die Legislative innerhalb der 

studentischen Selbstverwaltung. Es beschließt beispielsweise den Haushalt und entscheidet 

über die Satzungen. Der AStA ist seitdem in erster Linie die Exekutive und seine Mitglieder 

werden vom Parlament mit absoluter Mehrheit gewählt. Er vollzieht die Beschlüsse und 

verwaltet die Geschäfte der Student*innenschaft. Das Parlament wird in den meisten Fällen 

jährlich von allen wahlberechtigten Student*innen über Listen mittels einer Verhältniswahl 

gewählt. Die Listen stellen Zusammenschlüsse von Student*innen dar. Häufig treten parteinahe 

Hochschulgruppen zur Wahl an, die an vielen Universitätsstandorten vertreten sind. Darüber 

hinaus existieren immer wieder lokalspezifische Zusammenschlüsse, wie beispielhaft anhand 

der Marburger Listenentwicklung dargestellt wird. 

Weitere zentrale Punkte, bei denen Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen den 

Parlamenten der Student*innenschaften festzustellen sind, stellen die Wahltermine, die 

Sitzanzahl der Parlamente, die Sitzverteilungsverfahren oder Regelungen zu Fraktions- und 

Oppositionsstatus dar. Das kann mitunter Einfluss auf die Arbeit der Parlamente oder die 

Partizipationsmöglichkeiten der Student*innen haben, wie zu einem späteren Zeitpunkt anhand 

von Wahlgrundsätzen und der fallspezifischen Ausgestaltung erläutert wird. 

Darüber hinaus finden sich auf Seiten der studentischen Selbstverwaltung noch weitere 

Gremien. Um die Struktur der studentischen Selbstverwaltung zu verstehen, lohnt sich ein 

grober Vergleich mit der politischen Ausgestaltung auf der nationalen Ebene in Deutschland. 

Während das Student*innenparlament entsprechend dem Bundestag mit dem AStA als 

Regierung für die Geschicke aller Student*innen zuständig ist, kann die Fachschaftenkonferenz 

(FSK) mit dem Bundesrat verglichen werden, da sie die regionalen Interessen der Fachbereiche 

(FB) zu bündeln versucht. Dementsprechend finden sich in der FSK die Vertreter*innen aller 

FB wieder, um an gemeinsamen Beschlüssen und dem eigenen Haushalt zu arbeiten. Zudem 

hat die FSK ein bevorzugtes Antragsrecht beim Student*innenparlament. Eine Zusammenarbeit 

zwischen Bundes- und Länderebene ist also möglich. Insbesondere beim Haushalt sogar 

zwingend erforderlich, da der Haushalt der FSK vom zentralen Haushalt des AStA abhängt. 

                                                           
Abneigung der Marburger Studenten ertragen. Letztere hinderten die Studentinnen daran sich in der 

Hochschulpolitik zu engagieren, indem sie ihre Aufnahme in den AStA durch Nichtwahl verweigerten und somit 

de facto ausschlossen. Das führte dazu, dass die Marburger Studentinnen 1915 einen eigenen Verband für 

Studentinnen gründeten (vgl. Lemberg 2006). 
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Wie die Student*innenschaften ihr Geld verwenden, ist ihnen weitestgehend selbst überlassen. 

Hierzu erheben sie einen Mitgliedsbeitrag aller immatrikulierten Student*innen, der jedes 

Semester anfällt und von der Universität im Rahmen des Semesterbeitrages eingezogen wird. 

Dies und andere Sachverhalte erfordert ständige Absprachen zwischen den Vertreter*innen der 

Student*innenschaft und der Universität. Im Rahmen der Senatssitzungen, bei denen der AStA 

neben den studentischen Senatsmitgliedern zusätzlich als beratende Stimme zugelassen ist, 

kommen die Vertreter*innen der verschiedenen Ebenen auch häufig in regelmäßigen 

Kleingruppengesprächen zusammen. 

Darüber hinaus gründen sich mitunter Koalitionen zwischen verschiedenen Listen und es 

werden Koalitionsverträge entworfen. In den Ausschüssen des Parlamentes wird die 

Buchführung des AStA kontrolliert oder es werden die nächsten Wahlen organisiert. Wenn 

beispielsweise das Semesterticket verhandelt wird, werden Entscheidungen getroffen, die alle 

Student*innen betreffen. Zudem werden studentische Mitglieder in den Verwaltungsrat des 

Studierendenwerkes entsandt, so dass die Student*innen hundert Jahre später weiterhin Einfluss 

auf ihre Schöpfung haben können. Und die Mitglieder des AStA entsenden wiederum 

Mitglieder auf landes- und bundesweite Vernetzungstreffen.11 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass im heutige Student*innenparlament die 

entscheidenden Fäden der Student*innenschaft zusammenlaufen. Über die Jahre hat sich ein 

institutioneller Rahmen herausgebildet, der in Teilen erkämpft werden musste und studentische 

Partizipation garantieren soll. Dabei lassen sich die Auseinandersetzungen nicht nur auf jene 

Angelegenheiten reduzieren, die ausschließlich studentische Alltagsbelange betreffen. Die 

Verflechtungen zwischen den Ebenen und Institutionen ermöglichen einen, wenn auch 

beschränkten, Einfluss der Student*innen auf die Geschicke der Universität und 

Entscheidungsträger*innen darüber hinaus. Die Funktionalität und Arbeitsfähigkeit der 

Student*innenparlamente stehen somit im Mittelpunkt institutionalisierter studentischer 

Partizipation. Von der Beteiligung an den Wahlen zum Student*innenparlament hängen viele 

maßgebliche Entscheidungen ab. Zudem konnten wichtige Orientierungspunkte wie 

Entwicklungen beim Studium, der UMR oder länderspezifische Gesetzgebungen identifiziert 

werden, die bei der weiteren Exploration helfen werden. Das folgende Kapitel beleuchtet nun 

die wahltheoretischen Grundlagen und wird Aufschluss über mögliche Instrumente liefern, die 

beim Überblicken der Forschungslandschaft nützlich sein werden. 

                                                           
11 Der AStA Marburg hat ein Organigramm erstellt, das die Zusammenhänge ausführlich abbildet 

(https://www.asta-marburg.de/fileadmin/Referate/Vorstand/Sonstiges/2022_Organigramm_A2.pdf (zuletzt 

zugegriffen: 07.02.2024)).  

https://www.asta-marburg.de/fileadmin/Referate/Vorstand/Sonstiges/2022_Organigramm_A2.pdf
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3. Theoretischer Rahmen 

Dieses Kapitel fokussiert erstens die theoretischen Bezugslinien und zweitens den 

wahlspezifischen Forschungsstand. Dabei wird zunächst ein grundlegendes Verständnis von 

Wahlen theoretisch eingeordnet. Insbesondere die Aspekte von demokratischen Wahlen 

werden hierbei berücksichtigt und im Lichte dessen auf Marburger Spezifika hingewiesen. Im 

zweiten Teil des Kapitels wird die Forschungslage in dem differenzierten Feld der 

Wahlforschung ebenso wie einschlägige Studien zur studentischen Partizipation im deutschen 

Kontext diskutiert.  

 

3.1. Die Relevanz von Wahlen und ihre Charakteristika 

Für Demokratien sind Wahlen essentieller Teil ihres Fundaments. Hier entscheiden die 

Bürger*innen, wer vorerst für die Gemeinschaft bindende Entscheidungen trifft. Denn von 

ihnen wird die Staatsgewalt ausgehen. Die politische Führung lässt sich durch die Wahl 

legitimieren. Gleichzeitig bilden Wahlen nicht die einzige Partizipationsform innerhalb von 

Demokratien. Die Bürger*innen besitzen neben Demonstrationsteilhabe oder Mitgliedschaften 

in Organisationen vielfältige Möglichkeiten an der Entwicklung politischer Sachfragen zu 

partizipieren. Die Wahlbeteiligung birgt dabei allerdings relativ wenig Kosten. Ein Grund, 

weshalb Wahlen weiterhin die Beteiligungsform darstellen, die, bezogen auf Hauptwahlen12, 

von einer überwiegenden Mehrheit der Bürger*innen wahrgenommen werden (vgl. Gabriel 

2012: 13; Nohlen 2014: 25ff; Schmitt 2014: 3). Im Vergleich zu anderen Partizipationsformen 

kann deshalb von einer hohen Akzeptanz ausgegangen werden. 

Um eine Wahl als demokratische Wahl zu bezeichnen, muss sie hinsichtlich einiger Aspekte 

wie der Wahlberechtigung, dem Entscheidungsangebot oder der Feststellung des Ergebnisses 

bestimmte Kriterien erfüllen (vgl. Almond et al. 2004: 62; Nohlen 2014: 29; Schmitt 2014). 

Denn Wahlen existieren auch außerhalb von Demokratien und besitzen somit nicht per se einen 

demokratischen Charakter. Eine Wahl in einem autoritären System unterscheidet sich unter 

anderem im kompetitiven Charakter, der „the distinctive feature of democracy and the one 

which allows us to distinguish the democracy from other political methods“ (Verba/Nie/Kim 

1978: 4, zitiert nach Nohlen 2014: 27) darstellt. Die Beschränkung des Wettbewerbs bei einer 

Wahl kann somit auch Rückschlüsse auf das zugrundeliegende System liefern (vgl. Nohlen 

                                                           
12 Als Hauptwahl werden die nationalen Wahlen bezeichnet, wie zum Beispiel die Wahl zum Deutschen 

Bundestag. Der Konterpart stellen Nebenwahlen dar. Hiermit sind in der Literatur in erster Linie Landtags-, aber 

auch Europa- oder Kommunalwahlen gemeint. Sie erfahren durch die Forschung allerdings deutlich seltener 

Beachtung (vgl. Reif/Schmitt 1980; Gabriel/Keil 2014: 858). Der Tragweite ihrer Wirkung entsprechend sind sie 

alle den Hochschulwahlen übergeordnet. 
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2014: 25). Gleichzeitig variieren Wahlen selbst zwischen Demokratien. Die Wahl in einer 

repräsentativen Demokratie besitzt andere Merkmale im Vergleich zu einer Wahl in einer 

direkten Demokratie, weshalb bei der Analyse einer Wahl letztlich eine exakte Darlegung der 

zu untersuchenden Wahl vonnöten ist. Da Hochschulwahlen, wie eingangs erwähnt, bisher eher 

nicht als Untersuchungsgegenstand der Wahlforschung herangezogen wurden, gilt es einen 

Überblick zu geben und nützliche Erkenntnisse aus vermeintlich vergleichbarer Forschung als 

Anhaltspunkte für das weitere Vorgehen zu skizzieren.  

In einer repräsentativen Demokratie entscheiden die gewählten Vertreter*innen über politische 

Sachfragen. Dennoch ist mit dieser Konkretisierung die Ausgestaltung der Wahl nicht 

eindeutig. Denn Unterschiede im Regierungssystem üben weiteren Einfluss auf die Wahl aus. 

Deutschland ist eine repräsentative, parlamentarische Demokratie. Die Wahl zum Bundestag 

ist deshalb anders ausgestaltet als die Wahl zu Parlamenten anderer liberaler Demokratien. In 

Deutschland bildet das Parlament die legitimierte Vertretungskörperschaft, die die 

gesetzgebende Gewalt ausübt und die Regierung und Verwaltung kontrolliert. Darüber hinaus 

obliegt dem Parlament das Budgetrecht. Die Exekutive ist gegenüber dem Parlament 

rechenschaftspflichtig. Die Grundlage dafür stellen in der Regel die jeweiligen Verfassungen 

und parlamentarischen Geschäftsordnungen dar.  

Die vielen Eigenschaften von Wahlen basieren auf den unterschiedlichen Zielvorstellungen, die 

der jeweiligen Wahl entgegengebracht werden. Die Fülle an Demokratietheorien deutet auf die 

Bandbreite an Antwortoptionen hin. Beispielsweise spielt es eine Rolle, ob Minderheiten 

besonders geschützt werden oder der Mehrheitswille exakt abgebildet wird. Denn der jeweilige 

Fokus führt zu einer unterschiedlichen Ausgestaltung einzelner Merkmale. Im Detail spielen 

dann die Wahlkreiseinteilung und –größe, Ausgestaltung der Wahlwerbung, 

Stimmverrechnung, Sperrklauseln und weitere Kriterien eine entscheidende Rolle bei der 

Überführung der Ziele in die Realität. 

Gemeinhin artikulieren demokratische Wahlen das Vertrauen der Wähler*innen in die 

Vertreter*innen. Letztere sollen im Anschluss eine funktionsfähige Führung bilden. 

Dementsprechend wird durch eine Wahl die politische Führung rekrutiert (vgl. Almond et al. 

2004: 85). Gleichzeitig können sich die Bürger*innen darauf verlassen, dass ihr Wille in 

nächster Zeit respektiert wird. Zwar gilt das freie Mandat, aber eine gewisse Bindung an den 

Wähler*innenwillen wird von den Vertreter*innen dennoch erwartet. Aufgrund der 

Komplexität moderner Gesellschaften sollen Wahlen deshalb auch die Funktionsfähigkeit der 

Demokratie gewährleisten (vgl. Schmitt 2014: 10ff.). Die Wahl stellt eine erprobte Methode 
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dar Interessen zu akkumulieren. Bei der Berücksichtigung bestimmter demokratischer Kriterien 

kann darüber hinaus mitunter der Einfluss der Wähler*innen garantiert werden. 

Die Kriterien für die Wahlen zum Marburger Student*innenparlament sind in erster Instanz im 

Hessischen Hochschulgesetz geregelt. Dort heißt es: „Das Studierendenparlament ist das 

oberste beschlussfassende Organ der Studierendenschaft. Seine Mitglieder werden in freier, 

gleicher und geheimer Wahl gewählt“ (HessHG §85 (1)). Daran anschließend ergänzt die 

Satzung der Marburger Student*innenschaft die Wahlgrundsätze folgendermaßen: „Das 

Student*innenparlament und die Fachschaftsräte werden jährlich in allgemeiner, unmittelbarer, 

freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt“ (AStA Marburg 2023a). Die Wahlordnung der 

Marburger Student*innenschaft definiert schlussendlich die Details des Wahlprozederes. Hier 

werden die Fristen, das Wahlverfahren, Auszählungsbestimmungen oder die Grenzen der 

Wahlwerbung festgehalten (vgl. AStA Marburg 2023b). 

Die Grundsätze der Marburger Hochschulwahl entsprechen dabei theoretisch jenen, die auch 

bei der Bundestagswahl zur Anwendung kommen. Als allgemeine Wahl gelten Wahlen, sofern 

alle Personen mit dem entsprechenden Status – beispielsweise immatrikulierte Student*innen 

der Universität zu sein – wahlberechtigt sind. Die Stimmabgabe muss dann direkt zur Wahl der 

Vertreter*innen führen. Sind Personen dazwischengeschaltet, denen die Stimme übertragen 

wird, gilt die Wahl nicht als unmittelbar. Das wäre beispielsweise der Fall, wenn 

Fachschaftsvertreter*innen die Zusammensetzung des Rates bestimmen, wie es in einigen 

ostdeutschen Bundesländern vorkommt (vgl. StuRa Dresden 2020). Wenn die 

Wahlberechtigten bei der Wahl mindestens zwischen zwei Optionen auswählen können und 

darüber hinaus keine dieser Optionen gegenüber der anderen Option bevor- oder benachteiligt 

wurde, gelten sie als freie Wahl. Eine gleiche Wahl liegt vor, wenn alle Stimmen denselben 

Zählwert besitzen. Dieser unterscheidet sich manchmal zum Ergebniswert. Das ist bei der Wahl 

des Student*innenparlamentes nicht der Fall. Hier ist die Wahl gleich, da alle Student*innen 

mit jeweils einer Stimme wählen. Würden die Stimmen hingegen zwischen den FB gewichtet 

werden, wie bei der Wahl zum Europäischen Parlament zwischen den Nationen (oder bei den 

Senatswahlen zwischen universitären Personengruppen), so dass die Stimmen der 

Student*innen des einen FB mehr wiegen als jene des anderen FB, würde keine gleiche Wahl 

vorliegen. Das Wahlgeheimnis wird gewahrt, wenn die Wahlbeteiligung 

beziehungsweise -entscheidung nicht beobachtet oder nachträglich rekonstruiert werden kann. 

Dies soll unter anderem garantieren, dass die Wähler*innen keine negativen Konsequenzen 

aufgrund ihrer Wahlentscheidung fürchten müssen (vgl. Schmitt 2014: 9). 
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Neben diesen Grundsätzen existieren weitere Charakteristika, um Wahlen zu beschreiben. Das 

Wahlergebnis soll beispielsweise verbindlich sein und die Regierungsgewalt von der Mehrheit 

ausgehen. Die Wahlen sollen zudem regelmäßig stattfinden, so dass eine Entscheidung der 

Bürger*innen revidierbar ist und die Gewählten kontrolliert werden können (vgl. ebd.: 6). Wie 

häufig Wahlen stattfinden, hängt von unterschiedlichen Faktoren ab. Generell spielt es eine 

Rolle, ob der Fokus auf die Wünsche der Wähler*innen gelegt wird oder darauf, dass die 

Regierenden mithilfe größerer Spielräume langfristiger planen und womöglich unbeliebte 

Entscheidungen treffen können (vgl. ebd.). Im Kontext der Hochschulwahlen spielt die hohe 

Fluktuation der Student*innen eine weitere Rolle. Einige Studiengänge haben eine 

Regelstudienzeit von zwei Jahren und generell ändert sich die Zusammensetzung der 

Wähler*innenschaft jedes Jahr beziehungsweise jedes Semester durch Neueinschreibungen und 

Exmatrikulationen. Ergo sind die Wünsche der Wähler*innen bereits wenige Monate später 

nicht mehr zwangsläufig auch die Wünsche der Wähler*innenschaft. Darüber hinaus ist der 

Kontrollmechanismus, den Wahlen ausüben sollen, geringer, da studentische Vertreter*innen 

nur eine begrenzte Engagementperiode haben. Eine Wiederwahl, wie sie beim Bundestag 

beispielsweise auch aus finanziellen oder machtpolitischen Gesichtspunkten in Frage kommt, 

spielt bei Hochschulwahlen spätestens nach ein paar Jahren bei den meisten wahrscheinlich 

keine Rolle mehr. 

Nachdem einige Orientierungspunkte der Marburger Hochschulwahllandschaft umrissen 

wurden, soll es nun vorerst um Erklärungsansätze der Wahl- und Partizipationsforschung 

gehen. Durch die weitere Darlegung grundlegender Aspekte sollen etablierte Instrumente 

erkannt werden, die dabei helfen Hochschulwahlen zu erkunden und Erkenntnisse zu sortieren. 

Sie bilden eine Grundlage der Analyse und Fragebogengestaltung.  

 

3.2. Ansätze der Wahl- und Partizipationsforschung 

Grundsätzlich gelten demokratische Wahlen als Abwehrmechanismus gegenüber 

undemokratischen politischen Systemen. Weshalb für Schmitt die Beschäftigung mit dem 

Wahlverhalten der „Analyse der Bedingungen, unter denen ein zentraler Abwehrmechanismus 

der Demokratie gegen eine ungezügelte Ausübung von Macht“ (Schmitt 2014: 32) dient. Die 

Untersuchung von Wahlen ist somit nicht unerheblich für die Demokratie an sich. Der 

Untersuchungsgegenstand offenbart sich dabei abhängig von dem zugrundliegenden 

wahltheoretischen Betrachtungswinkel. Unterschiedliche Wahltheorien fokussieren 

verschiedene Merkmale von Wahlen sowie ihren Einfluss auf das Wahlergebnis. 
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Dabei werden einige häufiger in der Forschung rezipiert als andere. Eines ist den Theorien 

allerdings gemein: Sie werden, wie bereits erwähnt, in großer Mehrheit an Hauptwahlen 

getestet und spiegeln damit deren Kontexte zu einem gewissen Grad wider. Die Theorien 

versuchen dabei zwei Kategorien zu bearbeiten. Ein Strang versucht zu erklären, wer zur Wahl 

gegangen ist. Der andere Strang konzentriert sich auf die konkrete Wahlentscheidung der 

Wähler*innen. Dafür kommen Aggregatdaten wie Wahlstatistiken und Individualdaten, die 

beispielsweise aus Umfragen gewonnen werden und einzelnen Elementen einer Stichprobe 

zugeordnet werden können, zur Anwendung. So werden die Wahlergebnisse, die bei 

Bundestagswahlen öffentlich verfügbar sind und für jeden Wahlkreis aufgeschlüsselt vorliegen, 

zum Beispiel mit Bevölkerungsstatistiken über die entsprechenden Wahlkreise in Verbindung 

gesetzt. Somit ließe sich ermitteln, dass in einem Wahlkreis mit besonders hohen Stimmanteilen 

für eine Partei, gleichzeitig ein soziostrukturelles Merkmal verstärkt auftritt (beispielsweise 

CDU-Wähler*innen und Katholik*innenanteil). Die Korrelation muss aber nicht zwangsläufig 

Kausalität bedeuten, das heißt, Katholik*innen müssen nicht unbedingt geneigter sein der CDU 

ihre Stimme zu geben. Im Wahlkreis können auch genauso gut andere Bevölkerungsgruppen 

aus Gründen, die nicht bekannt sind, für die CDU stimmen. Der Zusammenhang lässt sich auf 

der Basis von Aggregatdaten nicht abschließend bestätigen. Hier komplettieren deshalb häufig 

Individualdaten die Analyse, die beispielsweise im Rahmen von Umfragen erhoben wurden. 

Denn sie erlauben es Zusammenhänge zwischen einzelnen Eigenschaften zu ziehen (vgl. 

Schoen 2014a).  

Im Folgenden sollen verschiedene Wahltheorien kursorisch skizziert werden, um einen 

Überblick über deren Aussagegehalt und Herangehensweise bei der Erklärung von 

Wahlverhalten zu geben. Dabei liegt der Fokus auf dem soziologischen, dem 

sozialpsychologischen und dem ökonomischen Ansatz. Sie werfen den Blick auf bestimmte 

Details, die im vorliegenden Fall analysiert werden können. Andere Ansätze wie zum Beispiel 

wahlgeographische Ansätze lassen sich nicht oder nur sehr schwer auf Hochschulwahlen 

anwenden, da einerseits die Adressen und das konkrete Wahlverhalten der Student*innen 

vorlägen und andererseits Daten über die Wohnareale der Student*innen vorhanden seien 

müssten. Die folgenden Ausführungen sollen dabei nicht den Versuch darstellen eine neue 

Theorie zu kreieren, die die Versatzstücke der einzelnen Ansätze zu einem neuen Werk 

zusammenführt. Vielmehr soll der hochschulpolitische Kontext durch die gleichzeitige 

Betrachtung mit mehreren Theorien greifbar gemacht werden. Denn der Fokus auf lediglich 

eine Theorie vernachlässigt Aspekte, die für den speziellen Kontext der Hochschulwahlen 

relevant sein könnten.  
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Soziologischer Ansatz 

Der soziologische Ansatz geht mitunter auf die von Lipset und Rokkan beschriebenen 

Cleavages zurück. Diese stellen gesellschaftsstrukturierende Eigenschaften auf Makroebene 

dar. In der Vergangenheit unterteilten Cleavages beispielsweise die Gesellschaft in 

Arbeiter*innen und Besitzer*innen. Dabei kann das Wahlverhalten eine „expression of the 

democratic class struggle“ (Lipset 1960: 220) sein. Eine Gesellschaft, die sich in Arbeiter*innen 

und Besitzer*innen teilt, bringt, grob gesagt, zwei Parteien hervor, die von den jeweiligen 

Gruppen gewählt werden, weil sie unterschiedliche ökonomische Grundlagen besitzen. Die 

Cleavages formen demnach auch das Parteiensystem, wobei die Unterscheidung in Verhältnis- 

und Mehrheitswahlrecht eine wichtige Rolle spielt (vgl. Gabriel/Keil 2012: 48f.). Andere 

Spaltungsfaktoren sind die Religionszugehörigkeit oder das Stadt-Land-Gefälle (vgl. 

Lipset/Rokkan 1967: 47). Heutzutage wird von vielen Wahlforscher*innen davon ausgegangen, 

dass die Spaltungslinien in ihrer konstituierenden Kraft nachgelassen haben beziehungsweise 

durch neuere wie dem Geschlecht ergänzt werden. Seit einigen Jahrzehnten wird eine 

Ausdifferenzierung des Wahlverhaltens beobachtet und mit einer wachsenden 

gesellschaftlichen Komplexität in Verbindung gebracht (vgl. Molitor 1992; Schoen 2014b). 

Für die Beobachtung von Wahlverhalten ist letztlich die politische Präferenz sozialer 

Charakteristika entscheidend (vgl. Lazarsfeld et al. 1968). Der soziologische Ansatz kombiniert 

das Cleavagemodell mit einer Mikroperspektive, die den Einfluss von Gruppenzugehörigkeiten 

auf das Wahlverhalten von Individuen in den Fokus rückt. Durch die Interaktion mit Personen 

werden eigene Meinungsmuster angepasst. Die Homogenität beziehungsweise Heterogenität 

des eigenen politischen Umfeldes fördert oder hemmt die Ausprägung parteipolitischer 

Präferenzen (vgl. Schoen 2014b: 173ff.). Hier kann es durchaus zu Identitätskonflikten 

kommen, wenn eine Person beispielsweise gleichzeitig mehrerer verschiedener Gruppen 

angehört. Neben der Gruppe der Student*innen können Student*innen beispielsweise auch 

Gewerkschaftsmitglied oder Katholik*in oder beides sein. Die Zugehörigkeit zu 

gegensätzlichen Spaltungslinien führt zu sozialen cross-pressures. Dieser widersprüchliche 

Druck erzeugt nochmals ganz eigene Effekte bis hin zur Nichtwahl (vgl. Schoen 2014b: 177). 

Im Umkehrschluss können starke Identifikationen die individuelle Wahlbeteiligung fördern 

(vgl. Schoen/Falter 2003: 36). 

Bei der Interpretation des Wahlverhaltens ist allerdings Vorsicht geboten. Schließlich können 

Christ*innen auch für die CDU stimmen, weil sie deren Verkehrspolitik gut finden und weniger 

wegen der christlichen Gruppenzugehörigkeit. Die Schwäche des Ansatzes liegt somit darin, 
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dass die genauen Gründe des Wahlverhaltens nur bedingt zu Tage gefördert werden können 

(vgl. Schoen 2014b: 186).  

Für die Untersuchung der Hochschulwahlen ist dieser Ansatz insofern spannend, um zu 

untersuchen, welcher Charakter der Student*innenschaft sich im Wahlverhalten widerspiegelt. 

Die hochschulpolitischen Gruppenzugehörigkeiten können dabei neben 

gesamtgesellschaftlichen, bereits erwähnten Gruppen beispielsweise durch die FB-Ebene 

erweitert werden. Der Blick richtet sich dann nicht nur auf Wahleffekte durch eine bestimmte 

FB-Zugehörigkeit, sondern auch auf Häufigkeiten bei Mitgliedschaften und den FB. 

 

Sozialpsychologischer Ansatz 

In eine ähnliche Kerbe schlägt der sozialpsychologische Ansatz, der von Campbell et al. (1954, 

1960) in Michigan begründet wurde. Dieser Ansatz legt den Fokus auf die Stimmabgabe einer 

Person im Zusammenhang mit ihrer politischen Einstellung und Wahrnehmung. Ihre drei 

Variablen lassen sich unter den Begriffen Parteienorientierung, Kandidat*innenorientierung 

und Themenorientierung zusammenfassen. In der Kombination soll sich das Wahlverhalten so 

erklären lassen können. Die Parteienorientierung ist dabei eine Identifikation mit einer Partei 

und geht nicht notwendigerweise mit einer Mitgliedschaft einher. Ähnlich wie beim 

soziologischen Ansatz ist hier vor allem die Gruppenzugehörigkeit zentral. Demgegenüber wird 

aber der Konformitätsdruck, den Individuen gegenüber der Gruppe verspüren, stärker 

betrachtet (vgl. Campell et al. 1954). Bei Hochschulwahlen treten allerdings keine Parteien an, 

sondern Listen und nicht alle Listen können mit einer existierenden Partei in Verbindung 

gebracht werden. Hier tritt die Problematik des wahlspezifischen Kontextes zutage, die vorerst 

nur provisorisch über Umwege gelöst werden kann. Insbesondere im Hinblick auf parteinahe 

Listen. 

Bei der Kandidat*innenorientierung ist es ähnlich. Der sozialpsychologische Ansatz schaut hier 

vor allem auf die individuelle Wahrnehmung der Eigenschaften von Kandidat*innen (vgl. 

Schoen/Weins 2014: 247). Bei Bewerber*innen zur Hochschulwahl wäre überhaupt erstmal zu 

prüfen, ob die Wahlberechtigten diese auch kennen. Sofern ein persönlicher Kontakt allerdings 

vorliegt, könnte dies eine Grundlage für einen Wahleffekt darstellen. Die ausschlaggebenden 

Eigenschaften wären dann möglicherweise weniger die Führungsqualitäten der 

Kandidat*innen, sondern der freundschaftliche Bezug zur Person. Insbesondere wenn das 

Wahlverhalten nicht nur hinsichtlich der konkreten Wahlentscheidung, sondern auch in Bezug 

auf den generellen Wahlakt betrachtet wird.  
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Die dritte Variable, das thematischen Angebot der wählbaren Listen und Kandidat*innen, muss 

für die vorliegende Untersuchung vernachlässigt werden. Denn eine Untersuchung mit ihren 

Forderungen liegt nicht vor und müsste erst noch erfolgen. Da die drei Variablen allerdings 

stark miteinander zusammenhängen, weil Wähler*innen letzten Endes alle Orientierungen 

zusammendenken, wird der Ansatz hier nur in einer stark reduzierten Form genutzt (vgl. 

Gabriel/Keil 2012: 64). Behelfsmäßig können in dieser ersten Studie allgemeine Forderungen 

abgefragt werden, die dann allerdings nicht direkt mit dem politischen Profil der Listen in 

Verbindung gebracht werden können. 

Der Mehrwert der Einbeziehung einer sozialpsychologischen Perspektive für die Untersuchung 

liegt darin, dass sie, im Gegensatz zur soziologischen Betrachtung, kurzfristige Faktoren für 

den Wahlentscheid berücksichtigt. Gesellschaftliche Spaltungslinien haben eine längere 

Halbwertszeit als individuelle Wahrnehmungen. „[W]e must find the patterns of motivation 

that lead these people to vote, as we must find the conditions that keep others from doing so” 

(Campbell et al. 1960: 90), um das Wahlverhalten sozialpsychologisch zu erklären. Da bei der 

Untersuchung von Wahlverhalten bei Hochschulwahlen noch viele fundamentale Lücken zu 

füllen sind, scheint ein breiter, erster Blick sinnvoll. 

 

Ökonomischer Ansatz 

Der ökonomische Ansatz basiert auf dem Rational-Choice-Ansatz von Downs (1957). Die 

Annahme lautet, dass potenzielle Wähler*innen eine Kosten-Nutzen-Rechnung vor dem 

Wahlakt anstellen, um zu schauen, ob die Kosten, die beim Wahlakt anfallen oder ob der 

Nutzen, der aus dem Wahlergebnis gezogen werden kann, jeweils überwiegt (vgl. Downs 1957: 

38f.). Insbesondere der fehlende direkte materielle Anreiz sollte die Wahlberechtigten 

eigentlich davon abhalten zur Wahl zu gehen (vgl. Arzheimer/Schmitt 2014: 333). In der hohen 

Wahlbeteiligung bei Hauptwahlen in westlichen Demokratien manifestiert sich somit ein 

Paradoxon, da ein Großteil der Wahlberechtigten aus Sicht des Ansatzes irrational handelt. Hier 

wird der theoretische Mehrwert bei der Betrachtung von Hochschulwahlen sofort deutlich. 

Denn im Gegensatz zu den Wahlen zum Bundestag sind die Beteiligungsraten bei 

Hochschulwahlen deutlich niedriger. Abgesehen von wenigen Einzelfällen, liegt in der Regel 

auch kein materieller Anreiz vor.13 Dementsprechend könnte eine theoretische 

Auseinandersetzung mit nachgeordneten Wahlen fruchtbar sein. Allerdings greift der 

ökonomische Ansatz heutzutage auch auf andere Gründe zurück, weshalb auch eine 

                                                           
13 Für Beispiele materieller Anreize bei Hochschulwahlen siehe Bartz (2003) oder AStA Paderborn (2023). 
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grundsätzliche Klärung hinsichtlich der Verortung von Hochschulwahlen auf einer Kosten-

Nutzen-Gegenüberstellung sinnvoll sein könnte. 

Ausgangspunkt für die Betrachtung von Wahlen aus einer ökonomischen Perspektive sind 

mehrere Kriterien, die die Wahl erfüllen sollte. Dabei entsprechen diese Kriterien wie 

allgemeine, freie und gleiche Wahl mitunter jenen Kriterien, die hier an anderer Stelle bereits 

einer demokratischen Wahl zugesprochen wurden (vgl. Downs 1957: 23ff.). In dem Modell 

entscheiden die rationalen Wähler*innen allerdings im Rahmen einiger künstlicher Konstanten, 

die in der Praxis so nicht vorzufinden sind, weshalb der Ansatz bei der Vorhersage von 

Wahlergebnissen mit Unsicherheiten kämpft (vgl. Arzheimer/Schmitt 2014: 342f.). Für die 

Betrachtung von Hochschulwahlen könnten die Kategorien, die der Ansatz liefert, einen 

wertvollen Beitrag bieten. Denn während die anderen zwei Ansätze soziodemographische 

Aspekte beziehungsweise individuelle Motivationen in die Analyse einfließen lassen, kann der 

ökonomische Ansatz den Blick auf Aspekte richten, die struktureller wirken und mitunter 

schwerer zu greifen sind. Vielleicht gehen Student*innen am Ende des Tages nicht wählen, 

weil sie keinen Nutzen darin sehen oder ihr Wissensstand über die Hochschulwahlen zu gering 

ist und eine Aneignung des nötigen Wissens mit zu viel Aufwand verbunden ist. Aufgrund der 

geringen Wahlbeteiligung scheint es sinnvoll, dass sich die vorliegende Studie deshalb auch 

vom ökonomischen Ansatz inspirieren lässt und dementsprechend bei der weiteren 

Untersuchung berücksichtigt. 

 

Kontexteinflüsse 

In diesem Licht sind auch weitere Kontexte zu nennen, die einen Einfluss auf das 

Wahlgeschehen haben können. Beispielsweise spielt der Aktivitätsgrad von Parteien im 

Vorfeld einer Wahl eine Rolle (vgl. Putnam 1966). So konnte Ohr (1997) herausfinden, dass 

die Anzahl der Versammlungen in einer Gemeinde, die die NSDAP abhielt, einen Einfluss auf 

das Wahlergebnis hatte. Dementsprechend wäre zu untersuchen, welche Orte im Allgemeinen 

beziehungsweise wo welche Liste im Besonderen während des Wahlkampfes aktiv geworden 

ist. Wenn eine Liste beispielsweise ihre Aktivitäten auf einen FB konzentriert, könnte hier eine 

höhere Wahlbeteiligung und auch ein besseres Ergebnis für diese Liste unter den Student*innen 

dieses FB denkbar sein.  

Ähnlich verhält es sich mit dem Einfluss lokaler Gegebenheiten, wie dem geographischen 

Raum in dem sich der Fall befindet. Denn um die Stimmenanteile der Hochschullisten in 

Marburg erklären zu können, wäre eine Untersuchung der historisch entstandenen 

administrativen und politisch-sozialen Ausgestaltung zu berücksichtigen. Auch der 



 

28 

 

Universitätscampus, die Sozialstruktur oder Einflüsse aus der übergeordneten Stadtgesellschaft 

können beispielsweise das Hochschulwahlverhalten beeinflussen (vgl. Falter/Winkler 2014). In 

Marburg könnte somit beispielsweise sowohl die Unterteilung des Campus in Lahnberge und 

Lahntal eine Rolle spielen, als auch fachbereichsbezogene Spezifika, die historisch gewachsen 

sind. 

Der hochschulpolitische Kontext gibt somit einen ersten Aufschluss darüber, welche 

spezifischen Aspekte einerseits von weiterem Interesse sein könnten und andererseits welche 

wahltheoretischen Aspekte angepasst werden müssen. Die Wahlforschung und die 

Partizipationsforschung können sich dabei ergänzen. Schließlich beleuchten 

Partizipationsstudien auch Wahlen als eine Form der Partizipation beziehungsweise der 

konventionellen Partizipation. Diese Kategorie beinhaltet die gesetzlichen, legalen sowie 

institutionalisierten Formen der Beteiligung im Gegensatz zu unkonventionellen 

Partizipationsformen wie illegale Proteste (vgl. Kaase 1992). Das Konstanzer 

Studierendensurvey fragt beispielsweise regelmäßig bundesweit Student*innen nach ihrer 

Einschätzung zu hochschulpolitisch spezifischen Aspekten wie der jeweiligen Aktivität in 

Hochschulgruppen oder der Zustimmung zu Kritikformen (vgl. Ramm et al. 2014).  

In der Summe hilft die Vielfalt der Ansätze und ihrer Variablen dabei den Mischwahlcharakter 

der Marburger Hochschulwahl zu ordnen (vgl. Pappi et al. 2021). Dabei ist auf die bisher 

erfolgten Darlegungen zu rekurrieren. Wenn Wahlen und die Beteiligung an ihnen so wichtig 

für eine Demokratie sind und Student*innen ein solides demokratisches Fundament besitzen, 

wieso beteiligt sich eine Mehrheit der Student*innen dann nicht an Hochschulwahlen? 

Offenkundig kommen Effekte zum Tragen, die die logische Schlussfolgerung durchbrechen. 

Jene gilt es im weiteren Verlauf aufzudecken. Im nächsten Schritt wird nun die Methodik 

dargelegt, die den Zugang zum Untersuchungsfeld ebnen und systematisieren soll.  

 

4. Methode 

Das Ziel der Studie besteht darin die Wahl zum Marburger Student*innenparlament zu 

analysieren. Von Interesse sind dabei sowohl die Wahlbeteiligung in Form der allgemeinen 

Stimmabgabe als auch die Faktoren, die bei der Wahlbeteiligung hinsichtlich der konkreten 

Wahlentscheidung von Relevanz sind. Aus Gründen der Daten- und Forschungslage bietet sich 

dabei eine explorative Fallstudie an. Nur so ist es möglich sich den Schlüsselvariablen, die das 

Wahlverhalten bei Hochschulwahlen letztlich erklären können, trotz der vielen Unklarheiten zu 

nähern. Denn eine (explorative) Fallstudie zeichnet sich unter anderem dadurch aus, dass sie 
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Forschungsfelder ergründen kann, die bisher wenig bis gar nicht untersucht wurden. Um dieser 

Ausgangslage Rechnung zu tragen, werden im folgenden Kapitel die methodischen Grundlagen 

der Arbeit dargelegt. Hierfür werden zunächst die Grundannahmen der Studie illustriert, um 

anschließend die Teilschritte entlang der Erhebungsmethoden nachzuzeichnen.  

Fallstudien sind ein häufiges Mittel in der Forschung und sie finden in fast allen Disziplinen 

ihre Anwendung. Ihre Ausgestaltung kann allerdings durchaus variieren. Selbst innerhalb der 

Politikwissenschaft existieren hinsichtlich einiger Designaspekte, aber auch der methodischen 

Charakteristika unterschiedliche Auffassungen (vgl. Gerring 2004; Stake 2005; Yin 2009). 

Anhand zweier Definitionen werden diese Differenzen, aber auch Gemeinsamkeiten evident. 

So bezeichnet Yin eine Fallstudie als „an empirical inquiry that investigates a contemporary 

phenomenon in depth and within its real-life context“ (Yin 2009: 18) und Gerring definiert die 

Fallstudie als „an intensive study of a single unit with an aim to generalize across a larger set 

of units” (Gerring 2004: 352). Eine Fallstudie kann somit in erster Linie eine intensive 

Untersuchung eines einzelnen Phänomens beziehungsweise einer Einheit sein, wobei die 

Fokusse der Studie und das genaue Forschungsziel durchaus variieren können. Ähnlich wie Yin 

widerspricht Stake der Aussage, dass die Theorienbildung und Verallgemeinerung zwingendes 

Ziel einer Fallstudie sein müssen. Eine dichte Beschreibung der fallspezifischen Eigenheiten 

und der daraus erwachsenden Situation kann genauso von Interesse sein. Beide Aspekte 

Allgemeinheit und Partikularität eines Falles können während der Forschung in 

unterschiedlichem Maße fokussiert werden und auch Gerring hebt letztlich hervor, dass die 

Tiefenanalyse eines Falles einer der Vorteile einer Fallstudie ist (vgl. Stake 2005: 450; Gerring 

2004: 345; Yin 2009). Primäres Ziel einer Fallstudie kann also die Zustandsbeschreibung, 

Exploration und Hypothesengenerierung sein und nicht die Hypothesenüberprüfung oder das 

Testen von Theorien (vgl. Lijphart 1971: 691; Gerring 2004; Stake 2005: 445; Faulbaum 2019: 

7f., 47f.). Im Zuge dessen wird insbesondere der explorative Charakter von Fallstudien immer 

wieder hervorgehoben, also die für sich stehende Eignung bei der Untersuchung von 

unerforschtem Terrain. Dabei kann die Fallstudie auch bei knappen Ressourcen (z.B. 

Datenverfügbarkeit) angemessene Resultate zum Vorschein bringen (vgl. Lijphart 1971: 691; 

Gerring 2004; Seawright/Gerring 2008; Bethke/Rohlfing 2023). 

Gleichzeitig ist eine Fallstudie kein magisches Allzweckinstrument. Mit ihr gehen genauso 

auch methodische Probleme sowie Vor- und Nachteile einher. Ihrer müssen sich 

Forscher*innen bewusst sein und so das eigene Vorgehen während der Untersuchung ständig 

reflektieren. So wurde bereits klar, dass der Aussagekraft der Ergebnisse methodische Grenzen 

gesetzt sind wie zum Beispiel bei der Verallgemeinerung der Befunde. Letzten Endes nehmen 
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Forscher*innen bei der Wahl der Fallstudie Kompromisse hin, die in Anbetracht des 

Forschungskontextes verkraften werden müssen. Insbesondere Kosten, Verfügbarkeit und 

Zugänglichkeit zum Feld begrenzen den Ausschnitt des Forschungsvorhabens, weshalb 

mitunter auch die Datenausgewogenheit im Licht von Repräsentativität zum Zweck des 

Erforschens neuer Sachverhalte leiden kann (vgl. Eisenhardt 1989; Gerring 2004; Stake 2005; 

Eisenhardt/Graebner 2007; Seawright/Gerring 2008).  

Dabei wird anerkannt, dass Fallstudien in der Praxis häufig eine Mischung aus mehreren 

Teilschritten darstellt (vgl. Lijphart 1971: 691; Stake 2005: 445; Yin 2009: 46ff.). Das ist unter 

anderem der breiten Anwendung von Methoden und Datenarten geschuldet sowie den 

jeweiligen Fallspezifika. Denn jeder Fall unterscheidet sich voneinander und erfordert somit 

eine andere Herangehensweise. Darin liegt aber auch eine der besonderen Stärken von 

Fallstudien. Umfragen, Beobachtungen und die Auswertung von Dokumenten sind gleichzeitig 

denkbar (vgl. Yin 2009: 11ff., 63). Dabei ist die Nutzung verschiedener Materialien in der 

Wahlforschung gängig. So kommen Daten aus verschiedenen Quellen zum Einsatz, um jeweils 

unterschiedliche Aspekte des Wahlverhaltens im Lichte verschiedener Wahltheorien zu 

beleuchten (vgl. Schoen 2014a). 

Für den vorliegenden Fall ist das besonders nützlich, weil durch den explorativen Charakter die 

Beantwortung der Forschungsfrage leichter fällt. Dabei kommt eine Mischung aus deskriptiver 

Fallstudie (Datengenerierung) in Kombination mit einer theoretischen Umrahmung sowie einer 

Darlegung von Kontextinformationen und einer instrumentellen Fallstudie 

(Hypothesengenerierung) zum Einsatz. Letzteres stellt den Versuch dar erste 

Verallgemeinerungen für Hochschulwahlen in Marburg beziehungsweise Deutschland 

aufzustellen. Die Analyse der Wahl zum Marburger Student*innenparlament besitzt hier 

mitunter eine vermittelnde Rolle, da durch die ausführliche Auseinandersetzung mit den 

lokalen Spezifika das Verständnis über allgemeine Phänomene verbessert werden soll. So 

koexistieren fallspezifische Interessen mit allgemeineren Forschungszielen (vgl. Lijphart 1971: 

691; Stake 2005: 445ff.; Yin 2009: 46ff.). Eine Blaupause für die Durchführung einer Fallstudie 

existiert allerdings nicht. Generell fehlen ähnliche Forschungsarbeiten, die als 

Untersuchungsgrundlage herangezogen hätten werden können. 

Dementsprechend ist unklar, ob Marburg ein repräsentativer Fall für die Student*innenschaften 

Deutschlands oder andere lokale Hochschulwahlen ist, da keine Daten existieren, um 

Hochschulwahlen bundesweit vergleichen zu können. Das Fehlen jeglicher Vergleichsfälle 

sowie hochschulwahlspezifischer Hypothesen verdeutlicht die Notwendigkeit einer 

explorativen Fallstudie. Deshalb wird in der vorliegenden Untersuchung auch kein Anspruch 
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auf Repräsentativität erhoben. Das Marburger Student*innenparlament als 

Untersuchungsgegenstand bietet sich dabei vorrangig aus zwei Gründen an. Als Student der 

UMR kann der Autor der Studie erstens (1) auf einem soliden Zugang zum Feld aufbauen. So 

ist es hinsichtlich der methodischen als auch der kontextuellen Faktoren im vorliegenden Fall 

zielführender die eigene Student*innenschaft unter die Lupe zu nehmen. Hierzu zählen zum 

einen das mehrjährige Engagement des Autors innerhalb der Marburger Student*innenschaft 

(Student*innenparlament, Senat, AStA), das die Beschreibung der Spezifika des Falls 

erleichtert und zum anderen die Tatsache, dass der Autor als Student der UMR bei 

Abschlussarbeiten einen institutionalisierten Zugang zu den Student*innen hat, der bei anderen 

Hochschulen wahrscheinlich nicht gegeben wäre. Zweitens (2) schützen einige 

Student*innenschaften die Daten, die sich in ihren Unterlagen befinden, in dem diese nur 

mittels Intranetzugang abgerufen werden können. Für die Marburger Student*innenschaft sind 

einerseits gewisse Teile der Dokumente öffentlich zugänglich und andererseits besitzt der Autor 

Zugang zum Intranet. 

Um Aussagen über die Wahlbeteiligung beziehungsweise -entscheidung formulieren zu 

können, ist es vonnöten herauszufinden, ob sich die Personen, die wählen gehen von denen, die 

nicht wählen gehen, unterscheiden. Dementsprechend wird überprüft, ob sich Charakteristika 

der Nichtwähler*innen gegenüber denen der Wähler*innen unterscheiden und ob innerhalb der 

Gruppe der Wähler*innen Differenzen festzustellen sind. Die Analyse erforscht hierfür 

bestimmte Merkmalsausprägungen bei den jeweiligen Gruppen, indem die Daten auf 

Zusammenhänge zwischen der abhängigen Variablen Wahlbeteiligung sowie 

Wahlentscheidung und aus den Daten extrahierten unabhängigen Variablen untersucht werden. 

Zum Einsatz kommen dabei statistische Testverfahren sowie ein beschreibender Vergleich von 

Daten. 

Im Folgenden werden nun die einzelnen Teilschritte der Studie dargelegt, um eine transparente 

Operationalisierung des Vorgehens vorzulegen. Die Datenquellen der Analyse sind dreiteilig: 

Erstens die offiziellen Statistiken der jährlichen Wahlergebnisse, zweitens im Rahmen dieser 

Arbeit erhobene Umfragedaten sowie drittens weitere kontextspezifische Dokumente. 

 

Zeitreihenanalyse der Wahlergebnisse 

Als einen der Ausgangspunkte der Analyse werden die Wahlergebnisse der Hochschulwahlen 

aus den letzten Jahren herangezogen. Mithilfe dieser Statistiken können Unterschiede und 

Konstanten bei der Wahlbeteiligung und Wahlentscheidung der Marburger Student*innen 

ermittelt werden und so das Ergebnis der Wahl aus dem Jahr 2023 besser eingeordnet werden. 



 

32 

 

Der analysierte Zeitraum ergibt sich aus der Verfügbarkeit der Daten. Die Wahlergebnisse zur 

Marburger Hochschulwahl und somit auch zum Marburger Student*innenparlament werden 

seit dem Jahr 2018 auf der Website der Universität hinterlegt und sind öffentlich zugänglich. 

Weitere Ergebnisse der Wahlen waren nicht öffentlich abrufbar. Allerdings wurden die 

Ergebnisse von 2007 bis 2017 von Stefan Rösel, dem zuständigen Wahlleiter auf Seiten der 

Universität, archiviert und freundlicherweise zur Verfügung gestellt (siehe Anhang 1).14 Die 

Marburger Student*innenschaft besitzt kein öffentlich zugängliches Archiv aus dem die 

Wahlergebnisse extrahiert werden können. Aus Gründen der Ressourcenknappheit muss sich 

die Analyse deshalb auf den Zeitraum 2007-2023 beschränken. 

 

Online-Umfrage 2023 

Für die Datenerhebung dieser Studie wurde zusätzlich eigens eine Online-Umfrage entwickelt, 

die sowohl in deutscher als auch englischer Sprache bearbeitet werden konnte (für die deutsche 

Version des Fragebogens siehe Anhang 2). Der daraus resultierende Datensatz beinhaltet 

Individualdaten zu wahlberechtigten Marburger Student*innen aus dem Sommersemester 

2023. Diese Daten helfen dabei individuelle Wahlentscheidungen mit bestimmten 

Einstellungen und Eigenschaften der Wahlberechtigten in Verbindung zu setzen. Somit können 

beispielsweise eventuelle Unterschiede zwischen Nichtwähler*innen und Wähler*innen 

aufgedeckt werden, was mittels einer alleinigen Betrachtung von Aggregatdaten nicht möglich 

wäre. Das Ziel der Umfrage ist es deskriptive Aussagen über die Wahlbeteiligung und 

Wahlentscheidung zu treffen und Zusammenhänge, auch mit soziodemografischen Daten, 

aufzudecken.  

Der finale Fragenkatalog gliedert sich in drei Themenbereiche: (1) Demokratie und 

Allgemeinpolitik, (2) Hochschulpolitik und (3) Soziodemographie. Im ersten Teil (1) wurde 

nach dem politischen Interesse gefragt sowie den Einstellungen bezüglich einiger Aussagen, 

die sich unter anderem mit Demokratie und Wahlen beschäftigten. Zudem wurden die 

Teilnehmer*innen aufgefordert sich selbst auf einer Links-Rechts-Skala einzuordnen, 

Mitgliedschaften in gesellschaftlichen Gruppen wie Parteien oder Gewerkschaften anzugeben 

und die sogenannte Sonntagsfrage zu beantworten. Die Formulierungen wurden dabei 

größtenteils aus bestehenden Studien extrahiert (vgl. u.a. ALLBUS 2008; Ramm et al. 2014; 

Simeaner et al. 2017; GESIS 2022).  

                                                           
14 Der Autor bedankt sich hierfür ausdrücklich. 
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Im Block zur Hochschulpolitik (2) befinden sich einerseits bereits existierende 

Frageformulierungen, wobei einige Items leicht modifiziert und andererseits eigens formulierte 

Items, um hochschulwahlspezifische Aspekte abzufragen (vgl. Ramm et al. 2014; Simeaner et 

al. 2017). Einleitend wurde die Recallfrage gestellt. Es wurde also nach dem Verhalten bei der 

letzten Wahl zum Marburger Student*innenparlament gefragt. Darüber hinaus fanden sich 

Fragen zur Hochschulwahl, zum gesellschaftlichen Engagement während des Studiums, zur 

studentischen Vertretung sowie zu Kritik- und Protestformen wieder. 

Der letzte Abschnitt (3) beschäftigte sich mit demographischen Angaben und einigen 

kontextspezifischen Aspekten (z.B. die Abschlussart, die bereits studierte Semesteranzahl, 

Auslandsstudium).  

Nach einem Pretest wurde der Fragebogen dreimal innerhalb von drei Wochen über den E-

Mailverteiler der UMR verschickt, über den Forschungs- sowie Abschlussprojekte von 

Student*innen beworben werden können und der nur an die Student*innen Marburgs sendet. 

Der Teilnahmezeitraum belief sich auf den 10. bis 31. Juli 2023. 

 

Weitere Quellen 

Um die Studie vollumfänglicher zu gestalten und so einerseits dem explorativen Charakter 

gerecht zu werden, aber andererseits auch der überschaubaren Datenlage entgegenzuwirken, 

wird die Analyse noch mit weiteren Dokumenten angereichert. Ihre Auswahl folgte keinem 

Schema. Zur Anwendung kommen dabei Dokumente, die öffentlich zugänglich sind wie 

Satzungen und Ordnungen sowie weitere, offizielle Statistiken der UMR, aber auch 

Zeitungsbeiträge in überregionalen sowie studentisch-lokalen Medien. Diese Quellen 

verbessern das Verständnis über die Grundgesamtheit hinsichtlich demographischer Aspekte 

wie Geschlecht oder Auslandsstudent*innen. Aktuelle Zeitungsbeiträge sowie solche aus 

vergangenen Jahren helfen hingegen, bestimmte Entwicklungen bei den Wahlen zu 

kontextualisieren beziehungsweise zu interpretieren. Darüber hinaus geben Satzungen und 

Ordnungen Aufschluss über lokale Wahlspezifika, die bekanntermaßen Einfluss auf den 

Ausgang von Wahlen haben können. Diese Aspekte sowie die mehrjährige, persönliche 

Erfahrung verbessern insbesondere das fallspezifische Gesamtverständnis. Letztlich spielen die 

zwei erstgenannten Aspekte – Wahlstatistiken und Umfrage – allerdings aufgrund 

ressourcenbedingter Einschränkungen eine übergeordnete Rolle. Demgemäß liegt hier der 

Fokus der Untersuchung. 
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Merkmale der Stichprobe 

Aus der Statistik der Wahlergebnisse geht zunächst hervor, dass die Wahl zum Marburger 

Student*innenparlament mit einer Ausnahme jährlich stattfand. In dem Zeitraum 2007 bis 2023 

gab es somit sechszehn Wahlen. Die Wahl im Jahr 2020 fiel aufgrund der Corona-Pandemie 

und organisatorischer Umstände aus; in Abbildungen als Leerstelle gekennzeichnet. Seit 2021 

finden die Wahlen der universitären und studentischen Selbstverwaltung wieder parallel statt, 

das heißt, dass die Wahl zum universitären Senat, dem Student*innenparlament, den FBR sowie 

den Fachschaftsräten für alle Student*innen gleichzeitig stattfinden – alle zwei Jahre zeitgleich 

für alle Personengruppen. Seit 2021 kommen dabei Online-Wahlen zum Einsatz.15 Als Folge 

enthalten die Ausführungen der Wahlstatistik bei den Parlamentswahlen vergleichsweise 

weniger Daten als vor der Umstellung. 

Hier sind mit einer Ausnahme die Anzahl der Wahlberechtigten, die abgegebenen Stimmen 

unterteilt in gültige und ungültige Stimmen, die Wahlbeteiligung in Prozent für die Universität 

sowie die Namen der angetretenen Listen und ihre Anzahl an gewonnenen Stimmen und ihr 

prozentualer Stimmenanteil an den gültigen Stimmen (Wahlergebnis) dokumentiert. In der 

Wahlstatistik für das Jahr 2007 sind keine Listennamen notiert. Darüber hinaus finden sich die 

Rechnung der Sitzverteilung sowie die letztlich gewonnenen Parlamentssitze in den 

Wahlstatistiken. Dabei wurde bis einschließlich der Wahl von 2019 die Anzahl der 

Wahlberechtigten, die abgegebenen Stimmen unterteilt in gültige und ungültige Stimmen, die 

Wahlbeteiligung in Prozent sowie die listenspezifischen Ergebnisse zusätzlich entsprechend der 

FB aufgeschlüsselt. Für die darauffolgenden Jahre befinden sich diese Angaben nicht mehr in 

den Wahlstatistiken zur Parlamentswahl. Sie können aber teilweise aus den Wahlstatistiken der 

studentischen FBR-Wahlen extrahiert werden, die ebenfalls seit 2018 öffentlich auf der Website 

der Universität abrufbar sind. Für die Datenanalyse der Zeitreihenanalyse wurden zunächst alle 

Werte in Excel eingepflegt. 

Insgesamt partizipierten im angegebenen Zeitraum über dreißig verschiedene Listen an den 

Wahlen. Dabei waren ausschließlich Listen, die im Bundestag vertretenen Parteien nahestehen, 

                                                           
15 Die Student*innenschaft hatte sich lange Zeit mit dem Argument der Gefährdung der Anonymität gegen die 

Einführung von Online-Wahlen gestellt. Als die Corona-Pandemie die Gesellschaft im Griff hielt, die Universität 

in die Online-Lehre überging und generell Abstandhalten angemahnt wurde, stieg die Universität für ihren Teil 

der Hochschulwahlen auf Online-Wahlen um. Hierfür werden seitdem die Dienste des Unternehmens POLYAS 

GmbH in Anspruch genommen. Für die Student*innenschaft kam eine entsprechende Satzungsänderung zu spät 

und die Organe waren mit der Situation überfordert, weshalb die Wahlen auf unbestimmte Zeit verschoben wurden. 

Denn die Universität übernahm bei Urnenwahlen den Großteil der Kosten und Logistik. Auch an anderen 

Universitäten wurden Wahlen verschoben (vgl. AStA Marburg 2020; Welker 2020). Nach dem Ende der Pandemie 

behielten die universitäre und die studentische Selbstverwaltung Online-Wahlen bei. 
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bei einer Mehrheit der Wahlen vertreten.16 Die anderen Listen pausierten hingegen bei vielen 

Wahlen oder traten nach kurzer Zeit nicht mehr an. Deshalb wird sich die 

Zeitreihenuntersuchung mehrheitlich auf die parteinahen Listen fokussieren. Alle weiteren 

Listen werden den sogenannten Sonstigen zugeordnet.17 Anzumerken ist, dass die 

Listenbezeichnungen zwischen den Jahren variieren können. Dennoch lassen sich ähnliche 

Formulierungen identifizieren, die fortfolgend als kohärente Liste abgebildet werden. Wenn 

also in der Wahlstatistik in einem Jahr beispielsweise vom ‚RCDS - Christdemokraten und 

Unabhängige‘ (2008) gesprochen wird, anschließend der ‚RCDS‘ (2009) zur Wahl antritt und 

es in einem anderen Jahr ‚RCDS – Die Studenten Union‘ (2015) heißt, werden diese als eine 

Hochschulgruppe betrachtet. Dies liefert auch die Basis für die Zusammenfassung von CG und 

GHG in den folgenden Betrachtungen. 

Darüber hinaus sind bei der Durchsicht der Wahlergebnisse Unstimmigkeiten zu Tage getreten. 

So wurde im Jahr 2010 die Wahlbeteiligung ohne die ungültigen Stimmen berechnet, so dass 

sie leicht höher ausfällt. Seit der Wahl im Jahr 2021 kam es zu einer Berechnung der 

Stimmanteile der Listen, die die ungültigen Stimmen berücksichtigte, so dass der eigentliche 

Stimmanteil aller Listen immer leicht höher ausfällt, als in der offiziellen Statistik festgehalten 

wurde. Im Vergleich zu diesen Fehlern, fand sich für das Jahr 2011 ein Rechenfehler in der 

Summe der abgegebenen Stimmen. Da diese Zahl die Berechnung der Stimmanteile beeinflusst, 

haben die Listen demnach andere Stimmanteile. Der Fehler wirkte sich aber nicht auf die 

Sitzverteilung aus (vgl. Anhang 1). 

Hinsichtlich der Datenlage kommt es des Weiteren zu Unstimmigkeiten zwischen der Statistik 

zur Parlamentswahl und der FBR-Wahlstatistik. So waren beispielsweise 2019 Abweichungen 

bei der Anzahl der abgegebenen Stimmen festzustellen. Für 2018 wurden zudem 

unterschiedliche Angaben bei der Anzahl der abgegebenen Stimmen und der Anzahl der 

Wahlberechtigten je FB gemacht. Hieraus ergibt sich ein Problem mit Student*innen, die 

keinem FB angehören, sondern dem Bereich ZE zugeordnet werden. Der Name sowie die 

Zusammensetzung von ZE sind dabei unbekannt. Er wurde bis 2019 in den Wahlstatistiken für 

das Parlament aufgeführt. Da es sich um keinen FB handelt, besitzt ZE keinen FBR und wird 

deshalb nicht in der FBR-Statistik aufgeführt. Die Wahlergebnisse für ZE müssen deshalb ab 

2021 deduktiv aus den Zahlen der Gesamtheit geschlossen werden. Bei der Addition aller in 

                                                           
16 Die ‚Campus Alternative‘ (CA) ist der AfD zuzuordnen, ‚CampusGrün‘ beziehungsweise die ‚Grüne 

Hochschulgruppe‘ (CG/GHG) B90/DIEGRÜNEN, die ‚Liberale Hochschulgruppe‘ (LHG) der FDP, die 

Hochschulgruppe der Jungsozialistinnen und Jungsozialisten‘ (Juso-HSG) der SPD, der RCDS der CDU und CSU 

und der ‚Sozialistisch-Demokratische Studierendenverband‘ (SDS) der DIELINKE. 
17 Die Liste ‚Piraten‘, die zwischen 2010 und 2014 aktiv war und wahrscheinlich der damals erfolgreichen 

Piratenpartei zuzuordnen ist, wird den Sonstigen zugerechnet. 
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den Ergebnissen zur Wahl der FBR aufgeführten FB ergeben sich auch entsprechende 

Fehlbeträge zur Gesamtzahl der Wahlberechtigten, die im Größenverhältnis zu den Zahlen 

passen, die vor 2021 in der Statistik für ZE aufgeführt wurden. Das heißt, dass sowohl bei der 

Addition aller Wahlberechtigen je FB als auch aller abgegebenen Stimmen je FB Fehlbeträge 

vorhanden sind. Diese Fehlbeträge werden fortfolgend ZE zugerechnet. Bei der 

Fragebogengestaltung wurde dieser Bereich nicht berücksichtigt, da beim Erstellen die Existenz 

noch nicht bekannt war. 

Die Zahlen über die eingeschriebenen Student*innen aus der Studierendenstatistik der 

Universität und jener über die wahlberechtigten Student*innen aus der Wahlstatistik variieren 

ebenfalls. In der Regel ist für die gesamte Universität ein geringerer Wert bei den Angaben zu 

den wahlberechtigten Student*innen im Vergleich zu den Einschreibungen zu beobachten. 

Beim Blick auf die Entwicklungen der FB zeichnen sich drei Tendenzen ab. Bei einigen FB 

steigen die Student*innenzahlen, bei wenigen stagnieren sie und bei anderen sinken die 

Einschreibungen. Dementsprechend sind keine definitiven Aussagen über die 

Zusammensetzung der Student*innenschaft hinsichtlich Geschlechterverteilung oder 

Abschlussart zum Zeitpunkt der Wahl oder der Umfrage möglich. Die Unterschiede bewegen 

sich im zweistelligen Bereich. Die Statistik zu den Student*innenzahlen 2023 notiert 21277 

eingeschriebene Student*innen, während 21238 Student*innen 2023 zur Parlamentswahl 

aufgerufen waren. Diese erste Untersuchung arbeitet deshalb prinzipiell mit mehreren 

Grundgesamtheiten. Die erste Grundgesamtheit basiert auf den Wahlstatistiken und gibt 

Aufschluss über wahlspezifische Daten. Die Studierendenstatistiken der UMR fungieren als 

zweite Grundgesamtheit, um soziodemographische Rückschlüsse zuzulassen. 

Den Fragebogen bearbeiteten insgesamt 182 Personen. Die Daten wurden um stark 

unvollständige Fälle bereinigt (n=32). Insgesamt verblieben 150 Beobachtungen im Datensatz 

(davon n=4 in englischer Sprache ausgefüllt) und bilden die Stichprobe für die Analyse. Alle 

Analysen wurden mit der Software SPSS durchgeführt. Bei allen Teststatistiken wurde das 

Signifikanzniveau auf alpha α=0,05 gesetzt.  

Unter allen Teilnehmer*innen wählten 44 Prozent die Angabe männlich, 41,3 Prozent die 

Angabe weiblich und 4,7 Prozent die Angabe divers aus. 10 Prozent der Teilnehmer*innen 

machten keine Angabe zu ihrem Geschlecht. Damit sind im Vergleich zur Grundgesamtheit 

Menschen, die sich als divers identifizieren stark und jene, die sich als männlich identifizieren 

leicht überrepräsentiert. Auch die Option „keine Angabe“ wird von der Universitätsstatistik 

erfasst. Im Vergleich zu dieser ist die Option in den Umfrageergebnissen ebenfalls 

überrepräsentiert. Von den 21277 Student*innen im Sommersemester 2023 sind 57,39 Prozent 
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Personen weiblich, 42,51 Prozent Personen männlich, 0,07 Prozent Personen haben divers 

eingetragen und 0,04 Prozent keine Angabe gemacht haben (vgl. UMR 2023d).  

20 Jahre und jünger waren 18,4 Prozent der Teilnehmer*innen, 50,7 Prozent waren zwischen 

21-25 Jahren, 22,1 Prozent gaben an zwischen 26-30 Jahren alt zu sein und 8,8 Prozent 

bezifferten ihr Alter mit 31 Jahren oder älter (Zusammenfassung der Antwortkategorien 31-35, 

36-40 und 41 und älter). 

Bei der Umfrage nahmen Personen aus allen FB teil. Wie aus Abbildung 1 hervorgeht, kamen 

mit 30,1 Prozent die meisten Teilnehmer*innen aus dem FB 03, gefolgt vom FB 20 mit 11 

Prozent. Damit sind FB 03, FB 04, FB 06, FB 13, FB 19 und FB 21 überrepräsentiert. Alle 

anderen FB sind entsprechend unterrepräsentiert. Zum ZE liegen aus genannten Gründen keine 

Angaben vor.  

Abbildung 1 – Verteilung der Teilnehmer*innen und Wahlberechtigten (vgl. UMR 2023l) in Prozent je FB (n=136); eigene 
Darstellung. 

 

Bei den Abschlussarten überwiegen Bachelorabsolvent*innen mit 49,3 Prozent der 

Teilnehmer*innen. 27,2 Prozent gaben an ein Staatsexamen anzustreben, 19,9 Prozent den 

Masterabschluss, 2,2 Prozent eine Promotion und 1,5 Prozent einen kirchlichen 

Abschluss/Magister. 

Vom ersten Semester bis über zehn Semester waren alle Semester vertreten. Mit etwas über 20 

Prozent waren die meisten Teilnehmer*innen im zweiten Semester eingeschrieben. Darauf 

folgten Student*innen des vierten und sechsten Semesters mit jeweils ungefähr 14 Prozent. Von 

allen Teilnehmer*innen, die Angaben zu ihrem Studienstatus machten, gaben 4,4 Prozent an, 

dass sie in Marburg im Rahmen eines Auslandsstudiums studieren. 

Bei der Beantwortung der Items fielen drei Items durch eine überdurchschnittliche Anzahl 

fehlender Angaben auf (20% oder mehr der Teilnehmer*innen). Es handelt sich dabei 

ausschließlich um eigens kreierte Fragen, die sich mit Spezifika der Hochschulwahl 

auseinandersetzen (HP04_05, 09 und 11; siehe Anhang 2). 
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5. Empirische Befunde der Studie 

Aus den bisherigen Ausführungen sind bereits Marburger Spezifika evident geworden, die auch 

einen Einfluss auf die Wahlbeteiligung oder Wahlentscheidung haben können. Um einzelnen 

Details nun auf den Grund zu gehen, ist dieses Kapitel wie folgt strukturiert. Zunächst wird auf 

die Ergebnisse hinsichtlich der Wahlbeteiligung eingegangen. Anschließend wird die 

Wahlentscheidung untersucht, wobei beide Teile nochmals in soziodemographische Merkmale 

und politische Einstellungen der Wahlberechtigten unterteilt sind. Im Anschluss werden die 

Ergebnisse präsentiert. 

 

5.1. Die Wahlbeteiligung – Wer geht wählen?  

Aus Abbildung 2 geht die jährliche Anzahl der Wahlberechtigten sowie der abgegebenen 

Stimmen und die Wahlbeteiligung zum Marburger Student*innenparlament hervor. Im Jahr 

2007 erreichte die Wahlbeteiligung mit 29,61 Prozent die höchste Beteiligung aller 

Parlamentswahlen im vorliegenden Zeitraum. Seitdem fiel die Beteiligung kontinuierlich, bis 

sie sich in den späten 2010er Jahren zwischen 10-15 Prozent einpendelte. In den letzten Jahren 

stieg sie wieder leicht an auf fast 20 Prozent.  

Abbildung 2 – Entwicklung der abgegebenen Stimmen und der Wahlberechtigten in absoluten Zahlen und der Wahlbeteiligung 
in Prozent zwischen 2007 und 2023 für das Marburger Student*innenparlament (vgl. UMR 2023g-k; Anhang 1); eigene 
Darstellung. 

 

In derselben Zeit stieg bis in die späten 2010er Jahre die Größe des Wahlelektorats um ungefähr 

38 Prozent von 18518 auf 25649 und befindet sich seitdem im Rücklauf auf zuletzt 21238 

Wahlberechtigte. Die Anzahl der abgegebenen Stimmen hingegen belief sich bis 2013 konstant 
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auf über 5000 Stimmen. Danach fiel der Wert innerhalb von zwei Jahren auf etwas mehr als 

3000 abgegebenen Stimmen. Einige Zeit stagnierte dieser, um nach der niedrigsten Anzahl des 

vorliegenden Zeitraums mit 2770 Stimmen im Jahr 2022 zuletzt wieder anzusteigen. 

Abbildung 3 – Anteil der Wähler*innen und Nichtwähler*innen in Prozent für die Parlamentswahl 2023 (vgl. UMR 2023k) und 
die Umfrage; eigene Darstellung.  

 

Über 80 Prozent der Teilnehmer*innen gaben an, an der Wahl teilgenommen zu haben 

(Abbildung 3). Im Gegensatz dazu zeigt die Statistik, dass sich 2023 nur ungefähr 20 Prozent 

aller Student*innen beziehungsweise potentiellen Wähler*innen an der Parlamentswahl 

beteiligten. Die Stichprobe innerhalb der vorliegenden Studie setzt sich also zum Großteil aus 

denjenigen zusammen, die bei den Hochschulwahlen partizipierten.  

 

5.1.1. Soziodemographische Merkmale 

Der nachkommende Teil schildert die Datenlage hinsichtlich möglicher Zusammenhänge 

zwischen der Wahlbeteiligung und dem Geschlecht, dem Alter, der Semesteranzahl, dem 

Abschluss, der FB-Zugehörigkeit und dem Auslandsstudium.  

 

Geschlecht, Alter, Semesteranzahl und Abschluss 

Bei der Betrachtung, ob das Geschlecht bei den Umfragedaten einen Effekt auf die 

Wahlbeteiligung hat, wurde keine Berechnung durchgeführt, da die erwartete Häufigkeit einer 

Zelle kleiner als fünf ist. Dennoch können prozentuale Unterschiede zwischen den 

Wähler*innen und Nichtwähler*innen beobachtet werden, wie die Zusammensetzung beider 

Gruppen in Gegenüberstellung zur Grundgesamtheit darlegt (Abbildung 4). 

So hat jeweils eine Mehrheit der weiblichen und männlichen Personen an der Wahl partizipiert. 

Unter den Nichtwähler*innen sind weibliche Personen hingehen seltener als männliche 

Personen vertreten. Auch die anderen beiden Kategorien machen einen größeren Teil der 

Nichtwähler*innen aus. Wird ein Blick auf die einzelnen Geschlechtskategorien geworfen, 

wird deutlich, dass sich unter den diversen Personen über ein Viertel der Teilnehmer*innen 

dafür entscheidet, sich nicht an der Wahl zu beteiligen. Am deutlichsten fällt die Differenz bei 
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den Menschen aus, die keine Geschlechtsangabe gemacht haben. Hier sind es 41,7 Prozent, die 

nicht gewählt haben (Abbildung 5).  

Abbildung 4 – Geschlechterverteilung bei der Grundgesamtheit (vgl. UMR 2023d) sowie den Wähler*innen und 
Nichtwähler*innen der Umfrage in Prozent (n=147); eigene Darstellung. 

 

Bei der Alterskategorie stellt sich ein Vergleich als schwierig dar. 136 Teilnehmer*innen 

machten Angaben zu ihrem Alter. Dabei gaben 87 Prozent der 21- bis 25-Jährigen an von ihrem 

Stimmrecht Gebrauch gemacht zu haben. Die niedrigste Beteiligung ist mit 75 Prozent bei 

jenen, die älter als 31 Jahre alt sind, zu beobachten (Zusammenfassung der Antwortkategorien 

31-35, 36-40 und 41 und älter). Die altersspezifische Zusammensetzung der Grundgesamtheit 

ist unbekannt. Es wurden keine Berechnungen durchgeführt, da erwartete Häufigkeiten kleiner 

fünf festgestellt wurden.  

Abbildung 5 – Wahlbeteiligung für die einzelnen Geschlechtsangaben in Prozent (n=147); eigene Darstellung. 

 

124 Teilnehmer*innen machten Angaben zu ihrer Semesteranzahl. Wenn die Semesterangaben 

in 1-2, 3-4, 5-6 und sieben Semester und mehr zusammengefasst werden, gaben 81,8 Prozent 

der ersten, 75,9 Prozent der zweiten, 91,7 Prozent der dritten und 92,1 Prozent der letzten 

Gruppen an, gewählt zu haben. Die erwarteten Häufigkeiten waren in mehreren Fällen kleiner 

als fünf, weshalb keine Berechnung erfolgte. Darüber hinaus ist die Verteilung der 

Grundgesamtheit bei den Semestern unbekannt.  

Hinsichtlich ihrer Abschlussart machten 136 Teilnehmer*innen Angaben. Alle, die einen 

kirchlichen Abschluss/Magister anstreben, gaben an gewählt zu haben. Selbiges trifft auf 94,6 

Prozent der Staatsexamensstudent*innen, 82,1 Prozent der Bachelorstudent*innen, 77,8 

Prozent der Masterstudent*innen und 33,3 Prozent der Promovierenden zu. Aufgrund 

erwarteter Zellhäufigkeiten kleiner als fünf wurde keine Berechnung durchgeführt. Im 
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Vergleich zu der Verteilung in der Grundgesamtheit sind Staatsexamen unter den 

Teilnehmer*innen stark unterrepräsentiert und die anderen vier Formen überrepräsentiert (vgl. 

UMR 2023d).  

 

Fachbereich 

Insgesamt machten 136 Teilnehmer*innen Angaben zu ihrer FB-Zugehörigkeit. Aufgrund der 

geringen Fallzahl lässt sich allerdings kein Zusammenhang auf Basis der Umfragedaten 

ermitteln. Wenn hingegen die Wahlstatistiken herangezogen werden, lassen sich prozentuale 

Differenzen ermitteln. 

Abbildung 6 – Entwicklung der Wahlbeteiligung der UMR und je FB bzw. ZE in Prozent (vgl. UMR 2021, 2022c, 2023g, h, l und 
Anhang 1); eigene Darstellung. 

 

Innerhalb des Zeitraums 2007 bis 2023 wurde die höchste Wahlbeteiligung beim FB 13 erzielt. 

Im Jahr 2008 gingen hier 50,57 Prozent der wahlberechtigten Student*innen wählen. Der 

niedrigste Wert liegt bei 0 Prozent und wurde im Jahr 2010 von ZE erreicht. Die Entwicklung 

der Wahlbeteiligung geht aus Abbildung 6 hervor. Zu erkennen ist, dass die Wahlbeteiligung 

an den FB stets unterschiedlich ausfällt. Dabei treiben einige FB die universitätsweite 

Wahlbeteiligung in die Höhe. Andere befinden sich regelmäßig unterhalb der 

universitätsweiten Wahlbeteiligung. Generell ist eine fallende Tendenz zu beobachten. Wie 

bereits angedeutet wurde, nahm mindestens bis 2017 die Wahlbeteiligung insgesamt ab, was 

sich für alle FB bestätigen lässt. Seitdem ist wieder eine leichte Steigerung zu beobachten, auch 

wenn sich die meisten Werte weiterhin unterhalb der ersten Beobachtungsjahre befinden und 
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nach wie vor unterschiedliche Entwicklungen zwischen den FB zu beobachten sind. 

Gleichzeitig treten immer wieder ‚Ausreißer‘ zum Vorschein. Als Beispiel dienen hier unter 

anderem der FB 20 und FB 02 im Jahr 2023. Die Wahlbeteiligung stieg am FB 20 zum Vorjahr 

um 25 Prozentpunkte beziehungsweise um über 150 Prozent auf den höchsten Wert des 

Beobachtungszeitraums (41,34%). Währenddessen nahm am FB 02 die Wahlbeteiligung um 

fast drei Prozentpunkt beziehungsweise über 30 Prozent ab und fiel somit auf den niedrigsten 

Wert des Beobachtungszeitraums (5,82%). Die höchste Durchschnittsbeteiligung ist dabei am 

FB 04 mit 31,98 Prozent zu beobachten, während der niedrigste Durchschnitt auf ZE mit 1,88 

Prozent beziehungsweise auf FB 12 mit 12,06 Prozent entfällt (Abbildung 7).  

Abbildung 7 – Verteilung der Wahlbeteiligung der UMR und je FB bzw. ZE im Zeitraum 2007-2023 in Prozent (vgl. UMR 2021, 
2022c, 2023g, h, l und Anhang 1); eigene Darstellung. 

 

Die Wahlbeteiligung setzt sich dabei aus der Anzahl der Wahlberechtigten und der Anzahl der 

abgegebenen Stimmen zusammen. Im Zusammenspiel kann es folglich vorkommen, dass sich 

die Wahlbeteiligung in die eine Richtung entwickelt, während sich die Anzahl der abgegebenen 

Stimmen in die entgegengesetzte Richtung verändert. Beispielsweise kann die Wahlbeteiligung 

sinken, obwohl sich mehr Personen an der Wahl beteiligt haben. Im Jahr 2009 ging die 

Wahlbeteiligung im Vergleich zum Vorjahr von 28,83 Prozent auf 27,46 Prozent zurück, 

während im selben Zeitraum 214 Personen mehr von ihrem Stimmrecht Gebrauch machten. 

Zum Rückgang der Wahlbeteiligung kam es, weil die Größe des Gesamtelektorats stärker 

anwuchs (+1657 Wahlberechtigte). Dieser Effekt ist auch für einzelne FB zu beobachten. Zum 

Beispiel machten am FB 02 im Jahr 2023 mehr Wahlberechtigte von ihrem Stimmrecht 

Gebrauch, obwohl die entsprechende Wahlbeteiligung zurückging. Die Entwicklungen bei der 

Anzahl der Wahlberechtigten sowie der abgegebenen Stimmen gehen dabei aus Abbildung 8 

beziehungsweise 9 hervor. 



 

43 

 

Abbildung 8 – Entwicklung der Anzahl der Wahlberechtigten je FB bzw. ZE (vgl. UMR 2021, 2022c, 2023g, h, l und Anhang 1); 
eigene Darstellung. 

 

Dabei variiert die Anzahl der Wahlberechtigten zwischen den FB ebenfalls und somit ihr 

Einfluss auf das universitäre Endergebnis. Beispielsweise waren im Jahr 2023 am FB 05 239 

Wahlberechtigte zur Wahl aufgerufen. Währenddessen durften am FB 20 3481 Wahlberechtigte 

ihr Kreuz machen. Der Anteil des ‚kleinsten‘ FB an der Anzahl aller Wahlberechtigte machte 

dabei 1,13 Prozent aus und jener des ‚größten‘ FB 16,39 Prozent. Ihr jeweiliger Anteil an der 

Anzahl aller abgegebenen Stimmen belief sich wiederum auf 2,17 Prozent beziehungsweise 

34,36 Prozent. Demgegenüber kam es am FB 02 beispielsweise zu gegenläufigen Anteilen 

(10,92% der Wahlberechtigten beziehungsweise 3,22% der abgegebenen Stimmen).  

Ferner lässt sich anhand der abgegebenen Stimmen ein Rückgang des Stimmgebrauchs im Jahr 

2020 im Vergleich zum Vorjahr beobachten. Demzufolge sank die universitätsweite 

Wahlbeteiligung auf knapp unter 11 Prozent, als ausschließlich FBR- und keine 

Parlamentswahlen stattfanden.  
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Abbildung 9 – Entwicklung der Anzahl der abgegebenen Stimmen je FB bzw. ZE in absoluten Zahlen (vgl. UMR 2020, 2021, 
2022c, 2023g, h, l und Anhang 1); eigene Darstellung. 

 

Wenn die abgegebenen Stimmen je FB bei den Hochschulwahlen von 2023 für einen Chi-

Quadrat-Test herangezogen werden, weicht die erwartete Häufigkeit von der beobachteten 

Häufigkeit ab (χ²(16)=1799,96, p<0,05). Somit liegt ein statistisch signifikanter 

Zusammenhang zwischen der Anzahl der abgegebenen Stimmen und der FB-Zugehörigkeit 

vor. Der Effekt fällt klein aus (Cramers V=0,29). 

 

Auslandsstudium 

Ein weiterer Aspekt, der im Zusammenhang mit der Wahlbeteiligung stehen könnte, ist das 

Konstrukt Auslandsstudium. Diesem näher zu kommen, hat sich als schwierig erwiesen. 

„Klassische“ Fragen nach dem Migrationshintergrund oder dem Herkunftsland zielen nicht auf 

die erwünschte Antwort ab (vgl. Kuhnke 2006). Schließlich können auch Menschen, die in 

einem anderen Land geboren wurden, in Deutschland ein Inlandstudium absolvieren. Im 

Fragebogen wurde deshalb mittels einem neuen Fragenkonstrukt gefragt, ob die 

Teilnehmer*innen in Marburg im Rahmen eines Auslandsstudiums studieren (SD07; siehe 

Anhang 2). Aus der Studierendenstatistik geht hervor, dass im Sommersemester 2023 in 

Marburg insgesamt 4558 Auslandsstudent*innen18 studierten. Abbildung 10 illustriert die 

Verteilung in der Grundgesamtheit und beim Antwortverhalten bei der Umfrage. 

                                                           
18 Diese Gruppe lässt sich darüber hinaus in 4001 Bildungsausländer*innen und 557 Bildungsinländer*innen 

teilen. Erstere haben ihre Hochschulzugangsberechtigung im Ausland erworben und letztere ihre in Deutschland. 
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Abbildung 10 – Relative Verteilung der aus dem Ausland und aus Deutschland stammenden Student*innen für die 
Grundgesamtheit (vgl. UMR 2023d), die Teilnehmer*innen, Wähler*innen und Nichtwähler*innen (n=137); eigene 
Darstellung. 

 

Generell konnten Auslandsstudent*innen deutlich schlechter erreicht werden als 

Inlandsstudent*innen, weshalb vertiefende Berechnungen nicht zielführend waren. Von dieser 

geringen Fallzahl haben 50 Prozent an der Wahl teilgenommen und 50 Prozent nicht gewählt. 

Bei den Inlandsstudent*innen haben 85,5 Prozent gewählt und 14,5 Prozent nicht an der Wahl 

teilgenommen.  

Bemerkenswert ist dabei die Entwicklung am FB 02. Hier legten im Jahr 2023 1073 der 2330 

Student*innen ihre Abschlussprüfung im Ausland ab. Ein Anstieg dieser Kategorie um über 

1800 Prozent zum Sommersemester 2022 (vgl. UMR 2023b, d).19  

 

5.1.2. Politische Einstellungen 

In einem weiteren Schritt werden politische Einstellungen unter die Lupe genommen. Hierzu 

zählen das Interesse der Teilnehmer*innen an politischen Entwicklungen, die Frage, ob die 

Teilnehmer*innen Mitglied in etwaigen Gruppen sind sowie ihre Einstellungen zum politischen 

System. Darüber hinaus werden der Einfluss hochschulpolitischer Struktureffekte beleuchtet 

und der Versuch unternommen erste Zusammenhänge offenzulegen. 

 

Sonntagsfrage 

Zuallererst bietet sich eine Gegenüberstellung der Sonntagsfrage zur Bundestagswahl und der 

Wahlbeteiligung bei der Hochschulwahl an. Dieser Vergleich gibt unter anderem einen ersten 

Aufschluss über potenzielle Einstellungen zu Wahlen. Mit 137 Angaben ist eine Mehrheit der 

Teilnehmer*innen der Ansicht an der nächsten Bundestagswahl teilzunehmen (91,3%). Von 

                                                           
19 Hierbei handelt es sich um eine weitere Unterkategorie in der Studierendenstatistik zu der fast ausschließlich 

Auslandsstudent*innen gezählt werden. Hierunter fallen beispielsweise Ukrainer*innen, die derzeit ihr bereits 

begonnenes Studium nicht in der Ukraine weiterführen können. Der FB 02 bietet hier Onlinekurse an. Diesen circa 

1000 neuen Student*innen am FB02 ist es auch zu verdanken, dass die Universität 2023 in der Gesamtstatistik 

keinen Rückgang bei den Student*innenzahlen zu verbuchen hatte. 

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Grundgesamtheit

Teilnehmer*innen

Wähler*innen

Nichtwähler*innen

Ausland

Deutschland



 

46 

 

diesen 137 gaben 84,7 Prozent an, bei der Hochschulwahl teilgenommen zu haben, wohingegen 

13,1 Prozent angegeben haben, nicht teilgenommen zu haben und 2,2 Prozent machten keine 

Angabe. Die restlichen 13 Angaben verteilen sich auf Nicht-Wahlberechtigte (5,3%), Nicht-

Wähler*innen (2%) und jene, die es noch nicht wissen (1,3%). 75 Prozent der Nicht-

Wahlberechtigten, 66,7 Prozent jener, die nicht wählen würden und 50 Prozent der 

Unentschiedenen gaben an, nicht bei der Hochschulwahl partizipiert zu haben. Jene, die bei der 

Bundestagswahl wählen gehen würden, aber bei der Hochschulwahl nicht von ihrem 

Stimmrecht Gebrauch gemacht haben, setzen sich aus AfD (15,8%), B90/DIEGRÜNEN 

(31,6%), CDU/CSU (0%), DIELINKE (26,3%), FDP (10,5%), SPD (10,5%) und Sonstige 

(5,3%) zusammen. Ein Chi-Quadrat-Test wurde aufgrund erwarteter Zellhäufigkeiten kleiner 

fünf nicht durchgeführt. 

 

Interesse, Aktivität, Mitgliedschaft und Freund*innenkreis 

Die Variable Interesse wurde in der Umfrage entsprechend vorheriger Forschung dreigeteilt 

(vgl. Simeaner et al. 2017). Die Teilnehmer*innen konnten sich zu ihrem Interesse an 

allgemeinpolitischen Geschehnissen, hochschulpolitischen Fragen und Entwicklungen sowie 

der studentischen Politik an ihrer Hochschule äußern. Das Marburger Student*innenparlament 

ist hierbei der studentischen Politik an ihrer Hochschule zu zuordnen.  

Tabelle 1 – Interesse an Allgemein- und studentischer Politik in Prozent der Wähler*innen und Nichtwähler*innen 

(Ausprägungen 1-2 und 4-5 wurden zusammengefasst) (n=147); eigene Darstellung. 

 Sehr stark 

bis stark 

Teils-teils Wenig bis 

gar nicht 

Allgemeinpolitik    

Teilnehmer*innen 70,7 21,3 8 

Wähler*innen 74,2 19,2 6,7 

Nichtwähler*innen 51,9 33,3 14,8 

Hochschulpolitische 

Fragen 

   

Teilnehmer*innen 26 37,3 36,7 

Wähler*innen 30,8 36,7 32,5 

Nichtwähler*innen 7,4 40,7 51,9 

Studentische Politik    

Teilnehmer*innen 25,3 30 44,7 

Wähler*innen 28,3 31,7 40 

Nichtwähler*innen 14,8 22,2 63 

Insgesamt ist das Interesse an Allgemeinpolitik am größten. Allerdings interessiert sich stets 

ein größerer Anteil der Wähler*innen für studentische, hochschulpolitische und 

allgemeinpolitische Geschehnisse als Nichtwähler*innen (Tabelle 1). Dabei war unter letzteren 
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das Desinteresse bei der studentischen Politik am größten. Bei der Allgemeinpolitik war eine 

erwartete Zellhäufigkeit kleiner als 5, weshalb ein Chi-Quadrat-Test nur für die 

Wahlbeteiligung und dem Interesse an hochschulpolitischen und studentischen Fragen 

durchgeführt wurde. Für erstere konnte ein statistisch signifikanter Zusammenhang (χ²(2)=6,95, 

p<0,05) festgestellt werden. Durch die Berechnung von Cramers V konnte ein kleiner 

Zusammenhangseffekt festgestellt werden (V=0,22). Für studentische Fragen konnte kein 

entsprechender Zusammenhang festgestellt werden (χ²(2)=4,84, p=0,089, V=0,18).  

Die bisherige Aktivität der Teilnehmer*innen in der Hochschulpolitik gibt zusätzlich 

Aufschluss über das Interesse für die studentische Politik an ihrer Hochschule. 25 Prozent der 

Teilnehmer*innen gaben an, während ihres Studiums in der Hochschulpolitik aktiv (gewesen) 

zu sein und 75 Prozent verneinten dies. Der Chi-Quadrat-Test zwischen Wahlbeteiligung und 

Aktivität ergab: χ²(1)=3,9, p<0,05, φ=0,17. Ein signifikanter, aber kleiner Effekt konnte 

demnach festgestellt werden. Bei den Nichtwähler*innen sind oder waren 91,3 Prozent der 

Teilnehmer*innen nicht aktiv, während dies auf 71,8 Prozent der Wähler*innen zutrifft 

(Tabelle 2). 

Tabelle 2 – Hochschulpolitische Aktivität der Teilnehmer*innen, Wähler*innen und Nichtwähler*innen (n=140); eigene 

Darstellung. 

 Aktiv Nicht aktiv 

Teilnehmer*innen 25 75 

Wähler*innen 28,2 71,8 

Nichtwähler*innen 8,7 91,3 

Das Interesse an Aktivitäten von an der Hochschule angesiedelten Gruppierungen unterscheidet 

sich dabei zwischen Wähler*innen und Nichtwähler*innen (Tabelle 3). So gab im Vergleich zu 

ersteren stets ein größerer Anteil der Nichtwähler*innen an, kein Interesse an den 

Gruppierungen zu haben. Unter den Wähler*innen nimmt hingegen ein größerer Anteil an 

Aktivitäten teil. Beispielsweise sind 90,9 Prozent der Nichtwähler*innen, aber nur 50,8 Prozent 

der Wähler*innen nicht an der universitären Selbstverwaltung interessiert. Demgegenüber 

teilten 16,1 Prozent der Wähler*innen mit, dass sie an Aktivitäten von politischen 

Hochschulgruppen teilnehmen, was auf 0 Prozent der Nichtwähler*innen zutrifft. Im Vergleich 

zu existierenden Studien fällt dabei auf, dass die Verteilungen teils stark voneinander 

abweichen. Beispielsweise haben 2016 beim Konstanzer Studierendensurvey 62 Prozent der 

Umfrageteilnehmer*innen angegeben, kein Interesse an der studentischen Selbstverwaltung zu 

haben, während dies auf 32,9 Prozent der Marburger Teilnehmer*innen zutrifft (vgl. Simeaner 

et al. 2017).  
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Tabelle 3 – Interesse und Teilnahme an Gruppierungen in Prozent für die Teilnehmer*innen, Wähler*innen und 

Nichtwähler*innen (Ausprägungen 3-5 wurden zusammengefasst (Teilnahme)); eigene Darstellung. 

 Kein Interesse Interesse Teilnahme 

Fachschaften (n=141)    

Teilnehmer*innen 19,9 51,8 28,4 

Wähler*innen 17,8 50,8 31,4 

Nichtwähler*innen 30,4 56,5 13 

Studentische Selbst-

verwaltung (n=140) 

   

Teilnehmer*innen 32,9 52,9 14,3 

Wähler*innen 31,6 52,1 16,2 

Nichtwähler*innen 39,1 17,6 4,3 

Universitäre Selbst-

verwaltung (n=140) 

   

Teilnehmer*innen 57,1 35 7,9 

Wähler*innen 50,8 39,8 9,3 

Nichtwähler*innen 90,9 9,1 0 

Politische Hochschul-

gruppen (n=140) 

   

Teilnehmer*innen 40,7 45,7 13,6 

Wähler*innen 36,4 47,5 16,1 

Nichtwähler*innen 63,6 36,4 0 

Verbindungen (n=140)    

Teilnehmer*innen 85 7,1 7,9 

Wähler*innen 83,8 6,8 9,4 

Nichtwähler*innen 91,3 8,7 0 

Sportgruppen (n=141)    

Teilnehmer*innen 24,1 36,9 39 

Wähler*innen 23,7 35,6 40,7 

Nichtwähler*innen 26,1 43,5 30,4 

Kulturgruppen (n=141)    

Teilnehmer*innen 31,2 47,5 21,3 

Wähler*innen 33,1 44,9 22 

Nichtwähler*innen 21,7 60,9 17,4 

Informelle Aktions-

gruppen (n=138) 

   

Teilnehmer*innen 50,7 31,2 18,1 

Wähler*innen 47,9 33,3 18,8 

Nichtwähler*innen 66,7 19 14,3 

Bei den einzelnen an der Hochschule angesiedelten Gruppierungen ist ausschließlich bei den 

Sportgruppen keine erwartete Zellhäufigkeit kleiner fünf. Ein Chi-Quadrat-Test legte keinen 

statistisch signifikanten Zusammenhang offen (χ²(2)=0,85, p=0,642, V=0,08). Wenn allerdings 

die Teilnahme an allen Engagementformen mit der Gruppe der Inaktiven kontrastiert wird, 

gaben 74,6 Prozent der Wähler*innen an, im Kontext der Hochschule aktiv in entsprechenden 

Gruppen zu sein, während dies auf 47,8 Prozent der Nichtwähler*innen zutrifft. Die Abbildung 

11 veranschaulicht die Verteilungen. Im Rahmen eines Chi-Quadrat-Tests konnte ein kleiner, 
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statistisch signifikanter Zusammenhangseffekt zwischen Teilnahme und Wahlbeteiligung 

festgestellt werden (χ²(1)=6,59, p<0,05, φ=0,22). 

Abbildung 11 – Generelle Aktivität in Prozent für die Teilnehmer*innen, Wähler*innen und Nichtwähler*innen (Ausprägungen 
1-2 und 3-5 wurden zusammengefasst) (n=141); eigene Darstellung. 

 

In der Umfrage wurde zusätzlich nach den Mitgliedschaften der Teilnehmer*innen in einer 

Gewerkschaft, einer Partei, einer Religionsgemeinschaft, einer studentischen Verbindung, 

einem Verein und anderen zivilgesellschaftlichen Organisationen/Gruppen gefragt. Dabei fällt 

auf, dass die Wähler*innen bei jeder Organisationsform häufiger angegeben, eine 

Mitgliedschaft vorweisen zu können als die Nichtwähler*innen. Dabei ist stets eine höhere 

Wahlbeteiligung unter den Mitgliedern zu beobachten im Vergleich zu den entsprechenden 

Nicht-Mitgliedern. Beispielsweise haben alle Gewerkschafts- und Verbindungsmitglieder von 

ihrem Stimmrecht Gebrauch gemacht (Tabelle 4). 

Tabelle 4 – Mitgliedschaften in Prozent für die Teilnehmer*innen, Wähler*innen und Nichtwähler*innen (n=147); eigene 

Darstellung. 

 Kein Mitglied Mitglied 

Gewerkschaft   

Teilnehmer*innen 87,1 12,9 

Wähler*innen 84,2 15,8 

Nichtwähler*innen 100 0 

Partei   

Teilnehmer*innen 80,3 19,7 

Wähler*innen 79,2 20,8 

Nichtwähler*innen 85,2 14,8 

Religionsgemeinschaft   

Teilnehmer*innen 82,3 17,7 

Wähler*innen 80 20 

Nichtwähler*innen 92,6 7,4 

Verbindung   

Teilnehmer*innen 97,3 2,7 

Wähler*innen 96,7 3,3 

Nichtwähler*innen 100 0 

Verein   

Teilnehmer*innen 68,7 31,3 

Wähler*innen 65 35 

Nichtwähler*innen 85,2 14,8 

0

20

40

60

80

Teilnehmer*innen Wähler*innen Nichtwähler*innen

Aktiv

Nicht aktiv



 

50 

 

Andere    

Teilnehmer*innen 83,7 16,3 

Wähler*innen 81,7 18,3 

Nichtwähler*innen 92,6 7,4 

Allerdings sind bei den Optionen Gewerkschaft, Religionsgemeinschaft, Verbindung und 

andere zivilgesellschaftliche Organisation erwartete Zellwerte kleiner als fünf aufgetreten. Ein 

Chi-Quadrat-Test wurde deshalb nur jeweils zwischen der Wahlbeteiligung und einer Partei- 

beziehungsweise Vereinsmitgliedschaften durchgeführt (Partei: χ²(1)=0,5, p=0,478, φ=0,06; 

Verein: χ²(1)=4,18, p<0,05, φ=0,17). Dementsprechend konnte kein Zusammenhang zwischen 

Wahlbeteiligung und Parteimitgliedschaften und ein kleiner, statistisch signifikanter 

Zusammenhang hinsichtlich der Vereinsmitgliedschaften festgestellt werden.  

Insgesamt haben 61,2 Prozent der Teilnehmer*innen angegeben, mindestens eine 

Mitgliedschaft vorweisen zu können. Abbildung 12 fächert das Vorhandensein einer 

Mitgliedschaft entsprechend der Teilnehmer*innen, Wähler*innen und Nichtwähler*innen auf. 

Unter allen Teilnehmer*innen besitzen 61,2 Prozent eine Mitgliedschaft. Bei den Wähler*innen 

sind 66,7 Prozent Mitglied einer Organisation oder Gruppe. Die Nichtwähler*innen weisen eine 

fast spiegelbildliche Verteilung auf. Hier sind 63 Prozent in keiner Organisation oder Gruppe. 

Ferner haben 88,9 Prozent der Personen mit einer Mitgliedschaft gewählt. Die Wahlbeteiligung 

unter Nicht-Mitgliedern lag hingegen bei 70,2 Prozent. Ein Chi-Quadrat-Test wurde zwischen 

der Wahlbeteiligung und dem Vorhandensein einer Mitgliedschaft durchgeführt. Es konnte ein 

statistisch signifikanter Zusammenhang festgestellt werden (χ²(1)=8.15, p<0,05). Durch die 

Berechnung des Phi-Koeffizienten (φ) konnte ein kleiner Zusammenhangseffekt festgestellt 

werden (φ=0,24).  

Abbildung 12 – Mitgliedschaft in Prozent der Teilnehmer*innen, Wähler*innen und Nichtwähler*innen (n=147); eigene 
Darstellung. 

 

In diesem Sinne kann außerdem überprüft werden, ob das direkte Umfeld einen Einfluss auf 

die Wahlbeteiligung hat. Während bei der Untersuchung von Hauptwahlen auf die Partei- und 

konkrete Kandidat*innenbindung geschaut wird, wurde im hiesigen Fall der Fokus auf das 

persönliche Umfeld gelegt. Es wurde sowohl abgefragt, ob die Hochschulwahlen ein 
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Diskussionsthema waren, ob eine bestimmte Neigung zur Wahlbeteiligung im studentischen 

Freund*innenkreis Marburgs festzustellen ist als auch, ob ein Kontakt zu Kandidat*innen 

besteht. Aufgrund erwarteter Zellhäufigkeiten kleiner fünf wurden keine Berechnungen 

angestellt. Die prozentuale Verteilung findet sich in Tabelle 5. Generell waren bei über der 

Hälfte der Teilnehmer*innen die Hochschulwahlen eher kein Diskussionsthema. Dabei gaben 

7,4 Prozent der Nichtwähler*innen und 30 Prozent der Wähler*innen an, dieses Jahr in ihrem 

Freund*innenkreis über die Hochschulwahlen diskutiert zu haben. Darüber hinaus gaben 70,4 

Prozent der Nichtwähler*innen und etwas über die Hälfte der Wähler*innen an, dass die 

Hochschulwahlen eher kein Thema in ihrem Freund*innenkreis waren. 

Tabelle 5 – Auf das Umfeld bezogene Variablen in Prozent für die Teilnehmer*innen, Wähler*innen und Nichtwähler*innen 

(Ausprägungen 1-2 und 4-5 wurden zusammengefasst) (n=147); eigene Darstellung. 

 Eher 

Zustimmung 

Teils-teils Eher keine 

Zustimmung 

Keine Angabe 

Die diesjährigen Hoch-

schulwahlen waren kein 

Diskussionsthema in mei-

nem Freund*innenkreis 

    

Teilnehmer*innen 55,8 14,3 25,9 4,1 

Wähler*innen 52,5 15 30 2,5 

Nichtwähler*innen 70,4 11,1 7,4 11,1 

Die meisten meiner stu-

dentischen Freund*innen 

in Marburg haben dieses 

Jahr ihre Stimme 

abgegeben 

    

Teilnehmer*innen 36,1 18,4 26,5 19 

Wähler*innen 40 18,3 24,2 17,5 

Nichtwähler*innen 18,5 18,5 37 25,9 

Einige der diesjährigen 

Kandidat*innen zum 

Student*innenparlament 

kenne ich gut 

    

Teilnehmer*innen 28,6 13,6 55,1 2,7 

Wähler*innen 34,2 15 50 0,8 

Nichtwähler*innen 3,7 7,4 77,8 11,1 

Das spiegelt sich zum Teil in den Ergebnissen der Frage wider, ob die Freund*innen dieses Jahr 

von ihrem Stimmrecht Gebrauch gemacht haben. So gaben die Wähler*innen mit 40 Prozent 

gegenüber 18,5 Prozent der Nichtwähler*innen häufiger an, dass ihre Freund*innen eher an der 

Wahl teilgenommen haben. Zusätzlich springt der hohe Anteil derjenigen in den Vordergrund, 

die keine Angabe gemacht haben. Fast 20 Prozent aller Teilnehmer*innen wollten oder konnten 

diese Frage nicht beantworten. Bei den Nichtwähler*innen war dieser Anteil höher.  
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Darüber hinaus gaben über ein Drittel der Wähler*innen und 3,7 Prozent der 

Nichtwähler*innen an, Kandidat*innen der diesjährigen Wahl eher gut zu kennen. 

Demgegenüber gaben drei Viertel der Nichtwähler*innen, aber auch die Hälfte der 

Wähler*innen an, eher keine Kandidat*innen gut zu kennen. Abseits dessen machten bei den 

drei Fragen jeweils mindestens über 10 Prozent der Nichtwähler*innen keine Angabe und damit 

stets mehr als bei den Wähler*innen.  

Abbildung 13 – Entwicklung bei der absoluten Anzahl der Listen und der Wahlbeteiligung in Prozent (vgl. UMR 2023g-k und 
Anhang 1); eigene Darstellung. 

 

Der hochschulpolitischen Aktivität kann sich zusätzlich mittels der Wahlstatistiken angenähert 

werden. Die Entwicklung bei der Anzahl der Listen zeigt, dass im Verlauf des Zeitausschnittes 

ein Rückgang zu beobachten ist. Somit treten mittlerweile weniger Listen zur Wahl an, als es 

Ende der 2000er Jahre der Fall war. In Abbildung 13 wurde die Anzahl der antretenden Listen 

mit der entsprechenden Wahlbeteiligung desselben Jahres in Verbindung gesetzt. Im Jahr 2007 

traten beispielsweise zwanzig Listen zur Wahl an und die Wahlbeteiligung lag bei fast 30 

Prozent. Als die Wahlbeteiligung 2017 bei 11,05 Prozent lag, waren hingegen nur sieben Listen 

wählbar. Der Rückgang an wählbaren Listen ist dabei vorrangig auf die Gruppe der Sonstigen 

zurückzuführen, da die parteinahen Listen bei nahezu allen Wahlen antraten.  
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Abbildung 14 – Streuung zwischen der Wahlbeteiligung und der Anzahl wählbarer Listen (vgl. UMR 2023g-k und Anhang 1); 
eigene Darstellung. 

 

Wenn diese Daten zusätzlich auf eine Korrelation getestet werden, zeigt die Berechnung nach 

Pearson einen signifikanten hohen positiven Zusammenhang zwischen der Wahlbeteiligung 

und der Anzahl aller wählbaren Listen (r=0,78, p<0,05, N=16). Wie aus Abbildung 14 

hervorgeht, ist die Wahlbeteiligung tendenziell höher, wenn mehr Listen bei der Wahl antreten 

und niedriger, wenn eher weniger Listen als Wahloption zur Verfügung stehen. 

 

Strukturelle/Weitere Einflüsse 

In einem weiteren Schritt wurden hochschulwahlspezifische Aspekte untersucht, die in einem 

direkten Verhältnis zur Marburger Hochschulwahl stehen. Tabelle 6 zeigt die Werte für die 

Teilnehmer*innen, Wähler*innen und Nichtwähler*innen entsprechend ihrer Zustimmung zu 

der Aussage, ob sie vom diesjährigen Wahlkampf etwas mitbekommen haben beziehungsweise 

wie sie die Informationslage und das Listenangebot einschätzten. Bei den Nichtwähler*innen 

ist zu beobachten, dass sie häufiger nichts vom Wahlkampf mitbekommen haben (46,2%), 

während die Wähler*innen öfter angegeben haben, dass sie etwas vom Wahlkampf 

mitbekommen haben (46,2%). Eine Berechnung wurde diesbezüglich aufgrund erwarteter 

Zellhäufigkeiten kleiner fünf nicht durchgeführt. Hinsichtlich der zur Verfügung stehenden 

Informationen gaben 33,1 Prozent der Wähler*innen und 59,1 Prozent der Nichtwähler*innen 

an, dass es nicht genügend Informationen gab. Demgegenüber waren 43,2 Prozent der 

Wähler*innen und 18,2 Prozent der Nichtwähler*innen der Meinung, dass genügend 

Information zur Verfügung standen. Ein entsprechender Chi-Quadrat-Test offenbart, dass es 

einen kleinen, statistisch signifikanten Zusammenhang zwischen der Informationslage und der 

Wahlbeteiligung gibt (χ²(2)=6,35, p<0,05, V=0,21).  
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Tabelle 6 – Sichtbarkeit des Wahlkampfes, Informationslage, Listenangebot und Leistung der Vertretung in Prozent für die 

Teilnehmer*innen, Wähler*innen und Nichtwähler*innen (Ausprägungen 1-2 und 4-5 wurden zusammengefasst); eigene 

Darstellung. 

 Eher 

Zustimmung 

Teils-teils Eher keine 

Zustimmung 

Vom Wahlkampf nichts 

mitbekommen (n=143) 

   

Teilnehmer*innen 38,5 16,1 45,5 

Wähler*innen 36,8 17,1 46,2 

Nichtwähler*innen 46,2 11,5 42,3 

Genügend 

Informationen (n=140) 

   

Teilnehmer*innen 39,3 23,6 37,1 

Wähler*innen 43,2 23,7 33,1 

Nichtwähler*innen 18,2 22,7 59,1 

Listen sind sich ähnlich 

(n=115) 

   

Teilnehmer*innen 20 36,5 43,5 

Wähler*innen 20,8 34,9 44,3 

Nichtwähler*innen 11,1 55,6 33,3 

Leistung der Vertre-

tung ist gut (n=99) 

   

Teilnehmer*innen 33,3 33,3 33,3 

Wähler*innen 33,7 31,4 34,9 

Nichtwähler*innen 30,8 46,2 23,1 

Auch bei der Bewertung der wählbaren Listen („Listen sind sich ähnlich“) und der Leistung der 

studentischen Vertretung („Leistung der Vertretung ist gut“) offenbaren sich prozentuale 

Unterschiede zwischen beiden Gruppen. Insgesamt wurde das Listenangebot von den 

Wähler*innen für heterogener gehalten als von den Nichtwähler*innen. Darüber hinaus 

beurteilten erstere die Leistung der studentischen Vertretung häufiger gut. Eine Berechnung 

erfolgte aufgrund erwarteter Zellhäufigkeiten kleiner fünf nicht. Hier fallen außerdem erneut 

die vielen fehlenden Angaben auf. Dabei entfallen beim ersten Item 43,8 Prozent und beim 

letzten 70,8 Prozent der fehlenden Angaben auf Wähler*innen. 

Abbildung 15 – Wissensgrad über die Hochschulpolitik in Prozent für die Teilnehmer*innen, Wähler*innen und 
Nichtwähler*innen (Ausprägungen 1-2 und 4-5 wurden zusammengefasst) (n=146); eigene Darstellung. 

 

Zusätzlich zu den lokalen Einflüssen wird der generelle Wissensgrad über Hochschulpolitik 
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Hochschulpolitik gut oder mittelmäßig ein. Die andere Hälfte gab an, eher weniger über die 

Hochschulpolitik zu wissen. Bei den Nichtwähler*innen ist letzteres bei über 84,6 Prozent zu 

beobachten. Die Abbildung 15 veranschaulicht diese Verteilung. Es lässt sich ein kleiner, 

statistisch signifikanter Zusammenhangseffekt zwischen dem Wissen und der Wahlbeteiligung 

herstellen (χ²(2)=9,48, p<0,05, V=0,26). 

 

Einstellungen 

Verschiedene Einstellungen wurden im Rahmen der Umfrage abgefragt. Diese Einstellungen 

finden häufig ihren Weg in Wahlumfragen, um die Akzeptanz zum politischen System zu 

erfassen. Da das politische System maßgeblich auf Wahlen beruht, liegt eine Untersuchung der 

Zustimmungswerte zum politischen System im Zusammenhang zur Wahlbeteiligung nahe. 

Gefragt wurde nach dem Vertrauen in die politischen Institutionen, Einstellungen zu den 

Wahlen und zur Demokratie sowie einem generellen Krisenempfinden. Darüber hinaus 

vervollständigen einige hochschulspezifische Items das Bild.  

Bei den Wähler*innen gaben 50,8 Prozent an, dass sie eher großes Vertrauen in die politischen 

Institutionen haben. Bei den Nichtwähler*innen hingegen gaben mit 48,1 Prozent fast die Hälfte 

der Teilnehmer*innen an, eher kein großes Vertrauen in die politischen Institutionen zu haben 

(Abbildung 16). Ein statistisch signifikanter Zusammenhang konnte zwischen dem Vertrauen 

in die politischen Institutionen und der Wahlbeteiligung festgestellt werden (χ²(2)=7,09, 

p<0,05). Auch hier war der Einfluss auf die Wahlbeteiligung klein (V=0,22).  

Abbildung 16 – Vertrauen in die politischen Institutionen in Prozent der Teilnehmer*innen, Wähler*innen und 
Nichtwähler*innen (Ausprägungen 1-2 und 4-5 wurden zusammengefasst) (n=147); eigene Darstellung. 

 

Des Weiteren stimmen der Aussage, dass es die Pflicht aller Bürger*innen ist, sich regelmäßig 

an den Wahlen zu beteiligen mit über 80 Prozent mehr Wähler*innen zu. Selbiges ist bei zwei 

Drittel der Nichtwähler*innen zu beobachten. Gleichzeitig sahen 18,5 Prozent der 

Nichtwähler*innen und 3,3 Prozent der Wähler*innen eine Wahlbeteiligung nicht unbedingt 

als Pflicht an. Aufgrund einer erwarteten Zellhäufigkeit unter fünf wurde keine Rechnung 

angefertigt. Dies trifft auch auf die Items ‚Staatsform Demokratie‘, ‚Demokratie in 
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Deutschland‘ und ‚Wahlen sind sinnvoll‘ zu. Bei ersterem und letzterem sind dabei ähnliche 

prozentuale Verteilungen festzustellen, wobei die Zustimmungsraten generell hoch ausfallen. 

Mit der Demokratie in Deutschland war über die Hälfte der Teilnehmer*innen zufrieden. Dabei 

gaben Wähler*innen etwas häufiger an, zufrieden zu sein als Nichtwähler*innen (Tabelle 7). 

Ein anderes Bild ist hinsichtlich der Bewertung anderen Einflussmöglichkeiten festzustellen. 

34,6 Prozent der Nichtwähler*innen und 17,4 Prozent der Wähler*innen hielten andere 

Beteiligungsform für zielführender als Wahlen. Allerdings sahen auch jeweils ein Drittel beider 

Gruppen dies nicht so. Ein statistisch signifikanter Zusammenhang konnte nicht festgestellt 

werden (χ²(2)=5,07, p=0,079, V=0,19).  

Tabelle 7 – Einstellungen mit Bezug zum politischen System in Prozent für die Teilnehmer*innen, Wähler*innen und 

Nichtwähler*innen (Ausprägungen 1-2 und 4-5 wurden zusammengefasst); eigene Darstellung. 

 Eher 

Zustimmung 

Teils-teils Eher keine 

Zustimmung 

Demokratie beste Staatsform 

(n=142) 

   

Teilnehmer*innen 85,2 10,6 4,2 

Wähler*innen 87 9,6 3,5 

Nichtwähler*innen 77,8 14,8 7,4 

Mit Demokratie in DE zufrieden 

(n=147) 

   

Teilnehmer*innen 57,1 25,2 17,7 

Wähler*innen 58,3 25 16,7 

Nichtwähler*innen 51,9 25,9 22,2 

Pflicht wählen zu gehen (n=147)    

Teilnehmer*innen 84,4 9,5 6,1 

Wähler*innen 88,3 8,3 3,3 

Nichtwähler*innen 66,7 14,8 18,5 

Wahlen sinnvoller Einfluss (n=147)    

Teilnehmer*innen 85,7 10,9 3,4 

Wähler*innen 86,7 10,8 2,5 

Nichtwähler*innen 81,5 11,1 7,4 

Andere Einflussmöglichkeiten 

zielführender (n=141) 

   

Teilnehmer*innen 20,6 43,3 36,2 

Wähler*innen 17,4 47 35,7 

Nichtwähler*innen 34,6 26,9 38,5 

In einem weiteren Schritt ist in diesem Kontext auf die Hochschulwahlen zu blicken. Um dem 

hochschulspezifischen Charakter näherzukommen, kann die individuelle Relevanzbemessung 

der Hochschulwahl und ihr zugeschriebener Einfluss auf den eigenen Alltag Aufschluss darüber 

geben, ob diese konkrete Wahl möglicherweise weniger Bedeutung für Nichtwähler*innen 

besitzt (Tabelle 8). Bei beiden Items sticht dabei die geringe Zustimmung unter allen 

Teilnehmer*innen hervor, wobei Nichtwähler*innen noch seltener davon überzeugt waren, 
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dass die Ergebnisse der Hochschulwahlen einen relevanten Einfluss auf ihr Leben haben. 

Hinsichtlich der Relevanz lässt sich ein kleiner, statistisch signifikanter Zusammenhang mit der 

Wahlbeteiligung feststellen (χ²(2)=11,61, p<0,05, V=0,28). Die Frage nach dem Einfluss der 

Wahlergebnisse auf den eigenen Alltag wird aufgrund erwarteter Zellhäufigkeiten kleiner fünf 

hingegen nicht berechnet.  

Tabelle 8 – Hochschulwahlbezogene Einstellungen in Prozent für die Teilnehmer*innen, Wähler*innen und Nichtwähler*innen 

(Ausprägungen 1-2 und 4-5 wurden zusammengefasst); eigene Darstellung. 

 Eher 

Zustimmung 

Teils-teils Eher keine 

Zustimmung 

Die Hochschulwahlen haben eine 

hohe Relevanz für mich (n=144) 

   

Teilnehmer*innen 27,8 22,9 49,3 

Wähler*innen 31,9 25,2 42,9 

Nichtwähler*innen 8 12 80 

Das Ergebnis der Hochschulwahlen 

beeinflusst meinen Alltag (n=142) 

   

Teilnehmer*innen 21,1 14,8 64,1 

Wähler*innen 23,1 16,2 60,7 

Nichtwähler*innen 12 8 80 

Weitere einstellungsbezogene Items versuchten den Blick auf das politische Spektrum der 

Teilnehmer*innen sowie ihre gesellschaftliche Krisenwahrnehmung zu werfen. Beim ersten 

Item (n=142) lässt sich aufgrund erwarteter Zellhäufigkeiten kleiner fünf keine Berechnung 

anstellen und auch die relative Verteilung offenbart keine Auffälligkeiten. Allerdings befinden 

sich der Mittelwert (3,77) und Median (3,00) auf einer 1-10 Skala (1=links, 10=rechts) links 

der Mitte.  

Tabelle 9 – Gute Zukunftsaussichten in Prozent für die Teilnehmer*innen, Wähler*innen und Nichtwähler*innen 

(Ausprägungen 1-2 und 4-5 wurden zusammengefasst) (n=144); eigene Darstellung. 

 Eher 

Zustimmung 

Teils-teils Eher keine 

Zustimmung 

Teilnehmer*innen 39,7 20,5 39,7 

Wähler*innen 41,7 22,5 35,8 

Nichtwähler*innen 30,8 11,5 57,7 

Hinsichtlich der Frage, ob die Zukunft als positiv oder negativ bewertet wird, ist bei 

Wähler*innen häufiger eine gute Aussicht zu beobachten (Tabelle 9). Ein Chi-Quadrat-Test 

ergab aber keinen statistisch signifikanten Zusammenhang mit der Wahlbeteiligung: 

χ²(2)=4,46, p=0,108, V=0,18.  
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Aufgaben der studentischen Vertretung 

Bezüglich der zugeschriebenen Aufgaben der studentischen Vertretung gaben die 

Teilnehmer*innen unabhängig ihrer Wahlbeteiligung ein recht einheitliches Bild ab. Die 

höchste Zustimmung unter allen Aufgaben ist bei der Verbesserung der Studienbedingungen 

zu beobachten. Hier sprach sich sogar niemand dagegen aus. Allerdings hielten 

Nichtwähler*innen es etwas häufiger für eine weniger wichtige Aufgabe. Die höchste 

Ablehnung erfuhren hingegen die Aufgaben alternative Bildungsinhalte anzubieten sowie die 

politische Vertretung nach außen. Jeweils ungefähr 20 Prozent der Teilnehmer*innen waren 

diesbezüglich der Meinung, dass dies gar nicht verfolgt werden sollte. Berechnungen wurden 

aufgrund erwarteter Häufigkeiten unter fünf nicht durchgeführt. Mit Blick auf prozentuale 

Unterschiede zwischen den Wähler*innen und den Nichtwähler*innen sind in erster Linie 

kleine Differenzen festzustellen. Beispielsweise lehnten Nichtwähler*innen die interne 

Hochschulpolitik und die Verbesserung der Qualität der Lehre etwas häufiger ab. Dafür 

erfuhren die Unterstützung ausländischer Student*innen, alternative Bildungsangebote 

anzubieten, kulturelle Belange und der Abbau von Benachteiligungen marginalisierter Gruppen 

stärkeren Rückhalt bei ihnen (Tabelle 10).  

Tabelle 10 – Aufgaben der studentischen Vertretung in Prozent für die Teilnehmer*innen, Wähler*innen und 

Nichtwähler*innen; eigene Darstellung. 

 Gar nicht Etwas Vor allem 

Interne Hochschulpolitik 

/Beeinflussung der Geschehnisse in 

der Hochschule (n=135) 

   

Teilnehmer*innen 3,7 25,9 70,4 

Wähler*innen 1,8 23 75,2 

Nichtwähler*innen 13,6 40,9 45,5 

Unterstützung ausländischer 

Studierender (n=135) 

   

Teilnehmer*innen 3 45,2 51,9 

Wähler*innen 2,7 49,6 47,8 

Nichtwähler*innen 4,5 22,7 72,7 

Alternative Bildungsinhalte anbieten 

(n=135) 

   

Teilnehmer*innen 22,2 48,1 29,6 

Wähler*innen 22,1 52,2 25,7 

Nichtwähler*innen 22,7 27,3 50 

Studienberatung/Studienhilfe 

(n=137) 

   

Teilnehmer*innen 2,9 49,6 47,4 

Wähler*innen 3,5 50,9 45,6 

Nichtwähler*innen 0 43,5 56,5 

An Prüfungsbedingungen 

/Lehrinhalten mitarbeiten (n=137) 
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Teilnehmer*innen 8,8 40,1 51,1 

Wähler*innen 9,6 40,4 50 

Nichtwähler*innen 4,3 39,1 56,5 

Politische Vertretung nach außen 

(n=135) 

   

Teilnehmer*innen 20,7 51,9 27,4 

Wähler*innen 21,2 50,4 28,3 

Nichtwähler*innen 18,2 59,1 22,7 

Soziale Frage (Kontaktförderung, 

Wohnungssuche etc.) (n=138) 

   

Teilnehmer*innen 5,1 31,2 63,8 

Wähler*innen 5,2 33 61,7 

Nichtwähler*innen 4,3 21,7 73,9 

Kulturelle Belange (Theater, 

Konzerte etc.) (n=136) 

   

Teilnehmer*innen 11,8 58,1 30,1 

Wähler*innen 12,4 60,2 27,4 

Nichtwähler*innen 8,7 47,8 43,5 

Bessere Studienbedingungen (n=137)    

Teilnehmer*innen 0 8 92 

Wähler*innen 0 6,1 93,9 

Nichtwähler*innen 0 18,2 81,8 

Benachteiligungen von 

marginalisierten Gruppen (z.B. 

Frauen und anderen Geschlechtern) 

an der Hochschule abschaffen 

(n=136) 

   

Teilnehmer*innen 10,3 27,2 62,5 

Wähler*innen 11,3 28,7 60 

Nichtwähler*innen 4,8 19 76,2 

Verbesserung der Qualität der Lehre 

(n=136) 

   

Teilnehmer*innen 3,7 27,9 68,4 

Wähler*innen 4,3 25,2 70,4 

Nichtwähler*innen 0 42,9 57,1 

 

Kritikformen 

Ähnlich einmütig fielen die Einschätzungen angesichts der Möglichkeiten, Kritik im Kontext 

der Hochschule zu artikulieren, nicht aus. Während extremere Mittel wie Besetzungen und 

Boykott generell häufiger abgelehnt wurden, offenbaren sich Abweichungen insbesondere bei 

grundsätzlichen Diskussions- und Protestformaten. 

Tabelle 11 – Kritikformen in Prozent für Teilnehmer*innen, Wähler*innen und Nichtwähler*innen; eigene Darstellung. 

 Grundsätzliche 

Akzeptanz 

Akzeptanz in 

Ausnahmen 

Grundsätzliche 

Ablehnung 

Diskussion zwischen Lehrenden 

und Studierenden (n=135) 

   

Teilnehmer*innen 93,3 5,9 0,7 
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Wähler*innen 94,8 5,2 0 

Nichtwähler*innen 85 10 5 

Auseinandersetzung in 

studentischen Zeitschriften (Druck 

oder Online) (n=133) 

   

Teilnehmer*innen 89,5 8,3 2,3 

Wähler*innen 92 5,3 2,7 

Nichtwähler*innen 75 25 0 

Flugblätter und Wandzeitungen 

(Flyer und Plakate) (n=136) 

   

Teilnehmer*innen 80,1 13,2 6,6 

Wähler*innen 82,6 13 4,3 

Nichtwähler*innen 66,7 14,3 19 

Beiträge/Aufrufe in Blogs, Plattfor-

men, sozialen Medien (n=135) 

   

Teilnehmer*innen 85,9 10,4 3,7 

Wähler*innen 86,1 9,6 4,3 

Nichtwähler*innen 85 15 0 

Boykott von Lehrveranstaltungen 

(n=135) 

   

Teilnehmer*innen 31,9 30,4 37,8 

Wähler*innen 32,5 31,6 36 

Nichtwähler*innen 28,6 23,8 47,6 

Einflussnahme über Gremien 

(n=131) 

   

Teilnehmer*innen 82,4 12,2 5,3 

Wähler*innen 86,6 9,8 3,6 

Nichtwähler*innen 57,9 26,3 15,8 

(Instituts-)Besetzungen (n=132)    

Teilnehmer*innen 31,1 32,6 36,4 

Wähler*innen 33,6 30,1 36,3 

Nichtwähler*innen 15,8 47,4 36,8 

Demonstrationen und 

Kundgebungen (n=135) 

   

Teilnehmer*innen 67,4 25,9 6,7 

Wähler*innen 70,2 25,4 4,4 

Nichtwähler*innen 52,4 28,6 19 

Wie Tabelle 11 offenbart, waren Nichtwähler*innen verglichen mit den Wähler*innen bei 

Diskussionen und Auseinandersetzungen in Zeitschriften, Flyern und Plakaten sowie Gremien 

und gegenüber Demonstrationen ablehnender eingestellt. Ausschließlich Beiträge im Internet 

fanden ähnlich hohe Zustimmungswerte bei beiden Gruppen. Im Gesamtbild sticht die relativ 

hohe Ablehnung von Demonstrationen (19%) und der Einflussnahme über Gremien (15,8%) 

bei Nichtwähler*innen hervor. Berechnungen wurden aufgrund der erwarteten Zellhäufigkeiten 

nur für die Aspekte Boykott und Besetzungen durchgeführt. Sie offenbarten keine statistisch 

signifikanten Zusammenhänge (Boykott: χ²(2)=1,07, p=0,584, V=0,09; Besetzungen: 

χ²(2)=3,16, p=0,206, V=0,16).  
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Im nächsten Schritt werden die geschilderten Aspekte aus der Warte der konkreten 

Wahlentscheidung betrachtet. Im Fokus steht also nicht mehr, ob sich an der Wahl beteiligt 

wurde, sondern wie die Wähler*innen abgestimmt haben. 

 

5.2. Die Wahlentscheidung – Wer wählt was? 

Das folgende Kapitel nutzt in Grundzügen dieselbe Gliederung wie der vorherige Abschnitt. 

Nach einer ersten Darlegung der Entwicklung wird auf soziodemographische Merkmale und 

im Anschluss auf politische Einstellungen eingegangen. Es gaben 73,3 Prozent der 

Teilnehmer*innen an, welcher Liste sie ihre Stimme gegeben hatten. 

Abbildung 17 – Vergleich Umfrageergebnis (n=110) und Wahlergebnis 2023 (vgl. UMR 2023k) je Liste in Prozent; eigene 
Darstellung. 

 

Wie Abbildung 17 zeigt, sind dabei auch beim Wahlergebnis Verzerrungen zwischen dem 

eigentlichen Ergebnis der Wahl 2023 und den Antworten aus der Umfrage festzustellen. 

Insgesamt sind vier der sechs Listen stärker und zwei Listen schwächer im Datensatz vertreten. 

Der Anteil der ungültigen Stimmen in der Umfrage fällt mit 4,35 Prozent etwas niedriger aus 

als der entsprechende Anteil beim Wahlergebnis (5,8%). Der geringe Wert verhindert weitere 

Untersuchungen diesbezüglich, weshalb ungültige Wähler*innen fortan nicht aufgeführt 

werden. Zur Wahl angetreten sind die Listen ‚Die Unabhängigen‘ (DU), LHG, Juso-HSG, 

RCDS, ‚Rosa Liste‘ (RL) und SDS. Bei DU und RL handelt es sich um lokalspezifische 

Zusammenschlüsse. Dabei traten DU erstmals bei einer Hochschulwahl an. Eine RL existierte 

phasenweise immer wieder, wobei die gegenwärtige Phase mit der Wahl 2021 begonnen hat. 

Deutlich wird dabei bereits jetzt, dass nicht alle im Bundestag vertretenen Parteien mit 

dezidierten Hochschulgruppen an der Wahl 2023 vertreten waren. CG/GHG und CA waren 

nicht angetreten. Dabei ist letztere noch nie in Marburg aktiv gewesen.  
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Abbildung 18 – Entwicklung der Wahlergebnisse der parteinahen und sonstigen Listen (vgl. UMR 2023g-k und Anhang 1); 
eigene Darstellung. 

 

Die Entwicklung der Wahlergebnisse bei den parteinahen Listen und der Gruppe der Sonstigen 

ergibt sich aus Abbildung 18. Letztere erzielten dabei 2023 insbesondere aufgrund des 

Wahlsiegs von DU 46,54 Prozent und konnten damit an die Zuwächse der letzten Jahre 

anschließen. Die parteinahen Listen hingegen mussten mehrheitlich Rückgänge hinnehmen, 

nachdem sie seit 2019 aufgrund der Schwäche der Sonstigen teilweise neue Höchstwerte 

erzielen konnten. Nur die Juso-HSG konnte, nachdem sie mehrere Jahre nicht angetreten war, 

Gewinne im Vergleich zu ihrem letzten Ergebnis verzeichnen. Die größten Verluste lassen sich 

2023 bei LHG und SDS beobachten. Letztere waren dabei 2022 zum ersten Mal innerhalb des 

Beobachtungszeitraumes als Wahlsiegerin aus den Wahlen hervorgegangen. Bei den 

verbleibenden Wahlen entfielen neun Wahlsiege auf CG/GHG, zwei auf die Juso-HSG und drei 

auf die Sonstigen. Die schlechtesten Ergebnisse entfielen in elf Fällen auf die Sonstigen, 

dreimal auf den RCDS und einmal auf die LHG (2023).20 

 

5.2.1. Soziodemographische Merkmale 

Ein Blick auf geschlechtsspezifische Dynamiken legt nahe, dass sich die Wähler*innenschaft 

der DU hinsichtlich der Grundgesamtheit überdurchschnittlich aus männlichen Personen 

zusammensetzt. Bei der LHG und der Juso-HSG sind diverse und männliche Personen stärker 

vertreten. Die RL spricht auffallend viele diverse Menschen an. Demgegenüber entsprechen die 

Zusammensetzungen der Wähler*innen des RCDS und SDS ungefähr der Grundgesamtheit 

                                                           
20 Hinzuzufügen ist, dass es keine Sperrklausel bei der Wahl zum Parlament gibt und die verfügbaren 

Parlamentssitze sich deshalb in der Regel auch auf alle wählbaren Listen verteilen. Nur in seltenen Fällen 

gewannen Listen zu wenige Stimmen, um in das Parlament einzuziehen (zum Beispiel ‚Die MEHRHEIT‘ bei der 

Wahl 2009 (siehe Anhang 1)). 
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(Abbildung 19). In diesem Sinne ist auch eine ungleiche Verteilung der Abschlussarten 

festzuhalten. Während die Wähler*innen von Juso-HSG (60%), RL (66,7%) und SDS (62,5%) 

jeweils mehrheitlich einen Bachelorabschluss anstreben, überwiegt das Staatsexamen bei jenen 

von DU (45,5%), LHG (40%) und RCDS (72,7%). Alles in allem sind die Fallzahlen aber zu 

gering, um aussagekräftige Analysen anzustellen, weshalb ein Einfluss des Alters, der 

Semesteranzahl oder des Auslandsstudiums nicht untersucht wird. 

Abbildung 19 – Geschlechtsspezifische Zusammensetzung der Wähler*innenschaft in Prozent je Liste (n=104); eigene 
Darstellung. 

 

Etwas anders verhält es sich mit der FB-Zugehörigkeit. Eine Betrachtung der Individualdaten 

der Umfrage enthält erste prozentuale Häufungen zwischen FB und Listen, wobei die Fallzahl 

nur wenige Aussagen zulässt. Beispielsweise entfielen auf DU 58,3 Prozent der Wähler*innen 

des FB 20, während die LHG 66,7 Prozent der FB 02-Wähler*innen und der RCDS 37,5 

Prozent der FB 01-Wähler*innen für sich gewinnen konnten. Für die RL stimmten 44,4 Prozent 

der FB 21-Wähler*innen und beim SDS machten 41,9 Prozent der FB 03-Wähler*innen, 60 

Prozent der FB 04-Wähler*innen und 44,4 Prozent der FB 21-Wähler*innen ihr Kreuz. Für die 

Juso-HSG konnte hingegen keine Auffälligkeit festgestellt werden. 

Abbildung 20 – Durchschnittliches Wahlergebnis gesamt und für die einzelnen Bereiche in Prozent der Listen CG/GHG, Juso-
HSG, LHG, RCDS sowie SDS und den Sonstigen für den Zeitraum 2008-2019 (vgl. UMR 2023g, h und Anhang 1); eigene 
Darstellung. 

 

Das fachbereichsbezogene Bild bestätigt sich in Teilen, wenn die Wahlstatistiken hinzugezogen 

werden. Abbildung 20 illustriert anhand der Wahljahre 2008-2019 die durchschnittlichen 

Wahlergebnisse der parteinahen Listen und den Sonstigen je FB. Insbesondere die Listen LHG, 
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RCDS und SDS schneiden auch hier in einzelnen FB besser ab. Für die LHG und den RCDS 

sind es speziell die Teilelektorate FB 01 und FB 02. Demgegenüber verzeichnet der SDS 

insbesondere beim FB 03 Ergebnisse, die über dem eigenen Durchschnitt liegen. CG/GHG und 

Juso-HSG sprechen hingegen breitere Teile der Student*innenschaft an, wobei auch sie bei 

einzelnen FB besser abschneiden. Bei den Sonstigen fallen insbesondere FB 12, 13 und 15 ins 

Auge. Hier erhalten die entsprechenden Listen gemeinsam im Schnitt über 38 Prozent der 

dortigen Stimmen. Der FB 20 zeichnete sich hingegen bisher nicht als Hochburg der Sonstigen 

aus, da im Schnitt über drei Viertel der Stimmen auf Parteilisten entfielen. Universitätsweit 

entfielen auf die Parteilisten durchschnittlich etwas mehr als zwei Drittel der Stimmen. 

Abbildung 21 – Anteil der LHG in Prozent gesamt und je FB für den Zeitraum 2008-2019 (vgl. UMR 2023g, h und Anhang 1); 
eigene Darstellung. 

 

Gleichzeitig treten immer wieder listenspezifische Dynamiken im Zusammenspiel mit den FB 

auf, wie im Folgenden anhand der LHG exemplarisch dargestellt wird. Abbildung 21 

verdeutlicht dabei nochmals die überdurchschnittlich hohen Werte, die die LHG am FB 02 

erzielen kann. Hier erzielte sie bei einem Großteil der Wahlen ihr bestes Ergebnis. Nur bei zwei 

von zwölf Wahlen übertreffen andere FB den FB 02 bezüglich des Stimmanteils (ZE aufgrund 

der sehr niedrigen Wahlbeteiligung außen vor gelassen). Es wählten die LHG 19,23 Prozent 

der FB 16-Wähler*innen (2010) und 39,9 Prozent der FB 04-Wähler*innen (2018). Dabei sind 

beim FB 16 vergleichbare Ergebnisse in anderen Wahljahren zu beobachten. Der FB 04 

hingegen verkehrte 2018 sein Abstimmungsbild fast vollständig, da bei allen anderen Wahlen 

der größte Stimmenanteil stets auf CG/GHG entfiel und im Schnitt unter 5 Prozent für die LHG 

stimmten. Im darauffolgenden Jahr näherte sich die Verteilung beim FB 04 wieder jener aus 

2017 und den anderen Wahlen an.  
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Wenn die abgegebenen Stimmen bei den Parlamentswahlen von 2019 aufgeschlüsselt nach FB-

Zugehörigkeit und gewählter Liste schließlich für einen Chi-Quadrat-Test herangezogen 

werden, weicht die erwartete Häufigkeit von der beobachteten Häufigkeit ab (χ²(80)=652,75, 

p<0,05). Somit liegt ein statistisch signifikanter Zusammenhang zwischen der Anzahl der auf 

eine Liste entfallenen Stimmen und der FB-Zugehörigkeit vor. Der Effekt fällt moderat aus 

(Cramers V=0,43). 

 

5.2.2. Politische Einstellungen 

Die Analyse der Individualdaten unter Bezugnahme der Wahlentscheidung bei der Wahl zum 

Student*innenparlament untersucht in einem ersten Schritt die Felder Sonntagsfrage, Interesse, 

Mitgliedschaft, Aktivität, Freund*innenkreis und strukturelle Einflüsse. Anschließend werden 

die Einstellungen, Aufgaben und Kritikformen analysiert. 

 

Sonntagsfrage, Interesse, Mitgliedschaft, Aktivität, Freund*innenkreis und strukturelle 

Einflüsse 

Die folgenden Ausführungen beruhen ausschließlich auf Beobachtungen, die aus Abbildung 22 

hervorgehen. Diese visualisiert die Daten, aber enthält keine Zusammenhangsanalyse. Folglich 

werden Tendenzen beschrieben. Eine graue Verbindungslinie stellt die Antworten der 

Umfragenteilnehmer*innen bezüglich der Sonntagsfrage und der gewählten Hochschulliste bei 

der Recallfrage dar. Dementsprechend haben alle Wähler*innen, die sich bei der 

Bundestagswahl für die AfD entscheiden würden, bei der Hochschulwahl 2023 für den RCDS 

gestimmt. Die größte Streuung ist bei der SPD zu beobachten, deren Wähler*innen sich auf alle 

sechs Listen verteilen, gefolgt von B90/DIEGRÜNEN mit fünf, CDU/CSU mit vier, 

DIELINKE, FDP und Sonstige mit drei und der AfD mit einer Überschneidung. Unter näherer 

Betrachtung der relativen Verteilung ergibt sich das Bild, dass die Wähler*innen der Parteien 

von denen auch entsprechende Listen zur Wahl standen, nicht immer diese Liste auch 

präferierten. Die größte Deckung ist bei der DIELINKEN festzustellen, wo 65,4 Prozent der 

Wähler*innen ihre Stimme dem SDS gaben sowie bei der FDP, wo 55,6 Prozent für die LHG 

stimmten. 46,2 Prozent der SPD-Wähler*innen machten ihr Kreuz bei der Juso-HSG und ein 

Drittel der CDU/CSU-Wähler*innen stimmte auch für den RCDS. Letztere entschieden sich 

mit 44,4 Prozent allerdings eher für DU. Insgesamt (n=136) wählten 36 Prozent 

B90/DIEGRÜNEN, 25,7 Prozent DIELINKE, 11,8 Prozent SPD, 8,1 Prozent FDP, 6,6 Prozent 

je CDU/CSU sowie Sonstige und 5,1 Prozent AfD.  
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Abbildung 22 – Zusammenführung des Antwortverhaltens bei Sonntags- und Recallfrage der Wähler*innen; eigene 
Darstellung. 

 

Hinsichtlich der drei Politikbereiche ist bei Wähler*innen einiger Listen häufiger ein starkes 

Interesse zu beobachten (Tabelle 12). So gaben 90 Prozent der LHG-Wähler*innen und 86,7 

Prozent der RL-Wähler*innen an, sich stark bis sehr stark für Allgemeinpolitik zu interessieren, 

während mit 69,6 Prozent beziehungsweise 66,7 Prozent die geringste Zustimmung bei den 

DU- und RCDS-Wähler*innen zu beobachten ist. Bei der Hochschul- beziehungsweise 

studentischen Politik interessierten sich die SDS-Wähler*innen mit jeweils ungefähr 40 Prozent 

am häufigsten für beide Bereiche. Demgegenüber interessierten sich die RCDS-Wähler*innen 

am seltensten für die Hochschulpolitik und bei der studentischen Politik gaben jeweils 

mindestens 40 Prozent der Wähler*innen der anderen fünf Listen an, sich wenig bis gar nicht 

zu interessieren. 

Tabelle 12 – Politisches Interesse je Liste in Prozent (n= 110) (Ausprägungen 1-2 und 4-5 wurden zusammengefasst); eigene 
Darstellung. 

 DU LHG Juso-HSG RCDS RL SDS 

Allgemeinpolitik       

Stark bis sehr stark 69,6 90 73,3 66,7 86,7 74,3 

Mittel 17,4 10 20 16,7 13,3 22,9 

Wenig bis gar nicht 13 0 6,7 16,7 0 2,9 

Hochschulpolitik       

Stark bis sehr stark 30,4 20 20 25 33,3 42,9 

Mittel 39,1 50 46,7 33,3 46,7 22,9 

Wenig bis gar nicht 30,4 30 33,3 41,7 20 34,3 

Studentische Politik       

Stark bis sehr stark 21,7 30 20 16,7 33,3 40 

Mittel 34,8 30 20 41,7 20 34,3 

Wenig bis gar nicht 43,5 40 60 41,7 46,7 25,7 
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Auch hinsichtlich der Mitgliedschaften der Listenwähler*innen lassen sich einige Differenzen 

beobachten (Tabelle 13). Hier neigten Gewerkschaftsmitglieder dazu, insbesondere dem SDS 

ihre Stimme zu geben, Parteimitglieder unterstützten etwas mehr Juso-HSG, LHG und SDS 

und Mitglieder von Religionsgemeinschaften sympathisierten vor allem mit LHG und Juso-

HSG. Bei Verbindungsmitgliedern sind Tendenzen in Richtung DU, LHG und RCDS 

festzustellen. Die Mitglieder anderer zivilgesellschaftlicher Organisationen gaben am 

häufigsten an, dem SDS ihre Stimme gegeben zu haben.  

Tabelle 13 – Relative Verteilung der entsprechenden Mitglieder auf die Listen (n=110); eigene Darstellung. 

 DU LHG Juso-HSG RCDS RL SDS 

Gewerkschaft 11,1 0 5,6 5,6 27,8 50 

Partei 8,3 29,2 20,8 4,2 12,5 25 

Religionsgemeinschaft 20,8 30 29,2 16,7 4,2 16,7 

Verbindung 33,3 33,3 0 33,3 0 0 

Verein 25 10 17,5 15 10 22,5 

Andere 15 5 15 5 20 40 

Mit Blick auf andere Engagementformen stimmten 43,3 Prozent der Wahlberechtigten für den 

SDS, wenn sie in der Hochschulpolitik bereits aktiv sind oder es waren (Abbildung 23). 

Gleichzeitig gab ein Drittel SDS-Wähler*innenschaft an, hochschulpolitische Aktivität 

vorweisen zu können. Allerdings äußerten sich auch jeweils über ein Viertel fast aller anderen 

Wähler*innenschaften positiv zur Aktivität. 

Abbildung 23 – Verteilung der Aktiven auf die Listen und ihr Anteil an der jeweiligen Wähler*innenschaft in Prozent (n=108); 
eigene Darstellung. 

 

Die detaillierte Betrachtung der Hochschulaktivität offenbart wiederum prozentuale 

Differenzen zwischen der Wahlentscheidung und einer Teilnahme an Aktivitäten von Gruppen 

an der Hochschule (Tabelle 14). Beispielsweise gaben jeweils über 40 Prozent der 

Wähler*innen von DU und SDS an, an Aktivitäten von Fachschaften teilzunehmen, der LHG-

Wähler*innen an, an Aktivitäten von politischen Hochschulgruppen zu partizipieren und 

Wähler*innen aller drei genannten Listen, sich bei Sportgruppen zu beteiligen. Demgegenüber 

gaben Wähler*innen des RCDS an, nicht an Aktivitäten der studentischen und universitären 
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Selbstverwaltung sowie politischer Hochschulgruppen teilzunehmen. Ferner ist bei keinen RL- 

und SDS-Wähler*innen eine Aktivität bei Verbindungen zu beobachten und bei LHG-

Wähler*innen keine Partizipation an Aktivitäten informeller Aktionsgruppen. Insgesamt ist 

beim RCDS der geringste Wert zu beobachten. Nur die Hälfte ihrer Wähler*innen gab an, an 

Aktivitäten irgendeiner Gruppe teilzunehmen. 

Tabelle 14 – Teilnahme an Gruppen an der Hochschule je Liste in Prozent (Ausprägungen 3-5 wurden zusammengefasst); 
eigene Darstellung. 

 DU LHG Juso-HSG RCDS RL SDS 

Fachschaften (n=109) 50 20 13,3 8,3 26,7 42,9 

Studentische 

Selbstverwaltung (n=108) 

9,1 30 20 0 13,3 23,5 

Universitäre 

Selbstverwaltung (n=109) 

4,5 30 6,7 0 13,3 11,4 

Politische Hochschulgruppen 

(n=109) 

9,1 50 26,7 0 13,3 17,1 

Verbindungen (n=108) 9,1 33,3 6,7 25 0 0 

Sportgruppen (n=109) 40,9 40 33,3 25 33,3 45,7 

Kulturgruppen (n=109) 18,2 20 13,3 33,3 20 22,9 

Informelle Gruppen (n=108) 14,3 0 13,3 8,3 26,7 31,4 

Generell (n=109) 72,7 90 60 50 60 88,6 

Wenn die Hochschulpolitik nun in Verbindung mit dem freundschaftlichen Umfeld gebracht 

wird, zeigt sich beispielsweise, dass insbesondere die SDS-Wähler*innen angegeben haben, 

dass die Hochschulwahlen in ihren Freund*innenkreisen diskutiert wurde (48,6%) und dass ihre 

Freund*innen ihre Stimme abgegeben haben (65,6%) (Tabelle 15). Kandidat*innen gut zu 

kennen, gaben 50 Prozent der LHG- und 42,9 Prozent der SDS-Wähler*innen an. 

Demgegenüber stellten 71,5 Prozent der Juso-HSG-Wähler*innen fest, dass die 

Hochschulwahlen eher kein Diskussionsthema waren und 75 Prozent der RCDS-Wähler*innen 

stimmten der Aussage, Kandidat*innen gut zu kennen, eher nicht zu. Mit 60 Prozent gab eine 

Mehrheit der LHG-Wähler*innen an, dass die Hochschulwahlen eine hohe Relevanz für sie 

haben. Bei den RCDS-Wähler*innen fiel dieser Wert wiederum am niedrigsten aus (8,3%). 0 

Prozent derselben Gruppe gab an, dass das Ergebnis der Wahlen ihren Alltag beeinflusst. 

Andererseits sind 42,9 Prozent der RL-Wähler*innen vom Gegenteil überzeugt. Darüber hinaus 

gab ein Großteil der DU-Wähler*innen an, dass es genügend Informationen über die 

Hochschulwahlen gab, während eine Mehrheit der LHG-Wähler*innen dies genau anders sieht.  

Tabelle 15 – Hochschulwahl spezifische Variablen je Liste in Prozent (Zusammenfassung der Ausprägungen 1-2 und 4-5); 
eigene Darstellung.  

 DU LHG Juso-HSG RCDS RL SDS 

Die diesjährigen Hoch-

schulwahlen waren kein 
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Diskussionsthema in mei-

nem Freund*innenkreis 

(n=107) 

Eher Zustimmung 54,5 60 71,4 45,5 53,3 40 

Teils-teils 13,6 10 14,3 27,3 26,7 11,4 

Eher keine Zustimmung 31,8 30 14,3 27,3 20 48,6 

Die meisten meiner stu-

dentischen Freund*innen 

in Marburg haben dieses 

Jahr ihre Stimme 

abgegeben (n=91) 

      

Eher Zustimmung 47,4 37,5 30,8 33,3 53,8 65,6 

Teils-teils 26,3 37,5 23,1 22,2 30,8 13,8 

Eher keine Zustimmung 26,3 25 46,2 44,4 15,4 20,7 

Einige der diesjährigen 

Kandidat*innen zum 

Student*innenparlament 

kenne ich gut (n=109) 

      

Eher Zustimmung 34,8 50 21,4 16,7 33,3 42,9 

Teils-teils 13 10 21,4 8,3 20 14,3 

Eher keine Zustimmung 52,2 40 57,1 75 46,7 42,9 

Die Hochschulwahlen 

haben eine hohe Relevanz 

für mich (n=109) 

      

Eher Zustimmung 31,8 60 26,7 8,3 40 37,1 

Teils-teils 22,7 10 20 33,3 26,7 25,7 

Eher keine Zustimmung 45,5 30 53,3 58,3 33,3 37,1 

Das Ergebnis der 

Hochschulwahlen 

beeinflusst meinen Alltag 

(n=107) 

      

Eher Zustimmung 14,3 40 20 0 42,9 31,4 

Teils-teils 23,8 10 20 33,3 0 14,3 

Eher keine Zustimmung 61,9 50 60 66,7 57,1 54,3 

Vom Wahlkampf nichts 

mitbekommen (n=107) 

      

Eher Zustimmung 34,8 50 38,5 41,7 40 20,6 

Teils-teils 17,4 20 30,8 8,3 6,7 20,6 

Eher keine Zustimmung 47,8 30 30,8 50 53,3 58,8 

Genügend Informationen 

(n=108) 

      

Eher Zustimmung 60,9 10 50 50 20 50 

Teils-teils 21,7 30 14,3 16,7 46,7 17,6 

Eher keine Zustimmung 17,4 60 35,7 33,3 33,3 32,4 

Gut Bescheid wissen 

(n=110) 

      

Eher Zustimmung 17,4 40 26,7 8,3 20 31,4 

Teils-teils 26,1 20 20 50 26,7 20 

Eher keine Zustimmung 56,5 40 53,3 41,7 53,3 48,6 

Ähnlichkeit der Listen 

(n=100) 

      

Eher Zustimmung 25 40 21,4 50 0 6,3 

Teils-teils 40 20 21,4 40 42,9 40,6 
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Eher keine Zustimmung 35 40 57,1 10 57,1 53,1 

Zufriedenheit Leistung 

(n=81) 

      

Eher Zustimmung 31,6 10 60 0 36,4 44 

Teils-teils 31,6 10 20 33,3 45,5 40 

Eher keine Zustimmung 36,8 80 20 67,7 18,2 16 

Weitere Differenzen zeigen sich, wenn die Wähler*innen der Listen zur Vergleichbarkeit der 

Listen sowie der Zufriedenheit mit der gegenwärtigen studentischen Vertretung befragt werden. 

Die Wähler*innen von LHG und RCDS gaben im Vergleich zu jenen von RL und SDS häufiger 

an, dass sich die Listen ähneln. Eine Unzufriedenheit mit der Leistung der studentischen 

Vertretung ist insbesondere bei den Wähler*innen von LHG und RCDS festzustellen, während 

in aufsteigender Reihenfolge DU-, RL- und SDS-Wähler*innen ein gemischtes bis positives 

Bild zeichneten. Nur bei der Juso-HSG ist zu beobachten, dass eine Mehrheit ihrer 

Wähler*innen zufrieden ist. Der hohe, bereits angesprochene Anteil fehlender Angaben bei der 

Zufriedenheit fällt hier erneut ins Auge. Dieser setzt sich in Kombination mit dem 

Wahlverhalten aus SDS (34,5%), RCDS (20,7%), Juso-HSG (17,2%) sowie DU und RL (je 

13,8%) zusammen.  

 

Einstellungen, Aufgaben und Kritikformen 

Tabelle 16 zeigt die Einstellungen der Listenwähler*innen im Bezug zu Wahlen und 

Demokratie im Allgemeinen. Jeweils über die Hälfte der Wähler*innen von DU, LHG, Juso-

HSG und RL gab an, dass sie mit der mit der Demokratie in Deutschland zufrieden sind. Bei 

den Wähler*innen von RCDS und SDS ist hingegen zu beobachten, dass je ein Viertel 

unzufrieden ist. Ebenfalls ein Großteil aller Wähler*innengruppen sprach sich dafür aus, dass 

die Demokratie die beste Staatsform ist. Auch hielt stets eine Mehrheit Wahlen für eine 

sinnvolle Einflussmöglichkeit und war der Ansicht, dass das Wählengehen eine Pflicht ist. 

Gleichzeitig gaben aber auch 35,3 Prozent der SDS- und 26,7 Prozent der RL-Wähler*innen 

an, dass sie andere Einflussmöglichkeiten für zielführender halten als Wahlen, während 73,3 

der Wähler*innen der Juso-HSG dies verneinten. Ein großes Vertrauen in die politischen 

Institutionen ist dabei unter letzteren ebenfalls am häufigsten zu beobachten. Darauf folgen jene 

von DU und LHG. Beim RCDS ist bei 50 Prozent ihrer Wähler*innen eine entsprechende 

Meinung zu beobachten, während nur bei einem Drittel der RL- beziehungsweise 20 Prozent 

der SDS-Wähler*innen ein großes Vertrauen festgestellt werden kann. 
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Tabelle 16 – Einstellungen mit Bezug zum politischen System je Liste in Prozent (Ausprägungen 1-2 und 4-5 wurden 

zusammengefasst); eigene Darstellung. 

 DU LHG Juso-HSG RCDS RL SDS 

Mit Demokratie in DE 

zufrieden (n=110) 

      

Eher Zustimmung 78,3 80 80 41,7 66,7 34,3 

Teils-teils 17,4 10 20 33,3 13,3 40 

Eher keine Zustimmung 4,3 10 0 25 20 25,7 

Pflicht wählen zu gehen 

(n=110) 

      

Eher Zustimmung 91,3 90 86,7 91,7 100 80 

Teils-teils 8,7 10 13,3 0 0 14,3 

Eher keine Zustimmung 0 0 0 8,3 0 5,7 

Wahlen sinnvoller Einfluss 

(n=110) 

      

Eher Zustimmung 87 100 100 83,3 93,3 77,1 

Teils-teils 8,7 0 0 16,7 6,7 20 

Eher keine Zustimmung 3,4 0 0 0 0 2,9 

Demokratie beste 

Staatsform (n=105) 

      

Eher Zustimmung 90,9 100 85,7 91,7 100 76,5 

Teils-teils 9,1 0 7,1 8,3 0 17,6 

Eher keine Zustimmung 0 0 7,1 0 0 5,9 

Andere Einflussmöglich-

keiten zielführender 

(n=106) 

      

Eher Zustimmung 9,1 10 0 10 26,7 35,3 

Teils-teils 59,1 50 26,7 40 53,3 41,2 

Eher keine Zustimmung 31,8 40 73,3 50 20 23,5 

Vertrauen in politische 

Institutionen groß (n=110) 

      

Eher Zustimmung 78,3 70 86,7 50 33,3 20 

Teils-teils 17,4 20 13,3 16,7 40 40 

Eher keine Zustimmung 4,3 10 0 33,3 26,7 40 

Gute Zukunftsaussichten 

(n=110) 

      

Eher Zustimmung 50 52,2 66,7 75 6,7 22,9 

Teils-teils 10 21,7 33,3 16,7 26,7 22,9 

Eher keine Zustimmung 40 26,1 0 8,3 66,7 54,3 

Insbesondere die Wähler*innen von RL und SDS waren mehrheitlich der Meinung, dass die 

Zukunft schwierig werden könnte. Ungefähr die eine Hälfte der DU-Wähler*innen war 

ähnlicher Ansicht, während bei der anderen Hälfte ein positiver Blick in die Zukunft 

festzustellen ist. Auch eine Mehrheit der LHG-, Juso-HSG- und RCDS-Wähler*innen schätzte 

die kommende Zeit positiv ein. 

Den Zusammenhang zwischen politischer Einschätzung auf einer Links-Rechts-Skala und 

Wahlentscheidung illustriert Abbildung 24. Die größte Streuung findet sich bei der LHG, die 

bekanntlich Wähler*innen von CDU/CSU bis DIELINKE für sich gewinnen konnte. Der 
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Median liegt bei sieben. Das bedeutet, dass die Wähler*innen der LHG sich tendenziell eher 

im rechten politischen Spektrum einordneten. Noch rechter schätzten sich die Wähler*innen 

des RCDS ein. Demgegenüber ist bei den Wähler*innen von RL und SDS die größte Nähe zum 

linken Rand zu beobachten. Die Juso-HSG- und DU-Wähler*innen positionierten sich etwas 

mittiger, wobei erstere Tendenzen in Richtung links aufweisen. 

Abbildung 24 – Verteilung der Wähler*innen auf der Links-Rechts-Skala je Liste (1=links, 10=rechts) (n=105); eigene 
Darstellung. 

 

Bei der Untersuchung der Aufgaben der studentischen Vertretung lässt sich eine sehr ähnliche 

Priorisierung hinsichtlich besserer Studienbedingungen (100%-90,9%) beobachten (Tabelle 

17). Auch bei der internen Hochschulpolitik (92,9%-60%) und Qualität der Lehre (81,8%-50%) 

lassen sich relativ hohe Zustimmungswerte ermitteln. Etwas breiter fiel das Antwortverhalten 

hinsichtlich der Punkte Studienberatung (70%-36,4%), Unterstützung von ausländischen 

Student*innen (66,7%-27,3%) und Prüfungsbedingungen/Lehrinhalte (64,3%-27,3%) aus. 

Zudem kann hier eine allgemein sinkende Priorisierung beobachtet werden. Die größte 

Bandbreite ist bei den Items Benachteiligungen abschaffen (100%-9,1%) und soziale Frage 

(75,8%-10%) zu beobachten. Demgegenüber bewerteten die Wähler*innen kulturelle Belange 

(36,4%-10%) im Schnitt am seltensten als sehr wichtige Aufgabe. Allerdings wurden 

alternative Bildungsinhalte und Vertretung nach außen von einigen Wähler*innengruppen 

jeweils am häufigsten nicht als Aufgabe der studentischen Vertretung angesehen (60%-6,1%).  

Dabei sind deutliche Differenzen zwischen den einzelnen Listen festzustellen. Im Durchschnitt 

bewerteten jeweils über 60 Prozent der RL-und SDS-Wähler*innen die Items als primäre 

Aufgaben. Dagegen gaben durchschnittlich über 10 Prozent der DU-, LHG- und RCDS-

Wähler*innen an, dass die Items keine Aufgabe sind. 

Tabelle 17 – Aufgaben der studentischen Vertretung je Liste in Prozent; eigene Darstellung. 

 DU LHG Juso-HSG RCDS RL SDS 

Politische Vertretung nach Außen 

(n=104) 
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Gar nicht 40,9 60 13,3 20 7,1 6,1 

Etwas 45,5 20 46,7 80 35,7 54,5 

Vor allem 13,6 20 40 20 57,1 39,4 

Soziale Frage (n=106)       

Gar nicht 4,5 0 0 36,4 6,7 0 

Etwas 22,7 90 33,3 36,4 26,7 24,2 

Vor allem 72,7 10 66,7 27,3 66,7 75,8 

Benachteiligung abschaffen (n=106)       

Gar nicht 13,6 30 6,7 36,4 0 3 

Etwas 50 30 33,3 54,5 0 12,1 

Vor allem 36,4 40 60 9,1 100 84,8 

Alternative Bildungsinhalte (n=104)       

Gar nicht 38,1 60 20 9,1 7,1 6,1 

Etwas 38,1 30 60 36,4 71,4 63,6 

Vor allem 23,8 10 20 54,4 21,4 30,3 

Studienberatung/Studienhilfe 

(n=105) 

      

Gar nicht 4,5 0 0 9,1 7,1 0 

Etwas 45,5 30 53,3 45,5 50 63,6 

Vor allem 50 70 46,7 45,5 42,9 36,4 

An Prüfungsbedingungen 

/Lehrinhalten mitarbeiten (n=105) 

      

Gar nicht 9,1 10 6,7 18,2 7,1 6,1 

Etwas 50 50 46,7 54,5 28,6 33,3 

Vor allem 40,9 40 46,7 27,3 64,3 60,6 

Interne Hochschulpolitik 

/Beeinflussung der Geschehnisse in 

der Hochschule (n=104) 

      

Gar nicht 0 0 0 0 0 3 

Etwas 36,4 10 20 40 7,1 18,2 

Vor allem 63,6 90 80 60 92,9 78,8 

Kulturelle Belange (Theater, 

Konzerte etc.) (n=105) 

      

Gar nicht 18,2 20 26,7 18,2 7,1 0 

Etwas 45,5 70 46,7 45,5 64,3 78,8 

Vor allem 36,4 10 26,7 36,4 28,6 21,2 

Bessere Studienbedingungen 

(n=106) 

      

Gar nicht 0 0 0 0 0 0 

Etwas 9,1 0 0 9,1 6,7 6,1 

Vor allem 90,9 100 100 90,9 93,3 93,9 

Verbesserung der Qualität der 

Lehre (n=106) 

      

Gar nicht 13,6 0 6,7 0 0 3 

Etwas 36,4 30 26,7 18,2 20 21,2 

Vor allem 50 70 66,7 81,8 80 75,8 

Unterstützung ausländischer 

Studierender (n=104) 

      

Gar nicht 9,5 0 0 9,1 0 0 

Etwas 47,6 60 60 63,6 42,9 33,3 

Vor allem 42,9 40 40 27,3 57,1 66,7 



 

74 

 

Vergleichbares findet sich beim Antwortverhalten hinsichtlich möglicher Kritikformen 

(Tabelle 18). Auch hier stimmten die Wähler*innen einerseits mehrheitlich über die Listen 

hinweg darüber ein, dass die Diskussionen zwischen Lehrkräften und Student*innen (100%-

81,8%), Auseinandersetzungen in Zeitschriften (100%-70%) sowie Beiträge in Sozialen 

Medien (93,9%-72,7%) grundsätzlich akzeptabel sind. Allerdings gaben insbesondere die 

Wähler*innen von DU, LHG, RCDS hier bereits häufiger an, dass sie diese Kritikformen nur 

im Ausnahmefall dulden. Dieser Unterschied zeigt sich auch hinsichtlich der Artikulation von 

Kritik über Flyer (90,9%-54,5%) sowie der Einflussnahme über Gremien (100%-44,4%). 

Letztlich zeigt die Analyse, dass vor allem die Wähler*innen von RL und SDS Kritikformen 

akzeptierten, die die Wähler*innen von DU, LHG und RCDS ablehnten (Boykott (63,6%-0%), 

Besetzungen (63,6%-9,1%) und Demonstrationen (100%-40%)). Die Wähler*innen der Juso-

HSG notieren hier häufig im Mittelfeld. 

Tabelle 18 – Zustimmung zu Kritikformen je Liste in Prozent; eigene Darstellung. 

 DU LHG Juso-HSG RCDS RL SDS 

Boykott von Lehrveranstaltungen 

(n=106) 

      

Grundsätzliche Akzeptanz 9,1 10 20 0 60 63,6 

Akzeptanz in Ausnahmen 22,7 20 40 18,2 40 30,3 

Grundsätzliche Ablehnung 68,2 70 40 81,8 0 6,1 

(Instituts-)Besetzungen (n=104)       

Grundsätzliche Akzeptanz 19 10 13,3 9,1 50 63,6 

Akzeptanz in Ausnahmen 19 50 33,3 18,2 42,9 27,3 

Grundsätzliche Ablehnung 61,9 40 53,3 72,7 7,1 9,1 

Demonstrationen und 

Kundgebungen (n=105) 

      

Grundsätzliche Akzeptanz 47,6 40 60 45,5 100 93,9 

Akzeptanz in Ausnahmen 47,6 40 40 45,5 0 3 

Grundsätzliche Ablehnung 4,8 20 0 9,1 0 3 

Diskussion zwischen Lehrenden 

und Studierenden (n=106) 

      

Grundsätzliche Akzeptanz 95,5 90 93,3 81,8 93,3 100 

Akzeptanz in Ausnahmen 4,5 10 6,7 18,2 6,7 0 

Grundsätzliche Ablehnung 0 0 0 0 0 0 

Auseinandersetzung in 

studentischen Zeitschriften (Druck 

oder Online) (n=104) 

      

Grundsätzliche Akzeptanz 95,5 70 100 80 93,3 96,9 

Akzeptanz in Ausnahmen 4,5 30 0 10 0 3,1 

Grundsätzliche Ablehnung 0 0 0 10 6,7 0 

Flugblätter und Wandzeitungen 

(Flyer und Plakate) (n=106) 

      

Grundsätzliche Akzeptanz 77,3 80 86,7 54,5 86,7 90,9 

Akzeptanz in Ausnahmen 22,7 10 13,3 36,4 6,7 6,1 

Grundsätzliche Ablehnung 0 10 0 9,1 6,7 3 
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Beiträge/Aufrufe in Blogs, Plattfor-

men, sozialen Medien (n=106) 

      

Grundsätzliche Akzeptanz 72,7 90 86,7 72,7 93,3 93,9 

Akzeptanz in Ausnahmen 22,7 10 13,3 9,1 0 6,1 

Grundsätzliche Ablehnung 4,5 0 0 18,2 6,7 0 

Einflussnahme über Gremien 

(n=103) 

      

Grundsätzliche Akzeptanz 86,4 70 93,3 44,4 100 93,9 

Akzeptanz in Ausnahmen 9,1 20 0 55,6 0 3 

Grundsätzliche Ablehnung 4,5 10 6,7 0 0 3 

 

5.3. Ergebnis 

Die Untersuchung der Umfragedaten belief sich bei den meisten Items auf die 

Gegenüberstellung prozentualer Unterschiede, da der Rücklauf gering und nicht repräsentativ 

war. Allerdings konnten auch Berechnungen durchgeführt werden. Die Daten aus den 

Wahlstatistiken ließen ebenfalls Berechnungen zu. Dafür war die Anzahl der Variablen hier 

deutlich geringer. Zur Anwendung kam dabei fast ausschließlich der Chi-Quadrat-Test. Dieses 

Verfahren testet, ob ein Zusammenhang zwischen zwei Variablen vorliegt. Durch die Angabe 

des Konfidenzintervalls oder p-Werts lässt sich bestimmen, ob der Zusammenhang statistisch 

signifikant ist. Betrachtet wurden jene Variablen, bei denen keine Zelle eine Zellhäufigkeit von 

fünf oder kleiner aufweist. In einem weiteren Schritt wurde Cramers V beziehungsweise der 

Phi-Koeffizient (φ) bei dichotomen Variablenpaaren hinzugezogen. Beide Werte basieren auf 

dem Chi-Quadrat-Wert und können eine Aussage über die Stärke eines Zusammenhangs 

machen. Der Wert liegt zwischen 0 und +1 beziehungsweise -1 und +1 wobei 0 auf keinen 

statistischen und +1 (-1) auf einen perfekten statistischen Zusammenhang hinweist. Ein Wert, 

der nah an 0 ist, weist demnach auf einen schwachen und Werte mit mehr Abstand zu 0 auf 

einen starken Zusammenhang hin (vgl. Völkl/Korb 2018).  

Obgleich versucht wurde alle Variablen der Umfrage gleichermaßen zu berücksichtigen, 

konnten nur ausgewählte Aspekte, wie zum Beispiel große Unterschiede und Auffälligkeiten 

untersucht werden. Somit ergibt die Analyse der Umfragedaten, dass im Vergleich zu der 

Gruppe der Wähler*innen überdurchschnittlich viele Promotions- und Auslandsstudent*innen 

Nichtwähler*innen sind. Verfrüht wäre es hingegen zu sagen, dass das Geschlecht, Alter oder 

die Semesteranzahl einen Einfluss auf die Wahlbeteiligung hat. Demgegenüber hat das 

Wahlangebot einen Einfluss, wie der hohe Nichtwahl-Anteil unter B90/DIEGRÜNEN-

Wähler*innen nahelegt. Auch das Interesse der Nichtwähler*innen an den verschiedenen 

Politikbereichen ist geringer als bei den Wähler*innen. Dabei konnte ein statistisch 

signifikanter Zusammenhang zwischen dem Interesse an hochschulpolitischen Fragen und der 
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Wahlbeteiligung und kein Zusammenhang hinsichtlich dem Interesse an studentischer Politik 

festgestellt werden. Für Aktivitäten von an der Hochschule angesiedelten Gruppierungen 

(Fachschaften, studentische und universitäre Selbstverwaltung, politische Hochschulgruppen, 

Verbindungen, Sport-, Kultur und informelle Aktionsgruppen) interessierten sich generell 

weniger Nichtwähler*innen als Wähler*innen. Allerdings konnte kein statistisch signifikanter 

Zusammenhang zwischen Wahlbeteiligung und der Teilnahme an Sportgruppen festgestellt 

werden. Wohingegen die Analyse aller Gruppenarten einen statistisch signifikanten 

Zusammenhang ergab. Auch für eine allgemeine hochschulpolitische Aktivität und die 

Wahlbeteiligung konnte ein statistisch signifikanter Zusammenhang ermittelt werden. Im 

Hinblick auf das Vorhandensein von Mitgliedschaften in Gewerkschaften, Parteien, 

Religionsgemeinschaften, Verbindungen, Vereinen oder anderen zivilgesellschaftlichen 

Organisationen konnten Unterschiede zwischen Wähler*innen und Nichtwähler*innen 

ausgemacht werden. Dabei ergab die Berechnung keinen statistisch signifikanten 

Zusammenhang zwischen Parteimitgliedern und der Wahlbeteiligung, aber für 

Vereinsmitglieder und die Wahlbeteiligung. Auch der Blick auf das generelle Vorhandensein 

einer Mitgliedschaft und die Wahlbeteiligung ergab einen statistisch signifikanten 

Zusammenhang. Im Freund*innenkreis von Nichtwähler*innen wird vergleichsweise seltener 

vom eigenen Stimmrecht Gebrauch gemacht oder über die Hochschulwahlen gesprochen. Nur 

wenige Nichtwähler*innen kennen Kandidat*innen persönlich. Darüber hinaus bekamen im 

Verhältnis zu den Wähler*innen weniger Nichtwähler*innen etwas vom Wahlkampf mit. 

Ferner waren Nichtwähler*innen öfter der Meinung, dass die Hochschulwahlen ihren Alltag 

nicht beeinflussen. Ein statistisch signifikanter Zusammenhang ließ sich dabei zwischen der 

Relevanzbemessung der Hochschulwahlen und der Wahlbeteiligung ermitteln. Auch zwischen 

der Beurteilung des Umfangs des Informationsangebotes sowie des eigenen 

hochschulpolitischen Wissens und der Wahlbeteiligung konnte jeweils ein statistisch 

signifikanter Zusammenhang festgestellt werden. In Bezug auf Demokratie und 

systemrelevante Einstellungen hielten Wähler*innen gegenüber Nichtwähler*innen das 

Wählengehen häufiger für eine Pflicht, aber gaben ähnlich oft an, dass die Demokratie die beste 

Staatsform sei und ihre Ausgestaltung in Deutschland zufriedenstellend sei. Auch Wahlen 

wurden generell für sinnvoll erachtet. Kein statistisch signifikanter Zusammenhang konnte 

dabei zwischen der Bewertung anderer Einflussmöglichkeiten und der Wahlbeteiligung 

festgestellt werden. Demgegenüber ergab die Untersuchung einen statistisch signifikanten 

Zusammenhang zwischen dem Vertrauen in die politischen Institutionen und der 

Wahlbeteiligung. Auf einer Links-Rechts-Skala stuften sich Wähler*innen und 
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Nichtwähler*innen nicht sonderlich anders ein. Insgesamt war eine Tendenz in Richtung Links 

zu beobachten. Ferner waren beide Gruppen der Zukunft ähnlich gegenüber eingestellt, wie ein 

nicht statistisch signifikanter Zusammenhang belegt. Im Hinblick auf die Aufgaben der 

studentischen Vertretung gab es übereinstimmende Zustimmungswerte zwischen beiden 

Gruppen insbesondere hinsichtlich der Verbesserung der Studienbedingungen. Unterschiede 

ließen sich hingegen bei den Aufgaben interne Einflussnahme über Gremien, Abbau von 

Benachteiligungen marginalisierter Gruppen oder Unterstützung ausländischer Student*innen 

feststellen. Gegenüber der Artikulation von Kritik waren Wähler*innen geneigter 

Auseinandersetzungen in Print, Gremien oder über Demonstrationen zu akzeptieren. 

Ausschließlich die Auseinandersetzung im Rahmen von Beiträgen im Internet oder das 

Anwenden von Boykotten und Besetzungen erfuhr ähnlich hohe Zustimmungswerte. Für die 

beiden letzten Variablen ließen sich dabei keine statistisch signifikanten Zusammenhänge 

feststellen. 

Die Auswertung der Wahlstatistiken ergab zuvorderst, dass die Wahlbeteiligung im 

Untersuchungszeitraum abgenommen hat, aber sich 2023 erstmals wieder deutlich verbessern 

konnte. Darüber hinaus schwankt die Größe des Wahlelektorats gesamtuniversitär und 

fachbereichsbezogen teils erheblich. Insbesondere am FB 02 konnte für 2023 ein starker 

Anstieg der Wahlberechtigten im Vergleich zum Vorjahr beobachtet werden. Die Daten 

ergaben schließlich einen statistisch signifikanten Zusammenhang zwischen der Anzahl 

abgegebener Stimmen je FB und der Wahlbeteiligung. Dabei sind die Wahlberechtigten 

einzelner FB (03, 04, 17 und 19) geneigter an der Wahl zu partizipieren als jene anderer FB 

(01, 02, 09 und 12 sowie der Bereich ZE). Außerdem ergab die Untersuchung, dass zwischen 

2007 und 2023 die Wahlbeteiligung mit der Anzahl an wählbaren Listen korreliert. Demzufolge 

ist die Wahlbeteiligung höher, wenn mehr Listen antreten. Der beobachtete Rückgang an 

wählbaren Listen während des Zeitraums ist dabei vor allem auf eine Verringerung 

lokalspezifischer, nicht parteinaher Listen zurückzuführen. 

In puncto Wahlentscheidung konnten anhand der Umfragedaten unter anderem Auffälligkeiten 

beim Geschlecht beobachtet werden. So setzten sich die Wähler*innenschaft von DU, LHG 

und Juso-HSG mehrheitlich aus Männern zusammen, während bei RCDS, RL und SDS Frauen 

den größten Anteil ausmachten. Diverse Personen entschieden sich insbesondere für LHG, 

Juso-HSG und RL. Dabei streben die Wähler*innen von Juso-HSG, RL und SDS mehrheitlich 

einen Bachelorabschluss an und jene von DU, LHG und RCDS verfolgen eher ein 

Staatsexamen. In Bezug auf die FB-Zugehörigkeit konnten erste Häufungen am FB 01 (RCDS), 

FB 02 (LHG), FB 03 (SDS), FB 04 (SDS), FB 20 (DU) und FB 21 (RL, SDS) festgestellt 
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werden. Die Zusammenführung von Recall- und Sonntagsfrage ergab, dass die Wähler*innen 

bestimmter Parteien nahezu ausnahmslos auch die entsprechenden Parteilisten bevorzugten. 

Nur die Wähler*innen von CDU/CSU entschieden sich mehrheitlich für eine andere Liste (DU). 

Mit Blick auf das Interesse an den Politikbereichen ließ sich unter den Wähler*innen des SDS 

häufiger ein starkes Interesse an hochschulpolitischen Fragen und studentischer Politik 

beobachten. Damit einhergehend gaben SDS-Wähler*innen häufiger an, hochschulpolitische 

Aktivität vorweisen zu können. Demgegenüber war das allgemeinpolitische Interesse generell 

unter allen Wähler*innengruppen höher und unter LHG- und RL-Wähler*innen am höchsten. 

Bei den Mitgliedschaften stachen DU-, LHG- und RCDS-Wähler*innen bei 

Verbindungsmitgliedern hervor, jene von LHG und Juso-HSG bei Mitgliedern von 

Religionsgemeinschaften und die Wähler*innen des SDS gaben häufiger an Mitglied in 

Gewerkschaften oder anderen zivilgesellschaftlichen Organisationen zu sein. Hier schließt die 

Teilnahmebereitschaft an Aktivitäten von Gruppierungen an, die im Kontext der Hochschule 

agieren. Generell gaben LHG- und SDS-Wähler*innen häufiger an, bei Aktivitäten 

teilzunehmen, wohingegen bei RCDS-Wähler*innen entsprechendes seltener festgestellt 

werden konnte. Darauf aufbauend ließen sich hinsichtlich hochschulwahlspezifischer Aspekte 

folgende Paare beobachten: DU-Wähler*innen gaben häufiger an, dass es genügend 

Informationen über die Hochschulwahl gab, Wähler*innen der LHG gaben hingegen öfter an, 

Kandidat*innen zu kennen und gut über Hochschulpolitik Bescheid zu wissen, die Leistung der 

studentischen Vertretung bewerteten Wähler*innen der Juso-HSG am häufigsten gut, RCDS-

Wähler*innen sahen die wählbaren Listen überdurchschnittlich oft als ähnlich an, jene der RL 

stimmten am ehesten den Aussagen zu, dass die Hochschulwahlen einen Einfluss auf ihren 

Alltag haben beziehungsweise das Ergebnis relevant für sie ist und Wähler*innen des SDS 

gaben häufiger an, dass sie in ihren Freund*innenkreisen über die Hochschulwahlen diskutiert 

hatten, dass ein Großteil ihrer Freund*innen ihrer Meinung nach von ihrem Stimmrecht 

Gebrauch gemacht haben und sie viel von dem Wahlkampf mitbekommen haben. Dabei waren 

sich die Wähler*innen weitestgehend einig, dass Wahlen eine sinnvolle Einflussmöglichkeit 

darstellen, es die Pflicht der Bürger*innen ist, wählen zu gehen und die Demokratie die beste 

Staatsform darstellt. Allerdings war bei SDS-Wähler*innen bereits etwas häufiger eine 

Ablehnung zu beobachten. Unterschiede ließen sich anschließend insbesondere hinsichtlich der 

Einstellung zur Demokratie in Deutschland, zum Einfluss anderer Beteiligungsmöglichkeiten 

im Vergleich zu Wahlen und zum Vertrauen gegenüber politischen Institutionen feststellen. Bei 

ersterem und letzterem gaben RCDS- und SDS-Wähler*innen am häufigsten an, unzufrieden 

zu sein beziehungsweise wenig Vertrauen zu haben. Andere Einflussmöglichkeiten 
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befürworteten die Wähler*innen von RL und SDS am häufigsten. Der Zukunft negativ entgegen 

sahen insbesondere DU-, RL- und SDS-Wähler*innen. Auf einer Links-Rechts-Skala stuften 

sich die Wähler*innen von links nach rechts in folgender Reihenfolge ein: SDS, RL, Juso-HSG, 

DU, LHG und RCDS. Dabei bewerteten alle Wähler*innen die Verbesserung der 

Studienbedingungen als eine wichtige Aufgabe. Demgegenüber gab es die größten 

Meinungsverschiedenheiten hinsichtlich der Aspekte Benachteiligung marginalisierter 

Gruppen abschaffen und soziale Frage. Mit Blick auf verschiedene Möglichkeiten Kritik zu 

artikulieren, gab es Übereinstimmungen bei Diskussionen mit Lehrkräften sowie 

Auseinandersetzungen in Print und Internet. Bei den Kritikformen Boykott und Besetzungen 

ließ sich am seltensten eine Zustimmung beobachten. Allerdings akzeptierten RL- und SDS-

Wähler*innen häufiger beide Formate. 

Mit Bezug auf die Wahlentscheidung ließ sich anhand der Wahlstatistiken für den Zeitraum 

2008-2019 beobachten, dass einige FB zur Wahl bestimmter Listen tendieren. Besonders 

deutlich wird dies beim FB 01 (RCDS), FB 02 (LHG), FB 03 (SDS), FB 04 (CG/GHG). Dabei 

erhalten CG/GHG und Juso-HSG universitätsweit generell breiteren Rückhalt. Für die 

sonstigen Listen ließen sich überdurchschnittliche Ergebnisse für FB 12, FB 13 und FB 15 

feststellen. Folglich konnten einige Häufungen sowohl bei den Umfragedaten als auch bei 

Wahlstatistiken beobachtet werden (FB 01, FB 02, FB 03). Die Daten ergaben dabei einen 

statistisch signifikanten Zusammenhang zwischen der Anzahl abgegebener Stimmen je FB und 

der Wahlentscheidung in Bezug auf die Listenentscheidung. 

Die Wahlbeteiligung hängt dementsprechend mit Gründen zusammen, die zum einen auf 

individuellen Einstellungen und zum anderen auf strukturellen Kontextfaktoren basieren. Die 

Marburger Student*innen beteiligen sich stärker oder schwächer in Abhängigkeit zu ihrem 

Interesse für hochschulpolitische Fragen, einer entsprechenden Aktivität sowie die Teilnahme 

an den Aktivitäten von universitären Gruppierungen. Darüber hinaus haben Mitgliedschaften 

generell und Vereinsmitgliedschaften im Besonderen einen Einfluss auf die Wahlbeteiligung. 

Sie wird zudem durch das Vertrauen in die politischen Institutionen sowie der Frage, für wie 

relevant die Hochschulwahlen gehalten werden, beeinflusst. Gleichzeitig haben die FB-

Zugehörigkeit, das Wissen über hochschulpolitische Zusammenhänge sowie das zur Verfügung 

stehende Informationsangebot und die Anzahl wählbarer Listen die Eigenschaft einen Einfluss 

auf die Wahlbeteiligung auszuüben. Diese Aspekte prägen zum Teil auch die 

Wahlentscheidung. Dabei kann die Datenlage insbesondere die FB-Zugehörigkeit als Grund 

ausmachen, der die Entscheidung beeinflusst, welcher politischen Gruppierung die eigene 

Stimme gegeben wird.  
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6. Schluss 

Im Rahmen einer explorativen Fallstudie wurden die Wahlen zum Marburger 

Student*innenparlament anhand verschiedener Quellen wie Aggregat- und Individualdaten 

untersucht. Dabei kam auch eine eigens erstelle Umfrage zur Anwendung. Die Erkundung 

vollzog sich dabei anhand mehrerer Zwischenetappen. Nach der Beschreibung institutioneller 

Rahmenbedingungen, folgten grundlegende theoretische sowie methodische Überlegungen. 

Daran anschließend wurden die Ergebnisse der empirischen Analyse dargelegt. Dabei ging die 

Studie einerseits auf Unterschiede zwischen Nichtwähler*innen und Wähler*innen ein, 

andererseits beschäftigte sie sich mit der konkreten Wahlentscheidung letzterer.  

Die Ergebnisse korrespondieren dabei mit bisherigen Forschungsergebnissen, wie im weiteren 

Verlauf gezeigt werden soll. Die folgenden Ausführungen abstrahieren die Beobachtungen und 

versuchen die Exploration mit Blick auf den Forschungsstand zu sortieren. Währenddessen 

werden auf Grundlage der Ergebnisse Hypothesen formuliert, die in weiteren Verfahren getestet 

werden können. Anschließend wird das Vorgehen der Studie reflektiert, zusammengefasst und 

ein Ausblick präsentiert. 

 

6.1. Einordnung in den Forschungsstand und Hypothesenbildung 

Auch wenn die Hochschulwahlen mit sehr niedrigen Wahlbeteiligungsraten aufwarten, deuten 

die Unterschiede zwischen Nichtwähler*innen und Wähler*innen darauf hin, dass auch im 

vorliegenden Fall die Wahl als Partizipationsform auf eben jener Ebene die meist genutzte und 

akzeptierteste Beteiligungsform darstellt (vgl. Kunz/Gabriel 2000; Gabriel 2012: 13; Nohlen 

2014: 25ff; Schmitt 2014: 3; Simeaner et al. 2017). 

Dabei handelt es sich bei der Gruppe der Nichtwähler*innen um eine heterogene Gruppe, wie 

unter anderem ihre unterschiedliche Parteienorientierung nahelegt (vgl. Kleinhenz 1995; De 

Nève 2009). Die deutlich höhere Wahlbeteiligung unter den Teilnehmer*innen der Umfrage 

kann dabei als Extrembeispiel einer häufig vorkommenden Überschätzung bei derlei Umfragen 

angesehen werden (vgl. Cabarello 2014; Schoen 2014a). Generell spiegelt die niedrige 

Wahlbeteiligung das Bild wider, dass das Interesse der Wahlberechtigten an Neben- 

beziehungsweise nachgeordneten Wahlen geringer ausfällt (vgl. Reif/Schmitt 1980). Wenn 

jedoch ein Interesse an (hochschul-)politischen Entwicklungen gegeben ist, erhöht dies die 

Chance der Beteiligung.  

Fachbereichsbezogene Differenzen in Bezug auf politische Einstellungen beleuchtet Eßer 

(2023). Der historische Konflikt zwischen der Marburger Politik- und Rechtswissenschaft 
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scheint somit kein professoraler Einzelfall zu sein in Deutschland (vgl. Kramer 1977). Vielmehr 

existieren unterschiedliche Fachkulturen, die zudem dazu führen, dass die jeweiligen 

Student*innen andere politische Einstellungen entwickeln. Gleichzeitig reproduzieren die 

Student*innen diese Kulturen. Folglich häufen sich bestimmte Normenvorstellungen und 

Wahlpräferenzen im Zusammenhang mit einzelnen Studiengängen oder Fachbereichen (vgl. 

Eßer 2023). Ähnliche Befunde konnten bereits für Hessische Fachcluster ermittelt werden (vgl. 

Demirović/Paul 1996: 262ff.). Unterschiedliche Wahlpräferenzen zwischen den FB scheinen 

somit plausibel zu sein. Darüber hinaus können zudem geschlechtsspezifische Differenzen 

auftreten. Wenn auch die Datenlage dies nicht wirklich widerspiegeln konnte, so kann 

zumindest im Ansatz zu erkennen sein, dass es Abweichungen zwischen den Einstellungen und 

dem Stimmgebrauch der Geschlechter sowie der Geschlechter bestimmter FB geben kann (vgl. 

Falter/Schumann 1994; Westle 2009; Engler 2014).  

Wenn die politischen Präferenzen der Wähler*innen und Nichtwähler*innen nicht 

übereinstimmen, kann dies zu einem Problem werden (vgl. Verba et al. 1995). Im 

Zusammenspiel mit einer niedrigen Wahlbeteiligung kann die Qualität einer demokratischen 

Wahl leiden, weil die Wahlen folglich einer grundsätzlichen Aufgabe nicht mehr nachkommen. 

Eine mögliche Folge ist ein tiefgreifendes Legitimationsproblem der (studentischen) 

Vertretung. Daraus kann ein Teufelskreis entstehen, wenn Vertreter*innen anfangen Regionen 

oder Klientele mit höherer Wahlbeteiligung zu bevorzugen, um ihre Wiederwahl zu 

garantieren. Andere Bereiche laufen so Gefahr langfristig vernachlässigt zu werden (vgl. Fleck 

1999: 616ff.). Sollte nun plötzlich ein nennenswerter Anteil der Nichtwähler*innen mobilisiert 

werden, kann es schnell zu einer umfassenden Neugestaltung der politischen Landschaft 

kommen. Wenn sich hingegen beide Gruppen ähneln, besteht die Möglichkeit, dass eine höhere 

Wahlbeteiligung keine nennenswerten Effekte auf das Wahlergebnis hat (vgl. De Nève 2009). 

Dahingehend ist zu vermuten, dass bestimmte Perspektiven in der studentischen Vertretung 

stärker vertreten sind als andere, da Listen starke Bezüge zu FB und anderen Aspekten 

aufweisen und sich diese über lang verstetigen können.21 Die in der Einleitung angeführte Kritik 

einzelner Listen, dass die Perspektiven der studentischen Vertretung verengt sei, wäre folglich 

gerechtfertigt. Dies würde auch die abrupten Wahlerfolge neuer Listen erklären. Allerdings 

überwiegen dabei nicht bestimmte Fächergruppen. Vielmehr ist eine heterogene Entwicklung 

                                                           
21 Die Aussagen von Listenangehörigen während des Wahlkampfes 2023 geben näherungsweise Aufschluss über 

die personelle Zusammensetzung der Listen: DU rekrutieren sich vordergründig aus Student*innen des FB 20, 

Juso-HSG und SDS setzen sich mehrheitlich aus Student*innen des FB 03 zusammen und Jurist*innen (FB 01) 

dominieren den RCDS. Nur die RL gibt an, dass in ihrer personellen Zusammensetzung kein FB überwiegt (vgl. 

Bonnet et al. 2023; Sent et al. 2023; Theiding et al. 2023; Weller et al. 2023; Zander et al. 2023). 
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zu beobachten bei der bestimmte FB zu einer höheren, andere zu einer niedrigeren und 

bestimmte FB zu einer wechselhaften Wahlbeteiligung neigen. 

In diesem Sinne sind weitere Gründe zu hypothesieren, die Personen von einer 

Hochschulwahlbeteiligung abhalten können beziehungsweise einen positiven Einfluss auf den 

Gebrauch der jeweiligen Stimme haben. Die Worte von Verba/Schlozman/Brady (1995: 15) 

bringen mögliche Aspekte auf den Punkt:  

„In thinking about why some people are active while others are not, we find it helpful to invert the usual 

question and to ask instead why people do not take part in politics. Three answers immediately suggest 

themselves: because they can’t; because they don’t want; or because nobody asked”. 

Die Partizipation bei Hochschulwahlen hängt folglich von verschiedenen Gründen ab. Ein 

Zusammenspiel individueller und struktureller Faktoren trägt dazu bei, dass so wenige 

Wahlberechtigte aktiv werden und die Hochschulwahlen derart geringe Beteiligungsraten 

aufweisen. Diese Mischung aus verallgemeinerbaren sowie kontextspezifischen Einflüssen ist 

dabei kein Novum in der Wahlforschung (vgl. Westle et al. 2013).  

Eine Rolle könnte hierbei womöglich unter anderem eine abweichende Informations- und 

Wissenslage der Nichtwähler*innen spielen, die auf einem eingeschränkten Zugang zu den 

Hochschulwahlen basieren könnte. Es ist davon auszugehen, dass die Informationslage über 

hochschulpolitische Prozesse nicht besonders umfassend ist (vgl. von Friedeburg et al. 1968). 

Eine niedrige Beteiligung kann folglich auf eine systematische Exklusion einzelner Gruppen 

hindeuten und so den Gleichheitsgrundsatz von Wahlen gefährden (vgl. De Nève 2009: 48f.). 

Beispielsweise sehen sich internationale Student*innen strukturellen Hürden sowie einer 

studentischen Vertretung gegenüber, die nur bedingt jene Bedürfnisse thematisiert, die 

womöglich Priorität für diese Gruppe besitzen (vgl. Asarite/Wulk 2015: 344; Brooks et al. 

2015a). Der Rückgang der Wahlbeteiligung am FB 02 und damit auch in Teilen das schlechte 

Abschneiden der LHG bei den Wahlen 2023 wäre folglich mitunter auf den starken Anstieg des 

Anteils von Auslandsstudent*innen zurückzuführen. 

Generell spielt die Integration und der Sozialstatus der Wahlberechtigten hinsichtlich ihrer 

Partizipation eine entscheidende Rolle (vgl. Eilfort 1994; Kleinhenz 1995; Dahl 2000; De Nève 

2009; Schäfer 2015). Diverse strukturelle Hürden wie eine marginale politische 

beziehungsweise demokratische Vorbildung oder sozioökonomische Hintergründe können eine 

Integration dabei erschweren. Deshalb ist davon auszugehen, dass auch andere 

Personengruppen sich in der Hochschulpolitik struktureller Benachteiligungen 

gegenübersehen. Historisch betrachtet wäre dies zumindest kein Novum an der UMR (vgl. 

Lemberg 2006). Folglich haben die Nichtwähler*innen womöglich nichts von der Wahl 

mitbekommen und konnten deshalb auch nicht mit ihren Freund*innen darüber sprechen. Die 
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Wähler*innen hingegen kennen Kandidat*innen häufiger. Die zunehmende Ausdifferenzierung 

der Student*innen stellt somit auch eine Herausforderung für die Student*innenschaft dar, da 

sie mit einer immer komplexeren Interessenslage zu arbeiten hat. Im Zuge dessen verändert 

sich auch der Charakter von studentischen Vertretungen, wobei weiterhin von einer relativ 

kleinen, homogenen Gruppe (an der UMR) ausgegangen werden kann (vgl. Thompson 1972; 

Zinn 2002: 91; AStA Marburg 2005; Klemenčič 2011, 2014; Brooks et al. 2015b; 

Klemenčič/Park 2018). Der Abbau von Sprachbarrieren oder anderer Hürden sollte folglich die 

Wahlbeteiligung erhöhen. Denn wenn mehr Wahlberechtigte erleichterten Zugang zu den 

Hochschulwahlen besitzen, sind sie womöglich auch geneigter zu partizipieren. Die lokalen 

Student*innenschaften sowie die jeweiligen Universitäten können sich dabei bei praktizierten 

Maßnahmen anderer Hochschulen orientieren (vgl. AStA Hochschule Darmstadt 2021). Um 

eine Beteiligung eines breiteren Personenkreises herbeizuführen, können Schritte sein: Ein 

lehrfreier Gremientag für alle Universitätsangehörige, Professor*innen animieren zur 

Wahlteilnahme in ihren Vorlesungen, transparentere Wahlspezifika wie 

Bewerbungsmöglichkeiten sowie eine Grundfinanzierung der Wahlwerbung aller Listen, um 

fairere Ausgangsmöglichkeiten zu schaffen. Die Langlebigkeit von parteinahen 

beziehungsweise die Kurzlebigkeit von nichtparteinahen Listen wäre folglich das Resultat 

finanzieller und organisatorischer Unterstützungen sowie bereitgestellter Expertise, die erstere 

von den entsprechenden Bundes- und Landesebenen sowie vor Ort erhalten. 

Auch die Landesgesetzgebung oder die Einführung von Online-Wahlen kann die 

Wahlbeteiligung beeinflussen wie mitunter der Rückgang der Wahlbeteiligung nach der 

Aufweichung eines Sanktionsmechanismus im HessHG 2013 suggeriert. Dabei ist die konkrete 

Durchführung der Online-Wahlen in Marburg nicht wie bei anderen Student*innenschaften 

geregelt, weshalb ein Konflikt zwischen der Rechtsgrundlage und der gegenwärtigen Praxis 

entstehen könnte (vgl. Reiners 2017; Kind/Bovenschulte 2019; Beckert et al. 2021; AStA 

Marburg 2023a, b, c; UMR 2023n; Bundeswahlleiterin 2023). Der Einfluss derartiger 

Wahlspezifika sowie parallel stattfindende Wahlen und die Wirkungsweise des Wahlsystems 

im Allgemeinen sollte dabei nicht unterschätzt werden (vgl. Kleinhenz 1995; Schäfer 2015: 

113ff; Pappi et al. 2021). Folglich ließe sich auch vermuten, dass es zu strategischem Wählen 

beispielsweise zwischen Parlaments- und Senatswahl kommen kann. Dabei kann der 

Nichtantritt der präferierten Wahloption zum Nichtgebrauch des Stimmrechts oder der Wahl 

der nächstliegenden Option führen (vgl. Herrmann 2015). Das Wahlergebnis einzelner Listen 

hängt dabei zusätzlich von konkurrierenden Angeboten ab. Die Vielfalt der Wahlspezifika, die 

sich von Universität zu Universität und Bundesland zu Bundesland unterscheiden, 
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einzugrenzen, könnte ferner dazu beitragen, dass der Zugang zu politischer Teilhabe verbessert 

wird (vgl. Heilsberger 2021; Pasternack 2020). Ein derartiges Unterfangen würde allerdings 

mit großer Wahrscheinlichkeit einen längeren politischen Prozess sowie die Angleichung der 

politischen Rechte der unterschiedlichen Personengruppen einer Universität bedingen. 

Insbesondere den Einfluss von letzterem auf die Wahlbeteiligung scheint dabei naheliegend zu 

sein. Schließlich entscheidet am Ende auch der konkrete Einfluss, der über das Engagement 

ausgeübt werden kann, ob die vorhanden Beteiligungsformen attraktiv sind und zur 

Anwendung kommen (vgl. Cabarello 2014). 

In eine ähnliche Kerbe schlägt die wachsende Literatur über studentisches Engagement an 

Hochschulen und dem darin häufig formulierten Auftrag an die Bildungsinstitutionen 

Student*innen diesbezüglich zu fördern. Im Fokus steht dabei die sogenannte third mission von 

Hochschulen. Die Hochschulen stehen dabei in der Verantwortung die demokratische Kultur 

vor Ort und in der Region zu stärken, indem Personen im Rahmen zentraler Lehrangebote oder 

curricularer Pflichtveranstaltungen entsprechend gebildet werden (vgl. Persson 2003; Bergan 

2005; Carini et al. 2006; Brooks/Holford 2009; Klemenčič 2010; Bergan 2015; Gut 2015; 

Farnell 2020). Auch für Vertreter*innen der Wahlforschung gilt es junge Menschen frühzeitig 

die Sinnhaftigkeit von Demokratie nahezulegen (vgl. Kleinhenz 1995: 228; Westle et al. 2013). 

Denn in frühen Jahren wird eine entscheidende Grundlage gelegt, um Menschen zu mündigen 

Individuen heranzuziehen, so dass sie die Demokratie überhaupt verwirklichen können (vgl. 

Habermas et al. 1969: 16; Schoen 2014b: 177). Dabei haben Untersuchungen zu studentischem 

Engagement ergeben, dass bei aktiven Student*innen ein positiver Einfluss auf den 

individuellen Studienerfolg zu beobachten ist. Zudem verbessert sich die Qualität der 

Hochschule, wenn der Campus nicht als apolitischer Ort wahrgenommen wird. Mehr politische 

Bildung trägt somit zu einer demokratischeren und aktiveren Gesellschaft bei (vgl. Trow 1972; 

Thompson 1972; Bergan 2005; Brooks/Holford 2009; Bergan/Damian 2010; Klemenčič 2010; 

Bergan 2015; Pinheiro/Antonowicz 2015). Die Vermittlung demokratischer Kompetenzen im 

Zusammenspiel mit der jeweiligen demokratischen Kultur und den Partizipationsformen, die 

sie hervorbringt, kann zudem dazu beitragen, die Entstehung politischer Ungleichheiten 

vorzubeugen (vgl. Almond et al. 2004: 136). Alternative, demokratiefördernde Bildungsinhalte 

der studentischen Vertretung oder der Universität sollten somit förderlich auf die 

Wahlbeteiligung (bei Hochschulwahlen) und die generelle Zufriedenheit der Marburger 

Student*innen wirken. 

Ein Zeichen für die fehlende Demokratiebildung könnte dabei der Rückgang der Wahlnorm 

sein. Dies wird als eine der Gründe dargestellt, warum insbesondere jüngere Menschen seltener 
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zur Wahl gehen. Die politische Kultur und ihre zugrundeliegenden Werte sind einem Wandel 

unterzogen (vgl. Radtke 1972; Eilfort 1994; Kleinhenz 1995; Westle et al. 2013). Der 

allgemeine Rückgang der Wahlbeteiligung bei der Wahl zum Marburger 

Student*innenparlament ließe sich so auch als Folge einer gesamtgesellschaftlichen 

Entwicklung interpretieren. Schließlich verzeichneten die Bundestagswahlen von 2009 und 

2013 die historisch schlechtesten Beteiligungsraten in der Geschichte der Bundesrepublik 

Deutschland. Der Einfluss von Einstellungen wie dem Pflichtgefühl zur Wahl gehen zu müssen, 

variiert dabei so eine Annahme zusätzlich zwischen Hauptwahlen und einer Wahl zu einem 

Student*innenparlament, wobei bei letzterer ein noch niedrigeres Pflichtgefühl vorhanden sein 

wird. Zwar lassen die Daten keinen Rückschluss auf hochschulpolitische Erstwähler*innen zu, 

aber weitere Untersuchungen in diese Richtung bieten sich dennoch an. Schließlich beteiligen 

sich junge Wähler*innen und Erstwähler*innen seit jeher seltener an Wahlen (vgl. 

Bundeswahlleiter 2022). In Anbetracht bisheriger Ausführungen wäre eine geringere 

Wahlbeteiligung in dieser Gruppe auch nicht völlig abwegig. Schließlich scheint es allgemeine 

Mobilisierungsschwierigkeiten zu geben. Mitunter mag die studentische Selbstverwaltung 

Probleme haben jedes Jahr erneut die Student*innen im Hinblick auf ihre demokratische 

Teilhabe zu integrieren. Der dargestellte Zuwachs an Wahlberechtigten macht dieses 

Unterfangen dabei nicht einfacher. Zudem variiert der organisatorische Aufwand die 

entsprechenden Teilelektorate zu mobilisieren entsprechend ihrer Größe. 

Fachbereichsbezogene Anstiege oder Rückgänge der Wahlbeteiligung könnten deshalb eine 

Folge der Größe der FB sein. Zudem wird vieles auch von Spezifika abhängen, wie die 

unterschiedlichen Kulturen bereits angedeutet haben. Dabei ist nicht nur das Agieren der 

Parlamentarier*innen und studentischen Regierung ausschlaggebend. Aktive Fachschaften, die 

es geschafft haben regelmäßig neue Mitglieder zu binden und so über Generationen von 

Student*innen hinweg Wissen und Erfahrung weiterzutragen, wären folglich positive Effekte 

auf die Beteiligungsraten von FB anzurechnen. Allerdings spielt auch hier der Fokus, den eine 

Fachschaft bei ihrem eigenen Handeln setzt, eine Rolle, weshalb hohes Engagement nicht 

zwangsläufig zu einer größeren Wahlbeteiligung führen wird. 

Die Beteiligungsschwankungen bei den Marburger Hochschulwahlen können ferner das Abbild 

lokaler Entwicklungen wie einzelne Protestjahre oder Zerwürfnisse sein.22 Möglicherweise 

                                                           
22 Beispielsweise besetzen 2006 Student*innen die Marburger Bundesstraße, um gegen die Einführung von 

Studiengebühren zu protestieren, woraufhin unter anderem die damalige AStA-Vorsitzende zu einer Freiheitsstrafe 

auf Bewährung verklagt wurde. Zudem fanden 2009 in Folge der bundesweiten Bildungsstreiks in Marburg 

zahlreiche Aktionen statt. So war eine längere Zeit ein Gebäude der UMR besetzt. Ähnliche Ereignisse traten in 

einem kleineren Rahmen unter anderem 2014, 2016 oder 2022 ein (vgl. Taz 2007; Burchard 2009; Focus 2013; 
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spiegelt die Wahlbeteiligung also auch die Aktivierung und Politisierung einzelner 

Studienkohorten wider, wobei dessen Einfluss nach einigen Jahren aufgrund der hohen 

Fluktuation oder einer einsetzenden Resignation bei Student*innen wieder zurückgeht (vgl. 

Rattinger 1994). Allerdings können die politischen Ausrichtungen entsprechender Proteste 

andere Student*innen auch vor politischer Teilhabe abschrecken und folglich dazu führen, dass 

sie von ihrem Stimmrecht keinen Gebrauch machen, wie es die Ergebnisse zu den 

Protestformaten andeuten. Dementsprechend vermag auch das politische Umfeld die 

Wahlbeteiligung und Wahlentscheidung zu beeinflussen. Dabei spielen unter anderem die 

Anzahl der Parteien sowie die Polarisierung zwischen wählbaren Optionen eine Rolle, wobei 

eine hohe Ausgangsmobilisierung förderlich wirken kann (vgl. Hofstetter 1973; Taagepera et 

al. 2014; Wilford 2017; Pappi et al. 2021: 137f., 218). Das Listenangebot sowie die 

Listenvielfalt vermögen folglich die Wahlbeteiligung der Student*innen zu beeinflussen. Dabei 

kann davon ausgegangen werden, dass eine größere Anzahl an Listen auch zu einer größeren 

Anzahl hochschulpolitisch aktiver Personen führt, was die allgemeine Mobilisierung wiederum 

erhöhen und auf breitere Personenkreise ausweiten kann. 

Darüber hinaus scheinen Entwicklungen auf übergeordneten Politikebenen das Wahlverhalten 

bei nachgeordneten Wahlen zu beeinflussen (vgl. Völkl 2007). Beispielsweise entwickelten 

sich die Ergebnisse der LHG in ähnlicher Weise wie jene der FDP bei den Bundestagswahlen 

und auch die Corona-Pandemie scheint das Wahlgeschehen beeinflusst zu haben. Ein Einfluss 

auf Hochschulwahlen von Entwicklungen, die sich nicht ausschließlich auf die Marburger 

Lokalität beschränken, ist somit nicht ausgeschlossen.  

Gleichzeitig verlieren weitere Einstellungskonstrukte wie die Parteienbindung ebenfalls an 

Kraft, um Menschen an die Urne zu bringen (vgl. Campbell et al. 1954; Kleinhenz 1995). 

Demgegenüber nimmt eine gewisse Form der Parteienverdrossenheit zu, die zusammen mit der 

abnehmenden Parteienbindung zur Wahlenthaltung beziehungsweise Entscheidung für sonstige 

Gruppierungen führen kann (vgl. Westle 1990: 263; Falter/Schumann 1993: 41). Unter den 

Marburger Student*innen lässt sich somit einerseits eine geringere Parteienbindung vermuten 

und andererseits wird die Bindung an parteinahen Hochschullisten noch marginaler ausfallen. 

Das Potenzial sonstiger Gruppierungen ist deshalb nicht zu unterschätzen. Vielmehr ist davon 

auszugehen, dass bei einer entsprechenden Ausgangslage und Dynamik Wahlsiege von bisher 

unbekannten Listen und Personen zur Normalität gehören können. 

                                                           
Op-online 2016; Hessenschau 2022). Demgegenüber kam es 2012 zu einem Zerwürfnis grüner Hochschulgruppen 

(vgl. Anhang 1). 
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Immer entscheidender für die Wahlbeteiligung und -entscheidung von Individuen werden dann 

andere Einflussfaktoren wie beschriebene soziale Netzwerke. Sie wirken auf die generelle 

Entscheidung sich zu beteiligen als auch die Frage, wo schließlich ein Kreuz gemacht wird (vgl. 

Lazarsfeld et al. 1968: 158). Dadurch, dass gesellschaftliche Gruppen ihre Bindekraft verlieren, 

geraten individuelle Alltagserfahrungen mehr und mehr in den Fokus. Vermeintliche 

Kleinigkeiten wie persönliche Kontakte während der Wahlphase, die Mobilisierungsstrategien 

von Listen oder ihre Wahlkampfaktivitäten können den Ausschlag geben (vgl. Ohr 1997; 

Schulz 2023). Das schlechte Abschneiden der LHG wäre somit auch Resultat eines nicht 

existenten Wahlkampfes im Wahljahr 2023 beziehungsweise mitverantwortlich für den 

Rückgang der Wahlbeteiligung am FB 02.23 Wohingegen das gute Abschneiden von DU (am 

FB 20) auf entsprechende Aktivitäten zurückgeführt werden kann. Deshalb ist es wichtig stets 

den konkreten (hochschulpolitischen) Kontext zu berücksichtigen (vgl. Kleinhenz 1995; 

Schäfer 2015: 113ff.). Folglich kann in Anlehnung an die kommunale Ebene argumentiert 

werden, dass auch auf hochschulpolitischer Ebene „die politische Partizipation mit der 

Einbindung in den intermediären Sektor steigt“ (Kunz/Gabriel 2000: 63; Herv. i. O.) und eine 

fehlende Einbindung Nichtwahl begünstigt (vgl. Eilfort 1994; Kleinhenz 1995). Für die 

Hochschulwahlen rücken somit Kommiliton*innen, Studienfreund*innen oder Bekannte aus 

Sportgruppen, um einige Beispiele für das hochschulpolitische Nahumfeld zu nennen, in den 

Fokus. Sie haben die Möglichkeit Individuen zum Gebrauch der eigenen Stimme zu animieren 

und ihre politischen Präferenzen zu formen. Insbesondere der bereits politisierte Teil der 

Wahlberechtigten, der aktiv an der Zivilgesellschaft teilnimmt, hat nicht nur dezidierte 

Vorstellungen hinsichtlich bestimmter Themen, sondern ist auch darüber informiert, welche 

Partei und damit womöglich Liste der eigenen Orientierung am Ehesten entspricht. In gewisser 

Hinsicht kann deshalb angenommen werden, dass etwaige gesellschaftliche Spaltungslinien 

wie eine Gewerkschaftsmitgliedschaft und die Wahl einer linken Liste zum einen weiterhin 

existieren und zum anderen auch auf die Hochschulwahlen einwirken. Dabei treten nicht nur 

altbekannte Spaltungen zu Tage. Auch durch geschlechtsspezifische Entwicklungen oder den 

FB mit ihren Fachkulturen kann die Student*innenschaft Risse bekommen.  

Auf der anderen Seite kann es auch sein, dass die nichtwählenden Student*innen gar nicht 

erreicht werden wollen. Mitunter sehen sie von einer Wahlbeteiligung ab, weil sie mit der 

Arbeit ihrer Vertreter*innen zufrieden sind (vgl. Eilfort 1994; Kleinhenz 1995). Die Einführung 

                                                           
23 Die LHG nahm als einzige Liste nicht an der Interviewserie des studentischen Magazins oder der Wahlzeitung 

des studentischen Wahlausschusses teil (vgl. AStA Marburg 2023d). Folglich kann gemutmaßt werden, dass die 

LHG 2023 einen vergleichsweise schwächeren Wahlkampf realisiert hat. Passenderweise gaben LHG-

Wähler*innen am öftesten an, dass es nicht genügend Informationen über die Hochschulwahlen gab. 
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von Maßnahmen wie eines Gremientages, die die Beteiligung fördern sollen, würde folglich 

nicht zu mehr Beteiligung führen, sondern von den Student*innen für Freizeit, Arbeit oder 

Studium genutzt werden. Zudem könnten es Einzelne auch anstößig finden, wenn sie in ihrem 

Alltag stärker mit Politik konfrontiert werden würden. Sie interessieren sich schlicht nicht für 

(Hochschul-)Politik und wollen damit nicht belangt werden (vgl. Radtke 1972; Armingeon 

1994; Falter/Schumann 1994). Das Studium stellt in ihren Augen in erster Linie die Chance 

dar, die Wahrscheinlichkeit einer Karriere zu erhöhen und so den Grundstein für eine materielle 

Verbesserung der Lebensumstände zu legen. Etwaige politische Aspekte des Studiums geraten 

somit gegenüber dem Abschluss in das Hintertreffen (vgl. Rostock 2010: 416). Vielmehr 

partizipieren sie seltener und lehnen universitäre Kritik- und Protestformen ab, weil sie sich 

immer weniger als Mitglied einer Gemeinschaft fühlen (vgl. Bergan 2015: 377). Zwar 

vermögen die Hochschulwahlen beziehungsweise das (Marburger) Student*innenparlament 

Einfluss auf unterschiedliche Entwicklungen auszuüben, aber der Grad des Einflusses scheint 

für viele nach wie vor kein Beteiligungsgrund darzustellen. Trotz der geringen Wahlkosten 

hätte eine Ausweitung der Informationslage oder die Zugangsverbesserung somit keine oder 

nur eine gering positive Auswirkung auf die Wahlbeteiligung. Im schlimmsten Fall wäre gar 

ein weiterer Rückgang zu beobachten. 

Darauf aufbauend kann angezweifelt werden, ob den Student*innen im Vergleich zu ihren 

Altersgenoss*innen heutzutage nach wie vor eine höhere Verpflichtung gegenüber dem 

politischen Leben attestiert werden kann (vgl. Habermas et al. 1969: 71). Dennoch ist davon 

auszugehen, dass das einleitende Zitat in die richtige Richtung weist. Weiterhin sind die 

Marburger Student*innen den Wahlen und der Demokratie im Allgemeinen und Deutschland 

im Besonderen tendenziell eher gut gesonnen. Allerdings weisen sie heutzutage stärkere 

politische Apathie vor, die sich insbesondere gegenüber hochschulpolitischen Strukturen zu 

zeigen scheint (vgl. Rostock 2010; Dippelhofer 2012; Simeaner et al. 2017; Schenke 2020). 

Anhand der Zustimmungswerten zu Protestformen lässt sich dabei beispielsweise erahnen, dass 

dies zusätzlich mit einer allgemeinen Politisierung der Student*innen sowie ihrer jeweiligen 

Einordnung im politischen Spektrum zusammenhängt. In dieser Hinsicht mag das 

demokratische Pflichtbewusstsein der Student*innen einerseits gegenüber dem 

institutionalisierten, studentischen Engagement allgemein niedriger ausfallen. Andererseits 

könnte den Nichtwähler*innen dahingehend unterstellt werden, dass sie häufiger ablehnend 

gegenüber Proteste eingestellt sind. Gemessen an der studentischen Wahlbeteiligungsrate kann 

folglich davon ausgegangen werden, dass das Zusammenspiel aus quantitativer Ausweitung des 

tertiären Bildungssektors und dem damit einhergehenden Wandel des Studiums und seiner 
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Rahmenbedingungen zu einer stärkeren Angleichung der relativ niedrigen Beteiligungsraten 

bei jüngeren Menschen führt (vgl. Kaase 1973; Trow 2007; Schenke 2020; Bundeswahlleiter 

2022; UMR 2022a). Von einem Großteil der Student*innen wird die Hochschulpolitik im Zuge 

dessen als störend empfunden, weil sie nach Aufmerksamkeit verlangt, wo viele Student*innen 

doch sowieso schon unter Zeitdruck leiden. Der daraus resultierende Stress betrifft dabei einige 

Personengruppen stärker (vgl. Sendatzki/Rathmann 2022). Mitunter liegt hier ein Grund für das 

ungleiche Interesse vom eigenen Stimmrecht Gebrauch zu machen, welches nicht nur zu einer 

weniger heterogenen Wähler*innenschaft führt, sondern auch die Homogenität der 

studentischen Vertretung bedingt. Eine höhere Wahlbeteiligung beziehungsweise generelle 

Partizipation könnte folglich auch erst mit anderen Studienbedingungen Wirklichkeit werden. 

Hinsichtlich der Wahlentscheidung von Student*innen lässt sich hingegen in erster Linie über 

eine andere, etwas linkere politische Präferenz spekulieren, wobei trotz einer Linkslastigkeit 

auch weiterhin Teile der Student*innenschaft einem rechten Lager zugeordnet werden können 

(vgl. Schenke 2020). Unterschiede bei politischen Präferenzen lassen sich auch hier vermuten, 

wie die entsprechende Verteilung bei möglichen Aufgaben der studentischen Vertretung 

nahelegen. Für Universitätsstädte wie Marburg kann dabei argumentiert werden, dass die 

jeweiligen Hochschulwahlen eine Art Nagelprobe für lokalspezifische Entwicklungen 

übergeordneter Wahlen darstellen, da die Student*innen auch einen nicht unerheblichen Anteil 

der allgemeinen Wahlbevölkerung ausmachen und somit ihre Präferenzen das Ergebnis 

beeinflussen können. Die Entwicklungen bei den Hochschulwahlen gilt es aus diesem Grund 

hinsichtlich mehr oder weniger unerwartete Umschwünge immer wieder im Auge zu haben 

(vgl. Habermas et al. 1969; Rostock 2010; Mittelhessen 2022).  

Die breiten Ausführungen und Anknüpfungspunkte zeigen, dass die Untersuchung der 

Marburger Hochschulwahlen als adäquater Versuch angesehen werden können, die 

verschiedenen Forschungstraditionen zusammenzuführen. Weitere Untersuchungen bieten sich 

an. Dabei wäre es nicht verkehrt die vielen zu Tage geförderten Fallstricke im Hinterkopf zu 

behalten. Ihnen ist der folgende Teil dieses Kapitels gewidmet. 

 

6.2. Kritische Reflexion 

Die Hürden und Problematiken im Forschungs- und Analyseprozess der Untersuchung waren 

vielfältig. Die Studie konnte nicht auf einem gut erforschten Fundament aufbauen. Mitunter 

mussten einige forschungsrelevanten Aspekte deshalb ausführlicher diskutiert werden. Denn 

nur so konnte der gesamte Charakter des Untersuchungsgegenstandes durchdrungen und 

verstanden werden. Danach konnte in Anlehnung an eine theoretische Umrahmung ersonnen 
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werden, wie die Marburger Hochschulwahlen effektiv untersucht werden können. Dabei wurde 

schnell klar, dass die Datenlage beschränkt ist. Die Ergebnisse beziehen sich dabei vor allem 

auf das Wahljahr 2023, weshalb die Betrachtungen in vielerlei Hinsicht nur einen Querschnitt 

abbilden. Das Problem der dokumentierten Wahlergebnisse hingegen ist, dass aus diesen 

Aggregatdaten lediglich wenige statistische Kennwerte herausgezogen werden können. Somit 

lassen sich nur eine geringfügige Anzahl an Variablen in Beziehung setzen, weshalb vor allem 

eine deskriptive Auswertung zum Einsatz kommt (vgl. Schoen 2014a: 124f.).  

Die Verwendung einer Fallstudie kann rückblickend als zielführende Methode angesehen 

werden. Sie war in der Lage das komplexe Gebilde zu ergründen und gleichzeitig mit 

methodischen Risiken umzugehen. Alles in allem jonglierte die Fallstudie erfolgreich mit den 

verschiedenen Datenquellen, so dass ihre jeweiligen Stärken zu Tage gefördert werden konnten. 

Die vielen Kontextdokumente ließen sich sinnvoll platzieren, ohne dass dabei das eigentliche 

Forschungsziel aus den Augen verloren gegangen ist. Alles in allem schaffte es die Studie dem 

Anspruch einer Erkundung gerecht zu werden. Durch die Beschreibung der Daten und 

Durchführung statistischer Tests konnten (potenzielle) Zusammenhänge zwischen den beiden 

abhängigen Variablen – Wahlbeteiligung und Wahlentscheidung – und unabhängigen 

Variablen dargelegt werden. Klar wurde dadurch hingegen, dass weitere Forschungslücken 

darauf warten gefüllt zu werden. Sei es problemzentrierte Interviews mit Nichtwähler*innen 

durchzuführen. Die Ausgestaltung der verschiedenen Hochschulwahlspezifika zu beleuchten 

oder die politische Arbeit von studentischen Landesvertretungen zu vergleichen. Das 

Wahlprogramm und die Wahlkampfaktivität von Listen zu untersuchen oder im Rahmen von 

Expert*inneninterviews das Gespräch mit studentischen Vertreter*innen zu suchen und ihre 

Zusammensetzung sowie politischen Einstellungen zu analysieren. Die theoretischen 

Grundlagen zu festigen oder einzelne Items ausführlich zu testen und so Hochschulpolitik sowie 

-wahlen beziehungsweise Wahlen im Allgemeinen besser zu verstehen. Auch eine 

grundsätzliche Gegenüberstellung einer rechts- und politikwissenschaftlichen Perspektive und 

der Frage, ob es sich bei dem Student*innenparlament überhaupt um ein klassisches Parlament 

handelt, kann als spannende Ergänzung angesehen werden (vgl. Gabriel 1984).  

Im konkreten Fall kämpfte die Studie im Rahmen der verschiedenen Analyseschritte mit 

bekannten Problemen. Die Online-Umfrage musste unter anderem Anonymitätsaspekten der 

Teilnehmer*innen mit Non-response und anderen Beantwortungshürden aufgrund schwieriger 

Fragen abwägen. In diesem Licht stehen fehlende Fragen zum Migrations- und 

sozioökonomischen Hintergrund, dem Einkommen, dem Wohnort oder anderen Aspekten, die 

auch einen Einfluss auf das Wahlverhalten haben können. Insbesondere die Vorreiterinnenrolle 
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der UMR hinsichtlich der Einbindung von behinderten Student*innen bietet sich mit Blick auf 

die politische Teilhabe im universitären Kontext beispielsweise als Untersuchungsgegenstand 

an (vgl. Peschke 2019: 22ff.). Darüber hinaus kamen problembehaftete und nicht getesteten 

Umfrageitems zur Anwendung. Beispielsweise erschwert der hypothetische Aussagegehalt der 

Sonntagsfrage oder die Verengung der politischen Realität durch die Links-Rechts-Skala die 

Interpretation der Antworten (vgl. Sartori 2005; Schumann 2014: 81). In diesem Sinne ist 

zudem zu überlegen, ob Konstrukte wie das Vertrauen in politische Institutionen übertragbar 

sind oder angepasst werden müssen. Schließlich bleibt unklar, an welche Abstraktionsebene die 

Teilnehmer*innen bei der Frage gedacht haben. Ob sie ihr Vertrauen gegenüber dem 

Student*innenparlament, AStA oder der Bundesregierung ausgedrückt haben, bleibt offen. 

Auch die Zusammenführung der Antworten aus den englischen und deutschen Fragebögen ist 

zu berücksichtigen, da teils deutliche, methodisch relevante Unterschiede bei der Interpretation 

von Begriffen in verschiedenen Sprachen auftreten können (vgl. Faulbaum 2019: 199ff.). 

Währenddessen deuten die fehlenden Angaben bei hochschulwahlspezifischen Items daraufhin, 

dass womöglich eine Anpassung der Formulierung vonnöten ist. Auch das Fehlen von ZE als 

Antwortoption in der Umfrage sowie fehlende Kenntnisse über die Zusammensetzung von ZE 

sind als Probleme anzusehen. In Bezug auf die Statistiken lassen sich Abweichungen zu der 

Anzahl der Wahlberechtigten einzelner Wahlen, Rechenfehler und Unterschiede zwischen der 

Student*innenstatistik und Wahlstatistik als forschungspraktische Hürden bezeichnen. Zudem 

könnte der Personenkreis einzelner Geschlechtskategorien divers Umfrage und Statistik 

abweichen. 

Gleichzeitig war auch der praktische Zugang zum Untersuchungsgegenstand nicht leicht. 

Optimale Bedingungen beständen, wenn Wahlstatistiken aller Jahre öffentlich einsehbar wären 

und eine aktuelle Liste aller Wahlberechtigten vorliegen würde, aus der die Stichprobe gezogen 

werden kann. Im vorliegenden Fall musste auf persönliche Kontakte und E-Mail-Verteiler 

zurückgegriffen werden. Dabei können bei letzterem die Student*innen das Abonnement 

kündigen. Das führt dazu, dass nur noch ein Teil aller Student*innen überhaupt erreichbar ist. 

Das Hochschulrechenzentrum der UMR gibt auf Anfrage Auskunft über die Anzahl der 

Abonnements. Während der Befragung waren ungefähr 9500 E-Mailadressen hinterlegt. Somit 

konnten nicht einmal 50 Prozent der Student*innen via E-Mail erreicht werden. Da keine 

Aussagen über die Zusammensetzung der verbleibenden Student*innen gemacht werden kann, 

ist zudem nicht klar, ob bestimmte Gruppen (Geschlecht, FB, Semester usw.) über- oder 

unterrepräsentiert sind. Von weiteren Rekrutierungsmaßnahmen musste allerdings aufgrund 

des deutlichen Mehraufwands abgesehen werden. Dabei spricht im Fall der Marburger 
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Student*innenschaft generell nur wenig für die bisherigen Gegenargumente bei Online-

Umfragen (vgl. Faas/Rattinger 2004; Ansolabehere/Schaffner 2014; Breton et al. 2017).  

Schlussendlich muss mit Blick auf theoretische Vorüberlegungen festgehalten werden, dass die 

Betrachtung der Hochschulwahlen auch normativen Vorüberlegungen folgte. Die präsentierten 

Ergebnisse sind deshalb zu einem gewissen Teil auch das Resultat eben jener 

Fragenkonstruktionen und Interpretationen. Die Fragengestaltung stellt generell ein nicht zu 

vernachlässigendes Element der Umfrageforschung dar, da sie häufig die Grundlage für die 

Messungen bilden. Gleichzeitig kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Exploration 

nennenswerte Sachverhalte übersehen hat. In diesem Sinne stellen weder die 

Kontextdokumente noch die Erfahrungen des Autors eine vollumfängliche Basis für die 

Interpretation dar. Die Analyse sollte deshalb, wie bereits mit Verweis auf entsprechende 

Leerstellen verdeutlicht wurde, nicht als abschließende Untersuchung betrachtet werden. 

Vielmehr gilt es nun die angestellten Überlegungen und Ergebnisse im Rahmen weiterer 

Arbeiten dezidiert zu testen. Die dargelegten Zusammenhänge stellen dabei eine Grundlage für 

weitere Forschungsvorhaben dar. Die aufgestellten Hypothesen können als Orientierung für 

entsprechende Absichten herangezogen werden. 

 

6.3. Zusammenfassung und Ausblick 

Ausgangspunkt der Analyse war die Frage, warum sich Student*innen bei der Wahl zum 

Marburger Student*innenparlament beteiligen und wie die Wahlentscheidung der 

Wähler*innen zustande kommt. Dabei wurde zunächst das Umfeld in dem diese Wahlen 

stattfinden dargelegt, um anschließend theoretische, aber auch fallspezifische Details zu 

beschreiben. Darauf aufbauend wurden die Marburger Hochschulwahlen und hier speziell die 

Wahlen zum Marburger Student*innenparlament analysiert. Die explorative Fallstudie konnte 

zeigen, dass sich zum einen soziodemographische Aspekte und zum anderen politische 

Einstellungen zwischen Wähler*innen und Nichtwähler*innen beziehungsweise innerhalb der 

Gruppe der Wähler*innen unterscheiden. Darüber hinaus konnte anhand lokalspezifischer 

Entwicklungen aufgezeigt werden, dass strukturelle Veränderungen beziehungsweise die 

konkrete Ausgestaltung der Wahlen ebenfalls Wahldynamiken beeinflussen können. Die 

einstellungsbezogenen Befunde der Erkundung beziehen sich dabei in aller Regel auf das 

Wahljahr 2023. Nur die Daten aus den Wahlstatistiken bieten die Grundlage dafür einige 

Unterschiede als mögliche Konstanten festzumachen. Die explorative Fallstudie füllte dabei in 

erster Linie Teile einer weiterhin bestehenden Forschungslücke indem sie einen Einblick in die 
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(Marburger) Hochschulwahlen bietet. Gleichzeitig existieren nach wie vor viele Fragezeichen; 

auch mit Blick auf die Wahlen zum Marburger Student*innenparlament.  

Nach fast 500 Jahren Universitätsgeschichte befindet sich die UMR – und mit ihr das 

Engagement Marburger Student*innen – aufgrund einer sich verändernden Ausgangslage 

(erneut) in einer Findungsphase. Auch weil sich das Studieren stets im Wandel befindet. Die 

Universitäten kämpfen mit den Folgen sich ändernder Rahmenbedingungen, während sie eine 

immer größere Anzahl von Personen qualifizieren sollen. Der Anteil der Student*innen an der 

Gesamtbevölkerung wächst. Eine niedrige Partizipation unter den Student*innen trifft auf eine 

Ausdifferenzierung der Student*innenschaft und unübersichtliche Beteiligungsmöglichkeiten. 

Letztere werden sogar teilweise wieder zurückgebaut werden, was es einem Teil der 

Student*innenschaft erschwert, an Entscheidungen mitzuwirken. Gleichzeitig wirkt sich die 

seit langem beobachtete Veränderung politischer Kultur auf das Partizipationsverhalten der 

Student*innen aus. Beschriebene Entwicklungen sollten deshalb weiterhin gut beobachtet 

werden, wenn der normative Anspruch demokratische Teilhabe lautet. Schließlich war die 

Demokratisierung der Hochschulen nach 1945 eine Sicherheitsmaßnahme, um vorherigen 

Entwicklungen entgegenzuwirken. In dieser Hinsicht birgt der Beteiligungsrückgang und eine 

gewisse Gleichgültigkeit eine Gefahr für die Qualität der Demokratie und Gesellschaft. Ein 

stärkerer Einbezug der Student*innenschaft könnte nicht nur zur Attraktivität des Standortes 

beitragen, sondern auch die Wehrhaftigkeit der Demokratie erhöhen. Zumindest die 

Hochschulpolitik ist andernfalls langfristig nicht davor gefeit in eine essentielle Krise zu 

rutschen. In Anbetracht dessen kann als Erkenntnisgewinn dieser explorativen Studie 

mitgenommen werden, dass die geringere Wahlbeteiligung jüngerer Menschen nur in Teilen 

auf individuelle Faktoren zurückzuführen ist. Vielmehr existieren gleichzeitig strukturelle 

Hürden, die die Partizipation und die Ausbildung von politischem Interesse erschweren. Dabei 

lebt eine Demokratie letztlich immer auch vom Einsatz, den Menschen in sie investieren wollen 

beziehungsweise können. 

Deshalb gilt es die Menschen frühzeitig für die Demokratie und Wahlen zu begeistern. In dieser 

Hinsicht könnte es auch für die Wahlforschung gewinnbringend sein, wenn sie andere Wahlen 

wie die Hochschulwahlen für die Forschung erschließt. Die Erforschung hat das Potenzial 

sowohl theoretische als auch praktische Schlussfolgerungen zu Tage zu fördern, beides 

miteinander in Verbindung zu setzen und das generelle Verständnis von Wahlen zu verbessern. 

Darauf aufbauend könnte das gemeinsame Miteinander auf stabilere Füße gesetzt und die 

demokratische Teilhabe aller garantiert werden. Denn die Student*innen von heute sind 

vielleicht weniger elitär und reaktionär, stellen im späteren Leben aber weiterhin eine 
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überdurchschnittlich qualifizierte Gruppe dar, die auf wichtigen Entscheidungsebenen 

überrepräsentiert ist. Ihre demokratische Ausbildung sollte deshalb in unser aller Interesse sein. 
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Anhang 

Anhang 1 – Wahlergebnisse für die Wahl zum Marburger Student*innenparlament 2007-2017 

Tabelle 19 – Wahlergebnis für die Wahl zum Marburger Student*innenparlament 2007 
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24 Die Namen der zur Wahl angetretenen Listen sind unbekannt. 
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Tabelle 20 – Wahlergebnis für die Wahl zum Marburger Student*innenparlament 2008 
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Tabelle 21 – Wahlergebnis für die Wahl zum Marburger Student*innenparlament 2009 
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Tabelle 22 – Wahlergebnis für die Wahl zum Marburger Student*innenparlament 201025 
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25 Bei den offiziellen Ergebnissen wurde die Wahlbeteiligung von 25,84 Prozent exklusive der ungültigen Stimmen 

berechnet. Die eigentliche Beteiligung liegt somit leicht höher bei 26,84 Prozent. 
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Tabelle 23 – Wahlergebnis für die Wahl zum Marburger Student*innenparlament 201126 
R

C
D

S
 

9
4
 

4
0
 

2
3
 

3
 

5
 

9
 

1
7
 

2
2
 

1
4
 

8
 

1
9
 

2
0
 

6
 

2
 

4
0
 

9
 

1
 

3
3

2
 

2
 

6
,0

1
 

J
u

so
 

H
S

G
 

8
9
 

7
1
 

8
0
 

4
7
 

2
5
 

5
5
 

9
9
 

6
3
 

3
0
 

4
4
 

5
0
 

4
9
 

5
2
 

5
4
 

7
8
 

3
1
 

1
 

9
1

8
 

7
 

1
6

,6
2
 

S
D

S
 

1
4

 

7
 

6
4

 

1
1

 

1
 

1
9

 

2
2

 

1
8

 

6
 

0
 

5
 

5
 

6
 

1
0

 

1
1

 

1
4

 

0
 

2
1

3
 

2
 

3
,8

6
 

F
F

L
L

 

(F
e
m

in
i

st
is

c
h

e 

F
r
a

u
e
n

-L
e
sb

e
n

 

L
is

te
) 

5
 

6
 

6
2
 

7
 

4
 

7
 

2
7
 

1
2
 

8
 

2
 

1
0
 

3
 

6
 

4
 

5
 

2
7
 

0
 

1
9

5
 

1
 

3
,5

3
 

L
ib

ü
li

 

(L
in

k
e
 

B
ü

n
d

n
i

sl
is

te
) 

3
 

2
 

2
7
 

7
 

3
 

3
 

8
 

9
 

6
 

1
 

4
 

0
 

4
 

3
 

0
 

1
7
 

0
 

9
7
 

1
 

1
,7

6
 

L
H

G
 

6
4

 

5
9

 

2
1

 

1
5

 

7
 

1
4

 

3
4

 

2
0

 

1
4

 

4
 

2
6

 

2
5

 

8
 

7
 

4
8

 

1
0

 

0
 

3
7

6
 

3
 

6
,8

1
 

D
L

 

(D
e
m

o
k

r
a

ti
sc

h
e
 

L
in

k
e
) 

1
1
 

9
 

9
5
 

2
1
 

1
 

7
 

2
6
 

1
8
 

1
0
 

7
 

6
 

5
 

1
5
 

1
0
 

1
4
 

1
4
 

2
 

2
7

1
 

2
 

4
,9

1
 

H
S

G
 

k
o

r
p

o
r.

 

S
tu

d
. 

3
4
 

1
8
 

6
 

4
 

0
 

2
8
 

2
5
 

4
 

3
 

4
 

1
3
 

1
1
 

3
 

7
 

1
4
 

4
 

0
 

1
7

8
 

1
 

3
,2

2
 

P
ir

a
te

n
 

1
7
 

2
6
 

3
5
 

1
4
 

6
 

3
3
 

4
4
 

2
1
 

3
4
 

1
5
 

4
7
 

2
5
 

2
4
 

1
7
 

1
5
 

9
 

0
 

3
8

2
 

3
 

6
,9

2
 

G
H

G
 

4
8
 

4
8
 

1
2

0
 

1
2

9
 

3
0
 

6
1
 

2
0

8
 

1
2

2
 

5
9
 

3
0
 

7
1
 

6
9
 

1
1

9
 

6
3
 

1
6

4
 

1
1

7
 

0
 

1
4

5
8
 

1
1
 

2
6

,3
9
 

S
E

M
 

3
 

8
 

1
6

 

2
 

1
 

6
8

 

2
8

 

1
5

 

2
 

4
 

6
 

6
 

5
 

2
 

7
 

6
 

0
 

1
7

9
 

1
 

1
,8

8
 

L
e
h

re
r 

2
 

4
 

2
1
 

0
 

7
 

2
4
 

5
5
 

5
1
 

1
5
 

4
 

5
 

4
 

2
6
 

8
 

3
 

2
3
 

0
 

2
5

2
 

2
 

4
,5

6
 

G
ü

n
e
 

Ö
k

o
l.

 

L
is

te
 

3
7

 

3
0

 

1
1

2
 

5
6

 

1
2

 

2
8

 

9
5

 

5
2

 

2
0

 

1
7

 

2
5

 

1
7

 

5
7

 

3
4

 

3
6

 

4
5

 

0
 

6
7

3
 

5
 

1
2

,1
8
 

G
ü

lt
ig

e 

S
ti

m
m

e
n

 

4
2
1

 

3
2
8

 

6
8
2

 

3
1
6

 

1
0
2

 

3
5
6

 

6
8
8

 

3
3
1

 

2
2
1

 

1
4
0

 

2
8
7

 

2
3
9

 

3
3
1

 

2
2
1

 

4
3
5

 

3
2
6

 

4
 

5
5
2

4
 

  

U
n

g
ü

lt
ig

e 

S
ti

m
m

e
n

 

1
3

 

3
3

 

8
 

4
 

5
 

1
0

 

2
2

 

1
2

 

8
 

8
 

1
9

 

2
0

 

1
0

 

5
 

4
1

 

1
8

 

0
 

2
3
6

 

  

W
a
h

lb
e
te

il
ig

u
n

g
 

in
 %

 

2
4
,5

6
 

2
6
,7

4
 

2
9
,4

6
 

4
2
,9

5
 

2
3
,5

2
 

3
6
,6

7
 

3
2
,6

4
 

2
3
,2

0
 

1
6
,6

5
 

3
2
,1

0
 

3
3
,6

6
 

2
8
,5

9
 

3
5
,2

3
 

3
8
,9

0
 

1
6
,9

6
 

2
7
,5

6
 

1
,5

6
 

2
7
,2

0
 

  

A
b

g
e
g
e
b

e
n

e
 

S
ti

m
m

e
n

 

4
3
4

 

3
6
1

 

6
9
0

 

3
2
0

 

1
0
7

 

3
6
6

 

7
1
0

 

4
3
9

 

2
2
9

 

1
4
8

 

3
0
6

 

2
5
9

 

3
4
1

 

2
2
6

 

4
7
6

 

3
4
4

 

4
 

5
7
6
0
 

  

F
B

 

1
 

2
 

3
 

4
 

5
 

6
 

9
 

1
0
 

1
2
 

1
3
 

1
5
 

1
6
 

1
7
 

1
9
 

2
0
 

2
1
 

Z
E

 

G
e
sa

m
t 

S
it

z
a
n

za
h

l 

S
ti

m
m

e
n

a
n

te
il

 i
n

 

%
 

W
a
h

lb
er

ec
h

ti
g
te

 

1
7
6
7
 

1
3
5
0
 

2
3
4
2
 

7
4
5

 

4
5
5

 

9
9
8

 

2
1
7
5
 

1
4
7
0
 

1
3
7
5
 

4
6
1

 

9
0
9

 

9
0
6

 

9
6
8

 

5
8
1

 

2
8
0
6
 

1
2
4
8
 

2
5
7

 

2
0
8
1
3
 

  

  

                                                           
26 Bei den offiziellen Ergebnissen wurden beim FB 10 341 abgegebene Stimmen anstelle von 439 tatsächlich 

abgegebenen Stimmen gezählt. Damit wurden universitätsweit insgesamt 5760 anstelle von 5662 Stimmen 

abgegeben, was einen Einfluss auf die Wahlbeteiligung (27,67% anstelle von 27,20%) und die Anteile der Listen 

hat. Auf die Sitzverteilung hatte dieser Fehler, auf Rückfrage beim Zentralen Wahlausschuss, keinen Effekt. 
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Tabelle 24 – Wahlergebnis für die Wahl zum Marburger Student*innenparlament 2012 
R

C
D

S
 

1
1

6
 

4
5
 

3
3
 

1
3
 

8
 

4
4
 

4
6
 

5
0
 

2
5
 

1
4
 

6
2
 

3
4
 

2
8
 

1
2
 

8
6
 

1
7
 

0
 

6
3

3
 

5
 

1
1

,6
7
 

F
F

L
L

 

(F
e
m

in

is
ti

sc
h

e 

F
r
a

u
e
n

-

L
e
sb

e
n

 

L
is

te
) 

4
 

7
 

5
1
 

9
 

4
 

9
 

1
8
 

8
 

8
 

0
 

3
 

0
 

4
 

3
 

6
 

2
4
 

0
 

1
5

8
 

1
 

2
,9

1
 

L
A

F
 

1
 

1
2

9
 

1
0

9
 

4
 

3
 

1
9

 

5
 

8
 

1
 

1
2

 

5
 

1
1

 

3
 

9
 

9
 

0
 

0
 

2
3

8
 

2
 

4
,3

9
 

L
H

G
 

2
9
 

5
2
 

1
4
 

9
 

5
 

1
2
 

3
9
 

3
1
 

1
2
 

7
 

2
1
 

1
6
 

1
5
 

1
4
 

5
2
 

3
 

0
 

3
3

1
 

2
 

6
,1

0
 

G
B

A
L

 

(G
r
ü

n
-

B
u

n
t-

A
lt

e
r
n

a

ti
v

e 

L
is

te
) 

4
 

1
0

 

9
3

 

2
5

 

7
 

1
3

 

6
6

 

3
3

 

1
1

 

8
 

1
6

 

6
 

1
9

 

2
1

 

6
8

 

2
8

 

1
 

4
2

9
 

3
 

7
,9

1
 

G
Ö

L
 

(G
r
ü

n
-

Ö
k

o
lo

g
i

sc
h

e
 

L
is

te
) 

1
9
 

1
7
 

6
8
 

4
6
 

1
5
 

4
0
 

1
1

7
 

5
7
 

1
5
 

6
 

2
9
 

1
5
 

5
5
 

5
2
 

5
3
 

4
4
 

1
 

6
4

9
 

5
 

1
1

,9
7
 

P
r
o

L
L

 

(P
r
o

je
k

t 
L

in
k

e 

L
is

te
) 

1
 

6
 

2
3
 

6
 

0
 

3
 

5
 

5
 

3
 

2
 

3
 

1
 

2
 

1
 

0
 

8
 

0
 

6
9
 

1
 

1
,2

7
 

J
u

so
 

H
S

G
 

9
3

 

5
9

 

1
3

7
 

6
7

 

4
0

 

6
3

 

1
3

8
 

1
0

7
 

6
1

 

3
2

 

5
0

 

4
2

 

6
8

 

6
4

 

1
3

3
 

6
7

 

1
 

1
2

2
2
 

9
 

2
2

,5
4
 

G
L

A
 

(G
r
ü

n
-

L
in

k
e
-

A
k

ti
o

n
) 

8
 

4
 

5
0
 

2
7
 

5
 

1
2
 

5
2
 

3
3
 

9
 

5
 

9
 

9
 

2
2
 

2
1
 

2
1
 

1
2
 

0
 

2
9

9
 

2
 

5
,5

1
 

H
S

G
 

k
o

r
p

o
r.

 

S
tu

d
. 

3
2

 

1
0

 

1
1

 

4
 

1
 

1
7

 

2
0

 

1
1

 

7
 

4
 

8
 

1
7

 

5
 

8
 

1
8

 

6
 

1
 

1
8

0
 

1
 

3
,3

2
 

S
D

S
 

1
2
 

8
 

8
3
 

2
0
 

4
 

1
8
 

3
5
 

2
3
 

7
 

7
 

8
 

2
 

5
 

7
 

1
4
 

1
6
 

0
 

2
6

9
 

2
 

4
,9

6
 

P
ir

a
te

n
 

2
1

 

2
9

 

4
4

 

2
2

 

4
 

3
2

 

5
9

 

4
2

 

5
0

 

2
1

 

4
7

 

1
7

 

3
6

 

1
9

 

2
1

 

2
6

 

0
 

4
9

0
 

4
 

9
,0

4
 

S
E

M
 

7
 

5
 

2
1
 

1
 

2
 

5
3
 

3
8
 

1
9
 

1
0
 

1
1
 

6
 

2
 

4
 

5
 

1
5
 

4
 

0
 

2
0

3
 

2
 

3
,7

4
 

D
L

 

(D
e
m

o
k

r
a
ti

sc
h

e
 

L
in

k
e
) 

1
1
 

1
0
 

5
7
 

2
0
 

4
 

1
1
 

3
4
 

2
1
 

1
0
 

5
 

1
0
 

3
 

7
 

1
2
 

1
2
 

2
4
 

1
 

2
5

2
 

2
 

4
,6

5
 

G
ü

lt
ig

e 

S
ti

m
m

e
n

 

3
5
8

 

3
9
1

 

6
9
5

 

2
7
8

 

1
0
3

 

3
3
0

 

6
8
6

 

4
4
5

 

2
3
6

 

1
2
3

 

2
8
4

 

1
6
9

 

2
8
1

 

2
4
2

 

5
0
8

 

2
8
8

 

5
 

5
4
2
2
 

  

U
n

g
ü

lt
ig

e 

S
ti

m
m

e
n

 

7
 

3
2
 

9
 

1
3
 

1
0
 

2
7
 

4
5
 

2
9
 

1
5
 

8
 

2
4
 

2
0
 

2
4
 

7
 

3
2
 

1
5
 

0
 

3
1
7

 

  

W
a
h

lb
e
te

il
ig

u
n

g
 

in
 %

 

1
7
,9

7
 

3
2
,1

9
 

2
8
,8

8
 

3
6
,7

4
 

2
2
,0

3
 

3
6
,5

0
 

3
2
,2

6
 

3
1
,9

0
 

1
5
,8

9
 

2
7
,9

9
 

3
3
,2

3
 

1
8
,5

3
 

3
2
,3

1
 

4
0
,8

2
 

1
8
,9

0
 

2
5
,5

1
 

1
,5

0
 

2
6
,3

9
 

  

A
b

g
e
g
e
b

e
n

e
 

S
ti

m
m

e
n

 

3
6
5

 

4
2
3

 

7
0
4

 

2
9
1

 

1
1
3

 

3
5
7

 

7
3
1

 

4
7
4

 

2
5
1

 

1
3
1

 

3
0
8

 

1
8
9

 

3
0
5

 

2
4
9

 

5
4
0

 

3
0
3

 

5
 

5
7
3
9
 

  

F
B

 

1
 

2
 

3
 

4
 

5
 

6
 

9
 

1
0

 

1
2

 

1
3

 

1
5

 

1
6

 

1
7

 

1
9

 

2
0

 

2
1

 

Z
E

 

G
e
sa

m
t 

S
it

z
a
n

za
h

l 

S
ti

m
m

e
n

a
n

te
il

 i
n

 

%
 

W
a
h

lb
er

ec
h

ti
g
te

 

2
0
3
1
 

1
3
1
4
 

2
4
3
8
 

7
9
2

 

5
1
3

 

9
7
8

 

2
2
6
6
 

1
4
8
6
 

1
5
8
0
 

4
6
8

 

9
2
7

 

1
0
2
0
 

9
4
4

 

6
1
0

 

2
8
5
7
 

1
1
8
8
 

3
3
3

 

2
1
7
4
5
 

  

  



 

123 

 

Tabelle 25 – Wahlergebnis für die Wahl zum Marburger Student*innenparlament 2013 
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Tabelle 26 – Wahlergebnis für die Wahl zum Marburger Student*innenparlament 2014 
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Tabelle 27 – Wahlergebnis für die Wahl zum Marburger Student*innenparlament 2015 
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Tabelle 28 – Wahlergebnis für die Wahl zum Marburger Student*innenparlament 2016 
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Tabelle 29 – Wahlergebnis für die Wahl zum Marburger Student*innenparlament 201727 
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27 Im FB 06 gab es 10 Stimmen zu viel. Die Wahlbeteiligung am FB 06 (10,23% anstelle von 10,96%) und der 

Gesamtuniversität (11,01% anstelle von 11,05%) lag somit leicht niedriger. Auf die Listenergebnisse hatte es 

keinen Einfluss. 
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Anhang 2 – Der Fragebogen 

[PI01] Politisches Interesse 

„Wie stark interessieren Sie sich für …?“ 

PI01_01 das allgemeinpolitische Geschehen 

PI01_02 hochschulpolitische Fragen und Entwicklungen 

PI01_03 die studentische Politik an Ihrer Hochschule 

1 = Sehr stark 

2 = Stark 

3 = Mittel 

4 = Wenig 

5 = Gar nicht 

-1 = Keine Angabe 

-9 = nicht beantwortet 

 

[DE03] Demokratie 

"Was ist Ihre persönliche Meinung bezüglich der folgenden Aussagen?" 

DE03_01 Mit der Demokratie, so wie sie in Deutschland besteht, bin ich zufrieden  

DE03_02 In der Demokratie ist es die Pflicht aller Bürger*innen, sich regelmäßig an den 

Wahlen zu beteiligen  

DE03_03 Wahlen sind eine sinnvolle Einflussmöglichkeit  

DE03_04 Die Demokratie ist die beste aller Staatsformen  

DE03_05 Andere Einflussmöglichkeiten sind zielführender als Wahlen  

DE03_06 Alles in allem ist mein Vertrauen in die politischen Institutionen groß  

DE03_07 So wie die Zukunft aussieht, kann man es kaum noch verantworten, Kinder auf die 

Welt zu bringen  

1 = Stimme überhaupt nicht zu 

2 = Stimme eher nicht zu 

3 = Teils-teils 

4 = Stimme eher zu 

5 = Stimme voll und ganz zu 

-1 = Keine Angabe 

-9 = nicht beantwortet 

 

[DE05] Links-Rechts 

"Viele Leute verwenden die Begriffe „links“ und „rechts“, wenn es darum geht, 

unterschiedliche politische Einstellungen zu kennzeichnen. Wo würden Sie Ihre eigenen 

politischen Ansichten einstufen? 

1 = Links 

10 = Rechts 

-1 = Keine Angabe 

-9 = nicht beantwortet 
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[DE01] Wahlbeteiligung 

"Wenn am nächsten Sonntag Bundestagswahl wäre, würden Sie dann zur Wahl gehen?" 

1 = Ja 

2 = Nein 

3 = Weiß nicht 

-1 = Ich wäre nicht wahlberechtigt 

-2 = Keine Angabe 

-9 = nicht beantwortet 

 

[DE02] Sonntagsfrage 

"Welche Partei würden Sie dann wählen (auch wenn Sie nicht wählen dürften)?" 

1 = AfD 

2 = Bündnis 90/Die Grünen 

3 = CDU/CSU 

4 = Die Linke 

5 = FDP 

6 = SPD 

7 = Sonstiges: 

-1 = Keine Angabe 

-2 = Weiß nicht 

-9 = nicht beantwortet 

DE02_07 Sonstiges: Offene Texteingabe 

 

[DE04] Mitglied 

"Sind Sie Mitglied in ...?" 

Ausweichoption (negativ) oder Anzahl ausgewählter Optionen  

-1 = Keine Mitgliedschaft 

-2 = Keine Angabe 

DE04_01 einer Gewerkschaft  

DE04_02 einer Partei  

DE04_03 einer Religionsgemeinschaft  

DE04_04 einer Verbindung  

DE04_05 einem Verein  

DE04_06 einer anderen, zivilgesellschaftlichen Organisation/Gruppe  

1 = nicht gewählt 

2 = ausgewählt 

 

[HP02] Gewählt 

"Haben Sie bei der letzten Hochschulwahl (Juni 2023) von Ihrem Stimmrecht Gebrauch 

gemacht?" 

1 = Ja 
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2 = Nein 

-1 = Keine Angabe 

-9 = nicht beantwortet 

 

[HP03] Liste 

"Wie haben Sie bei der letzten Hochschulwahl zum Student*innenparlament abgestimmt?" 

1 = Liberale Hochschulgruppe 

2 = Die Unabhängigen 

3 = Juso-Hochschulgruppe 

4 = RCDS 

5 = Rosa Liste 

6 = SDS links.grün.feministisch. 

-1 = Ungültig 

-2 = Nicht gewählt 

-3 = Keine Angabe 

-9 = nicht beantwortet 

 

[HP04] Relevanz 

"Die folgenden Aussagen beschäftigen sich mit den Hochschulwahlen. Was ist Ihre 

persönliche Meinung?" 

HP04_01 Es gab genügend Informationen über die diesjährigen Hochschulwahlen  

HP04_02 Die Hochschulwahlen haben eine hohe Relevanz für mich  

HP04_04 Ich habe nichts vom diesjährigen Wahlkampf mitbekommen  

HP04_05 Die meisten meiner studentischen Freund*innen in Marburg haben dieses Jahr ihre 

Stimme abgegeben  

HP04_06 Die diesjährigen Hochschulwahlen waren kein Diskussionsthema in meinem 

Freund*innenkreis  

HP04_07 Ich weiß relativ gut über die Hochschulpolitik Bescheid  

HP04_08 Das Ergebnis der Hochschulwahlen beeinflusst meinen Alltag  

HP04_09 Die wählbaren Listen sind sich sehr ähnlich  

HP04_10 Einige der diesjährigen Kandidat*innen zum Student*innenparlament kenne ich gut  

HP04_11 Mit der gegenwärtigen Leistung der studentischen Vertretung bin ich zufrieden  

1 = Stimme überhaupt nicht zu 

2 = Stimme eher nicht zu 

3 = Teils-teils 

4 = Stimme eher zu 

5 = Stimme voll und ganz zu 

-1 = Keine Angabe 

-9 = nicht beantwortet 

 

[HP01] Aktiv01 

"Sind oder waren Sie in Ihrem bisherigen Studium aktiv in der Hochschulpolitik?" 

1 = Ja 
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2 = Nein 

-1 = Keine Angabe 

-9 = nicht beantwortet 

 

[HP06] Aktiv02 

„Wie interessiert sind Sie gegenwärtig an den Aktivitäten folgender Gruppen an Ihrer 

Hochschule, und wie intensiv nehmen Sie daran teil?“ 

HP06_01 Fachschaften  

HP06_02 Studentische Selbstverwaltung/Vertretung (z.B. AStA, Student*innenparlament)  

HP06_03 Universitäre Selbstverwaltungsgremien/-Vertretung (z.B. Senat)  

HP06_04 Politische Studentenvereinigungen/Hochschulgruppen  

HP06_05 Studentenverbindungen/studentische Verbindungen  

HP06_06 Unisport, Sportgruppen  

HP06_07 Kulturelle Aktivitäten (z.B. Theater-, Musik-, Orchestergruppen)  

HP06_08 Informelle Aktionsgruppen  

1 = Nicht interessiert 

2 = Interessiert, aber keine Teilnahme 

3 = Gelegentliche Teilnahme 

4 = Nehme häufig teil 

5 = Habe eine Funktion inne 

-1 = Keine Angabe 

-9 = nicht beantwortet 

 

[HP05] Aufgaben 

"Für welche Aufgaben sollte sich die studentische Vertretung Ihrer Meinung nach vor allem 

einsetzen?" 

HP05_01 Studienberatung/Studienhilfe  

HP05_02 An Prüfungsbedingungen/Lehrinhalten mitarbeiten  

HP05_03 Interne Hochschulpolitik/Beeinflussung der Geschehnisse in der Hochschule  

HP05_04 Politische Vertretung nach außen  

HP05_05 Soziale Fragen (Kontaktförderung, Wohnungssuche etc.)  

HP05_06 Kulturelle Belange (Theater, Konzerte etc.)  

HP05_07 Bessere Studienbedingungen  

HP05_08 Benachteiligungen von marginalisierten Gruppen (z.B. Frauen und anderen 

Geschlechtern) an der Hochschule abschaffen  

HP05_09 Verbesserung der Qualität der Lehre  

HP05_10 Unterstützung ausländischer Studierender  

HP05_11 Alternative Bildungsinhalte anbieten (Vorträge etc.)  

1 = Gar nicht 

2 = Etwas 

3 = Vor allem 

-1 = Keine Angabe 
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[HP07] Kritik 

„Welche der folgenden Möglichkeiten, Kritik an hochschulpolitischen Entwicklungen zum 

Ausdruck zu bringen, akzeptieren Sie, welche lehnen Sie ab?“ 

HP07_01 Diskussionen zwischen Lehrenden und Studierenden  

HP07_02 Auseinandersetzung in studentischen Zeitschriften (Druck oder Online)  

HP07_03 Flugblätter und Wandzeitungen (Flyer und Plakate)  

HP07_04 Beiträge / Aufrufe in Blogs, Plattformen, sozialen Medien  

HP07_05 Boykott von Lehrveranstaltungen  

HP07_06 Einflussnahme über Gremien  

HP07_07 (Instituts-)Besetzungen  

HP07_08 Demonstrationen und Kundgebungen  

1 = Akzeptiere ich grundsätzlich 

2 = Akzeptiere ich nur in Ausnahmefällen 

3 = Lehne ich grundsätzlich ab 

-1 = Keine Angabe 

-9 = nicht beantwortet 

 

[SD02] Geschlecht 

"Mit welchem Geschlecht identifizieren Sie sich am meisten?" 

1 = Divers 

2 = Männlich 

3 = Weiblich 

-1 = Keine Angabe 

-9 = nicht beantwortet 

 

[SD03] Alter 

"Zu welcher Altersgruppe gehören Sie?" 

1 = 20 Jahre und jünger 

2 = 21-25 Jahre 

3 = 26-30 Jahre 

4 = 31-35 Jahre 

5 = 36-40 Jahre 

6 = 41 Jahre und älter 

-1 = Keine Angabe 

-9 = nicht beantwortet 

 

[SD04] Fachbereich 

"Welchem Fachbereich gehören Sie an?" 

1 = FB 01: Rechtswissenschaften 

2 = FB 02: Wirtschaftswissenschaften 

3 = FB 03: Gesellschaftswissenschaften und Philosophie 
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4 = FB 04: Psychologie 

5 = FB 05: Evangelische Theologie 

6 = FB 06: Geschichte und Kulturwissenschaften 

7 = FB 09: Germanistik und Kunstwissenschaften 

8 = FB 10: Fremdsprachliche Philologien 

9 = FB 12: Mathematik und Informatik 

10 = FB 13: Physik 

11 = FB 15: Chemie 

12 = FB 16: Pharmazie 

13 = FB 17: Biologie 

14 = FB 19: Geographie 

15 = FB 20: Medizin 

16 = FB 21: Erziehungswissenschaften 

-1 = Keine Angabe 

-9 = nicht beantwortet 

 

[SD05] Semester 

"In welchen Fachsemester studieren Sie?" 

SD05_01 Ich studiere im ... Semester.  

SD05_01a Ich studiere im ... Semester.: Keine Angabe  

1 = nicht gewählt 

2 = ausgewählt 

 

[SD06] Abschluss 

"Welchen Abschluss streben Sie derzeit an?" 

1 = Bachelor 

2 = Diplom 

3 = Kirchlicher Abschluss/Magister 

4 = Staatsexamen 

5 = Master 

6 = Promotion 

-1 = Keine Angabe 

-9 = nicht beantwortet 

 

[SD07] Land 

"Studieren Sie in Marburg im Rahmen eines Auslandsstudiums?" 

1 = Ja 

2 = Nein 

-1 = Keine Angabe 

-9 = nicht beantwortet 

 


